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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Alexander König, Josef Zellmeier, Martin 
Bachhuber, Hans Herold, Johannes Hintersberger, Michael Hofmann, Dr. Gerhard 
Hopp, Harald Kühn, Steffen Vogel, Ernst Weidenbusch, Georg Winter und Fraktion 
(CSU), 

Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Bernhard Pohl, Gerald Pittner, Prof. (Univ. 
Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert Faltermeier, Hans 
Friedl, Tobias Gotthardt, Eva Gottstein, Wolfgang Hauber, Johann Häusler, Dr. 
Leopold Herz, Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Rainer Ludwig, Kerstin Radler, 
Robert Riedl, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Aufnahme der Änderung des BayernFonds- und Finanzagentur-Gesetzes 
(Drs. 18/19171) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Nach Art. 9 wird folgender Art. 10 eingefügt:  

,Art. 10 

Änderung des BayernFonds- und Finanzagentur-Gesetzes 

Das BayernFonds- und Finanzagentur-Gesetz (BayFoG) vom 27. April 2020 
(GVBl. S. 230, BayRS 670-1-F) wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 7 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „26“ durch die Angabe „6,5“ und die 
Angabe „31. Dezember 2021“ durch die Angabe „30. Juni 2022“ ersetzt.  

2. In Art. 9 Abs. 1 wird die Angabe „20“ durch die Angabe „10“ ersetzt.  

3. Art. 11 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 wird die Angabe „31. Dezember 2021“ durch die Angabe 
„30. Juni 2022“ ersetzt.  

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:  

„2Anträge auf Stabilisierungsmaßnahmen nach Art. 7 und 8 können bis 
zum 30. April 2022 gestellt werden.“  

cc) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die Sätze 3 bis 5.  

b) In Abs. 2 wird die Angabe „31. Dezember 2021“ durch die Angabe 
„30. Juni 2022“ ersetzt.‘ 

2. Die bisherigen Art. 10 und 11 werden die Art. 11 und 12.  
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Begründung:  

Zu Nr. 1 (Änderung des BayernFonds- und Finanzagentur-Gesetzes)  

Zum 1. Mai 2020 trat das BayernFonds- und Finanzagentur-Gesetz (BayFoG) in Kraft. 
Ziel des Gesetzes ist, die aus der COVID-19-Pandemie resultierenden Liquiditäts- und 
Kapitalbedarfe der bayerischen Wirtschaft zu decken, um einen dramatischen Anstieg 
der Unternehmensinsolvenzen und damit verbunden auch umfangreiche Arbeitsplatz-
verluste und eine Belastung zahlreicher Wirtschaftszweige zu vermeiden oder abzumil-
dern. Der BayernFonds steht entsprechend seiner gesetzlichen Zielsetzung subsidiär 
zu anderen Finanzierungsmitteln. Nur wenn diese nicht anwendbar oder nicht ausrei-
chend sind, kommen Unterstützungen durch den BayernFonds in Betracht.  

Nach bisheriger Rechtslage waren Stabilisierungsmaßnahmen des BayernFonds bis 
zum 31. Dezember 2021 möglich. Diese Möglichkeit soll bis zum 30. Juni 2022 verlän-
gert werden. Hierdurch wird die weitergehende Handlungsfähigkeit des BayernFonds 
sichergestellt. Im Falle einer Nicht-Verlängerung des BayFoG könnten seit dem 1. Ja-
nuar 2022 grundsätzlich keine Stabilisierungsmaßnahmen mehr aus dem BayernFonds 
gewährt werden. Beihilfen könnten dann allenfalls noch in einem Einzelgenehmigungs-
verfahren bei der Europäischen Kommission angemeldet und genehmigt werden. Alter-
native Unterstützungsmöglichkeiten (z. B. durch LfA-Kredite und Bürgschaften, Staats-
bürgschaften des Freistaates Bayern) stehen den Unternehmen grundsätzlich nach wie 
vor zur Verfügung und wären auch im Falle der Verlängerung vorrangig zu nutzen. 
Nichtsdestotrotz hat die Vergangenheit gezeigt, dass der BayernFonds in Einzelfällen 
ein wichtiger und individueller Finanzierungsbaustein zur Absicherung von Unterneh-
men und Überbrückung von Corona-Schwierigkeiten sein kann.  

Die Verlängerung ist notwendig, um im Bedarfsfall Unternehmen der Realwirtschaft Sta-
bilisierungsmaßnahmen des BayernFonds zur Abfederung der wirtschaftlichen Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie auch weiterhin gewähren zu können. Das Infektions-
geschehen und die einhergehende Verschärfung der Corona-Maßnahmen lassen auch 
in der ersten Jahreshälfte 2022 für zahlreiche Branchen anhaltende oder gar ver-
schärfte wirtschaftliche Schwierigkeiten erwarten. In dieser unsicheren Lage soll ein 
klares Signal der Kontinuität und Verlässlichkeit an den bayerischen Mittelstand gesen-
det und Planbarkeit geschafft werden. Um auch weiterhin gesunde Unternehmen vor 
der Pandemie zu schützen, Arbeitsplätze zu sichern und die Substanz am Wirtschafts-
standort Bayern zu erhalten, soll der Rahmen für Stabilisierungsmaßnahmen des Bay-
ernFonds bis 30. Juni 2022 verlängert werden.  

Der BayernFonds wurde am 20. August 2020 von der Europäischen Kommission auf 
Grundlage des Befristeten Rahmens für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft 
angesichts des Ausbruchs von COVID-19 vom 19. März 2020 bis zum 31. Dezem-
ber 2021 genehmigt. Die Europäische Kommission hat am 18. November 2021 (Az. der 
Europäischen Kommission C(2021) 8442 final, betreffend: 6. Änderung des Befristeten 
Rahmens für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft) beschlossen, den Befris-
teten Rahmen für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft angesichts des der-
zeitigen Ausbruchs von COVID-19 bis zum 30. Juni 2022 zu verlängern. Europarecht-
lich wurden damit die Voraussetzungen für die Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union geschaffen, ihre Corona-Hilfsprogramme über den 31. Dezember 2021 bis längs-
tens 30. Juni 2022 fortzuführen. Für die Gewährung von Beihilfen war über die abstrakte 
Verlängerung des Befristeten Rahmens hinaus auch die konkrete Verlängerung der bei-
hilferechtlichen Genehmigung des BayernFonds durch die Europäische Kommission 
erforderlich. Diese erfolgte per Mitteilung vom 21. Dezember 2021 (Az. der Europäi-
schen Kommission C(2021) 9879 final; betreffend: Germany COVID-19: Modification to 
SA.57447 (2020/N)). 

Der BayernFonds hat sich von Beginn an konzeptionell am Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds des Bundes (WSF) orientiert, der entsprechend der gesetzlichen Regelung bis-
lang ebenfalls nur bis zum 31. Dezember 2021 Stabilisierungsmaßnahmen ermöglichte. 
Der Bund hat die Laufzeit seines WSF angesichts der von der Europäischen Kommis-
sion eingeräumten Verlängerungsoption ebenfalls bis zum 30. Juni 2022 verlängert und 
das WSF-Volumen dabei deutlich reduziert (Garantien von 400 Mrd. Euro auf 100 Mrd. 
Euro; Kreditermächtigung von 100 Mrd. Euro auf 50 Mrd. Euro). Begründet wird dies 
mit der zeitlichen Befristung der Verlängerung bis 30. Juni 2022 und auch mit der nach 
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wie vor verhaltenen Nachfrage. Gleiche Überlegungen gelten auch für den Bayern-
Fonds.  

Die Befristung im BayFoG soll hierzu korrespondierend ebenfalls bis zum 30. Juni 2022 
verlängert werden. Der Garantierahmen des BayernFonds sowie der Umfang der Kre-
ditermächtigung zur Deckung von Inanspruchnahmen und von Aufwendungen und von 
Maßnahmen werden – angesichts der zeitlich begrenzten Verlängerung bis zum 
30. Juni 2022 – reduziert.  

Das für das Haushaltsgesetz 2022 vorgesehene rückwirkende Inkrafttreten zum 1. Ja-
nuar 2022 soll auch für die Änderung des BayFoG gelten, wodurch eine nahtlose Ver-
längerung des BayernFonds bis zum 30. Juni 2022 erreicht werden soll. Damit kann der 
BayernFonds im Bedarfsfall Unternehmen der Realwirtschaft zur Abfederung der wirt-
schaftlichen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auch weiterhin und nahtlos, d. h. 
über den 31. Dezember 2021 hinaus bis zum 30. Juni 2022, Stabilisierungsmaßnahmen 
gewähren. Der Bund hat bereits vor dem Jahreswechsel 2021/2022 durch die erfolgte 
WSF-Verlängerung eine solche Situation herbeigeführt. Um auch hier den bislang prak-
tizierten Gleichklang zwischen WSF und BayernFonds beizubehalten, soll die Verlän-
gerung des BayernFonds rückwirkend zum 1. Januar 2022 vorgenommen werden. Die 
geplante Gesetzesänderung mit Rückwirkung begegnet auch keinen verfassungsrecht-
lichen Bedenken. Das Änderungsvorhaben wirkt auf gegenwärtige, noch nicht abge-
schlossene Sachverhalte und Rechtsbeziehungen für die Zukunft ein und stellt mithin 
eine unechte Rückwirkung (tatbestandliche Rückanknüpfung) dar, die grundsätzlich mit 
der Verfassung vereinbar ist. Auch für sie ergeben sich aber aus den rechtsstaatlichen 
Prinzipien der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes verfassungsrechtliche 
Grenzen. Diese sind vorliegend gewahrt, da es sich bei dem Änderungsvorhaben um 
eine rückwirkende Begünstigung durch den Gesetzgeber handelt; rückwirkende Be-
günstigungen sind grundsätzlich zulässig. Die Gewährung von Hilfen aus dem Bayern-
Fonds hat einen begünstigenden Charakter für den Antragsteller, es sind keine belas-
tenden Folgen erkennbar.  

Die vorgesehenen Regelungen schaffen die notwendigen gesetzlichen Grundlagen zur 
Gewährung von Stabilisierungsmaßnahmen durch den BayernFonds. 

Im Einzelnen: 

Zu Art. 10 Nr. 1 (Änderung des Art. 7 Abs. 1 Satz 1 BayFoG) 

Der BayernFonds ist derzeit ermächtigt, für vom 1. Mai 2020 bis zum 31. Dezem-
ber 2021 begebene Schuldtitel und begründete Verbindlichkeiten Garantien zu über-
nehmen. Diese befristete Möglichkeit wird bis zum 30. Juni 2022 verlängert.  

Der Maximalbetrag für Garantien, die der BayernFonds begeben darf, wird – angesichts 
der zeitlich begrenzten Verlängerung bis zum 30. Juni 2022 – von 26 Milliarden Euro 
auf 6,5 Milliarden Euro reduziert. Begründet wird diese Reduzierung mit der zeitlichen 
Befristung der Verlängerung bis 30. Juni 2022 und auch mit der nach wie vor verhalte-
nen Nachfrage (bis Ende 2021 noch keine Garantieübernahmen durch den Bayern-
Fonds erfolgt). Die Kürzung des Garantierahmens erfolgt entsprechend der Kürzung 
beim Bund (Reduzierung auf ein Viertel). Damit würde die Orientierung am Bund ge-
wahrt, wenn auch das ursprüngliche Garantievolumen sich nicht an dem des Bundes 
orientiert hatte.  

Zu Art. 10 Nr. 2 (Änderung des Art. 9 Abs. 1 BayFoG) 

Die Kreditermächtigung zur Deckung von Aufwendungen und Maßnahmen nach die-
sem Gesetz wird angesichts der zeitlich begrenzten Verlängerung bis zum 30. Juni 
2022 von 20 Milliarden Euro auf 10 Milliarden Euro reduziert. Die Kürzung der Krediter-
mächtigung erfolgt entsprechend der Kürzung beim Bund (Reduzierung auf die Hälfte). 
Die bisherige Nachfrage lässt nicht erwarten, dass es durch die Kürzung zu Engpässen 
kommen könnte (Stand der Kreditermächtigungen zum 31. Dezember 2021: 36,8 Mio. 
Euro). Damit würde die Orientierung am Bund gewahrt, wenn auch das ursprüngliche 
Garantievolumen sich nicht an dem des Bundes orientiert hatte.  

Die Kreditermächtigung ist nach dem Ausnahmetatbestand zur Schuldenbremse ge-
mäß Art. 82 Abs. 3 Satz 1 der Verfassung (deckungsgleich: Art. 109 Abs. 3 Satz 2 Halb-
satz 2 des Grundgesetzes) zulässig. Für das Vorliegen dieses Ausnahmetatbestandes 
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wird auf die Gesetzesbegründung zu Art. 2a Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 2022 ver-
wiesen. 

Zu Art. 10 Nr. 3 (Änderung des Art. 11 BayFoG) 

Zu Buchst. a (Änderung des Art. 11 Abs. 1 BayFoG) 

Die zurzeit bis zum 31. Dezember 2021 befristete Möglichkeit von Stabilisierungsmaß-
nahmen des BayernFonds wird entsprechend der Verlängerung des Befristeten Rah-
mens bis zum 30. Juni 2022 verlängert.  

Durch die Einfügung des neuen Satzes 2 wird klargestellt, dass Anträge – entsprechend 
der Neuregelung für den WSF – auf Gewährung von Stabilisierungsmaßnahmen nur 
bis zum 30. April 2022 gestellt werden können. Aus der Antragsstellungsfrist ergibt sich 
kein Anspruch auf Entscheidung innerhalb des verlängerten Gewährungszeitraums 
nach Abs. 1 Satz 1. Die Bestimmung des Art. 11 Abs. 2 bleibt unberührt.  

Die neue Nummerierung der bisherigen Sätze 2 bis 4 ist eine redaktionelle Folgeände-
rung.  

Zu Buchst. b (Änderung des Art. 11 Abs. 2 BayFoG) 

Anpassung an die Verlängerung in Abs. 1 Satz 1.  

Zu Nr. 2 (Folgeänderungen)  

Die Umbenennung der bisherigen Art. 10 und 11 in Art. 11 und 12 beruht auf das Ein-
fügen des Art. 10 (siehe Nr. 1) und ist demnach eine reine redaktionelle Folgeänderung. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 18/19171 

über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern für das 
Haushaltsjahr 2022 
(Haushaltsgesetz 2022 - HG 2022) 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Anna Schwamberger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/21219 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: A 13 für alle Lehrkräfte - Einstieg zum Schuljahr 2022/2023 
(Drs. 18/19171) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Andreas Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/21220 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Änderung des Pflegegeldgesetzes 
(Drs. 18/19171) 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Johannes Becher u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/21221 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Kita-Beitragszuschüsse analog zum Krippengeld an Einkommens-
grenze koppeln 
(Drs. 18/19171) 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christian Hierneis u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/21222 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Einführung eines Bayerischen Wasserentnahmeentgeltgesetzes 
(Drs. 18/19171) 
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6. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Kerstin Celina u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/21223 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Änderung des Familiengeldgesetzes 
(Drs. 18/19171) 

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Kerstin Celina u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/21224 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Einführung eines Gehörlosengeldes 
(Drs. 18/19171) 

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian von Brunn, Harald Güller, Flo-
rian Ritter u.a. SPD 

Drs. 18/21233 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Streichung der Wiederbesetzungssperre 
(Drs. 18/19171) 

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian von Brunn, Harald Güller, Flo-
rian Ritter u.a. SPD 

Drs. 18/21234 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Art. 6i (Stellenhebungen im Haushalt 2022) - Schaffung von Beförde-
rungsmöglichkeiten 
(Drs. 18/19171) 

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian von Brunn, Harald Güller, Flo-
rian Ritter u.a. SPD 

Drs. 18/21235 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Verdoppelung der Ballungsraumzulage und Aufhebung des Anwärter-
grenzbetrags 
(Drs. 18/19171) 

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Ferdinand Mang, Franz Bergmüller, 
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 

Drs. 18/21503 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Änderung des Art. 30 der Bayerischen Haushaltsordnung 
(Drs. 18/19171) 

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Ferdinand Mang, Franz Bergmüller, 
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
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Drs. 18/21504 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Änderung des Art. 2a - Kreditermächtigung 
(Drs. 18/19171) 

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Alexander König, Jo-
sef Zellmeier u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Bernhard Pohl u.a. und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 18/21571 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Aufnahme der Änderung des BayernFonds- und Finanzagentur-Geset-
zes 
(Drs. 18/19171) 

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Alexander König, Jo-
sef Zellmeier u.a. CSU, 
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Bernhard Pohl u.a. und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 18/21915 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022 
hier: Ergänzung des Art. 8 Abs. 14 - Rückbürgschaft gegenüber der LfA För-
derbank Bayern 
(Drs. 18/19171) 

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Alexander König, 
Tobias Reiß u.a. CSU, 
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Nikolaus Kraus u.a. und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 18/22050 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2022  
hier: Aufnahme der Änderung des Bayerischen Jagdgesetzes 
(Drs. 18/19171) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

1. Art. 1 (Feststellung des Haushaltsplans) wird wie folgt gefasst: 

„Art. 1 
Feststellung des Haushaltsplans 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan des Freistaates 
Bayern für das Haushaltsjahr 2022 wird in Einnahmen und Ausgaben auf 
71 188 667 600 € festgestellt.“ 

 

2. In Art. 2a Abs. 1 Satz 1 (Kreditermächtigung – Kapitel 13 19 (Sonderfonds 
Corona-Pandemie)) wird die Angabe „5 832 305 000 €“ durch die Angabe 
„5 806 256 000 €“ ersetzt. 
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3. Dem Art. 8 (Sonstige Ermächtigungen und Regelungen) werden die folgenden 
Abs. 15 und 16 angefügt: 

„(15) Die Staatsregierung wird ermächtigt, Bürgschaften, Garantien und 
sonstige Gewährleistungen zulasten des Freistaates Bayern für die Absiche-
rung von Darlehen einschließlich der dazugehörigen Zinsen an Eigentümer 
und Erbbauberechtigte gegenüber der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt 
zur energetischen Sanierung und dauerhaften Erhaltung von bestehenden 
Staatsbedienstetenwohnungen bis zur Höhe von insgesamt 100 000 000 € zu 
übernehmen. 

(16) 1Das Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Ener-
gie wird ermächtigt, der Forschungszentrum Jülich Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung an dem staatseigenen Grundstück Flurstück-Nr. 1946/745 
der Gemarkung Erlangen mit 3 132 m² ein auf die Dauer von bis zu 60 Jahren 
befristetes, unentgeltliches Erbbaurecht einzuräumen. 2Die Ermächtigung be-
inhaltet die unentgeltliche Übertragung des vom bisherigen Erbbaurechtsneh-
mer Bayerisches Zentrum für Angewandte Energieforschung e. V. erstellten 
Gebäudes unter der Maßgabe, dass bei Ablauf oder Heimfall des Erbbau-
rechts eine Gebäudewertentschädigung entfällt.“ 

 

 

4. Nach Art. 9 wird folgender Art. 10 eingefügt: 

,Art. 10 

Änderung des BayernFonds- und Finanzagentur-Gesetzes 

Das BayernFonds- und Finanzagentur-Gesetz (BayFoG) vom 27.April 
2020 (GVBl. S. 230, BayRS 670-1-F) wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 7 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „26“ durch die Angabe „6,5“ und 
die Angabe „31. Dezember 2021“ durch die Angabe „30. Juni 2022“ er-
setzt. 

2. In Art. 9 Abs. 1 wird die Angabe „20“ durch die Angabe „10“ ersetzt. 

3. Art. 11 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „31. Dezember 2021“ durch die An-
gabe „30. Juni 2022“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

 „2Anträge auf Stabilisierungsmaßnahmen nach Art. 7 und 8 
können bis zum 30. April 2022 gestellt werden.“ 

cc) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die Sätze 3 bis 5. 

b) In Abs. 2 wird die Angabe „31. Dezember 2021“ durch die Angabe 
„30. Juni 2022“ ersetzt.‘ 

 

5. Die bisherigen Art. 10 und 11 werden die Art. 11 und 12. 

 

6. In Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) Vor der Überschrift wird die Angabe „(zu Art. 10)“ durch die Angabe „(zu 
Art. 11)“ ersetzt. 

b) Der Nr. 3.2 wird folgende Nr. 3.2.3 angefügt: 

„3.2.3 1Im Einvernehmen mit den betroffenen obersten Dienstbehörden 
können in besonderen, unvorhergesehenen Einzelfällen Stellen 
der Besoldungsordnung R zu Gunsten der Verfassungsgerichts-
barkeit, der ordentlichen Gerichtsbarkeit und der Fachgerichtsbar-
keiten kapitel- und einzelplanübergreifend in Anspruch genommen 
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werden. 2Die Inanspruchnahme soll nicht länger als zwölf Monate 
erfolgen.“ 

 

7. Die Anlage zu Art. 1 des Haushaltsgesetzes wird wie folgt geändert: 

Einzelplan 16 – Staatsministerium für Digitales 

Bei Kap. 16 04 (IT-Beauftragter der Staatsregierung) werden folgende neue 
Titel eingefügt: 

Titel FKZ Zweckbestimmung 2022 
Tsd. € 

686 02 011 Ausgaben im Rahmen staatlich-kommunaler Zu-
sammenarbeit in Digitalisierungsfragen und der 
Kooperation mit der Anstalt für Kommunale Da-
tenverarbeitung in Bayern (AKDB) 

--- 

831 01 011 Staatlich-kommunale Zusammenarbeit in Digita-
lisierungsfragen und Kooperation mit der AKDB 

--- 

 

 

Berichterstatter zu 1, 13:   Hans Herold 
Berichterstatterin zu 2-7:   Claudia Köhler 
Berichterstatter zu 8-10:   Harald Güller 
Berichterstatter zu 11-12:   Ferdinand Mang 
Mitberichterstatterin zu 1, 13: Claudia Köhler 
Mitberichterstatter zu 2-12:   Hans Herold 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen federführend zugewiesen.  
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 

Zum Gesetzentwurf wurden nach der federführenden Beratung die Ände-
rungsanträge Drs. 18/21915 und Drs. 18/22050 eingereicht. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge Drs. 18/21219, Drs. 18/21220, Drs. 18/21221, Drs. 18/21222, Drs. 
18/21223, Drs. 18/21224, Drs. 18/21233, Drs. 18/21234, Drs. 18/21235, Drs. 
18/21503, Drs. 18/21504 und Drs. 18/21571 in seiner 131. Sitzung am  
9. März 2022 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t im m u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21571 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21233 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21224 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21221 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21234 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21235 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21219 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 18/21503 und 18/21504 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 18/21220, 18/21222 und 18/21223 hat 
der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 18/21219, Drs. 18/21220, 
Drs. 18/21221, Drs. 18/21222, Drs. 18/21223, Drs. 18/21224, Drs. 18/21233, 
Drs. 18/21234, Drs. 18/21235, Drs. 18/21503, Drs. 18/21504, Drs. 18/21571, 
Drs. 18/21915 und Drs. 18/22050 in seiner 75. Sitzung am 31. März 2022 end-
beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t  
mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

 

1. In Art. 8 Abs. 14 werden nach dem Wort „Coronavirus“ die Wörter „oder in-
folge des Kriegs in der Ukraine“ eingefügt. 

2. In Art. 9 werden die Wörter „das zuletzt durch Art. 9 und 10 des Gesetzes 
vom 9. April 2021 (GVBl. S. 150) geändert worden ist,“ durch die Wörter „das 
zuletzt durch die §§ 3, 4 und 5 des Gesetzes vom 23. Dezember 2021 (GVBl. 
S. 663) geändert worden ist,“ ersetzt.  
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3. Nach dem neuen Art. 10 wird folgender Art. 11 eingefügt: 

,Art.11 
Änderung des Bayerischen Jagdgesetzes 

Art. 33 des Bayerischen Jagdgesetzes (BayJG) in der in der Bayeri-
schen Rechtssammlung (BayRS 792-1-L) veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch § 1 Abs. 345 der Verordnung vom 26. März 2019 
(GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 4 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 
b) Folgende Nr. 5 wird angefügt: 

 „5.  abweichend von § 22 Abs. 4 Satz 4 des Bundesjagdgesetzes 
unter Beachtung der in Art. 9 Abs. 2 der Richtlinie 2009/147/EG 
genannten Maßgaben das Ausnehmen oder Unfruchtbarma-
chen der Gelege von Federwild aus den in Art. 9 Abs. 1 der 
Richtlinie 2009/147/EG genannten Gründen zu gestatten, so-
fern es keine andere zufriedenstellende Lösung gibt.“ 

 
2. In Abs. 5 Nr. 2 werden die Wörter „Absatz 3 Nr. 1 und 2“ durch die An-

gabe „Abs. 3 Nr. 1, 2 und 5“ ersetzt.‘ 
 

4. Der bisherige neue Art. 11 wird Art. 12. 
5. Der bisherige neue Art. 12 wird Art. 13 und Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a)   Der Wortlaut wird Satz 1. 

b)   Folgender Satz 2 wird angefügt: 
 „2Abweichend von Satz 1 tritt Art. 11 am 1. Mai 2022 in Kraft.“ 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/22050 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in die Stellungnahme des end-
beratenden Ausschusses seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21571 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
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Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs.18/21915 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in die Stellungnahme des end-
beratenden Ausschusses seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21233 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21224 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21221 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21234 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21235 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/21219 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 18/21503 und 18/21504 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 18/21220, 18/21222 und 18/21223 hat 
der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Josef Zellmeier 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher
Abg. Josef Zellmeier
Abg. Claudia Köhler
Abg. Gudrun Brendel-Fischer
Abg. Bernhard Pohl
Erster Vizepräsident Karl Freller
Abg. Andreas Winhart
Abg. Ulrich Singer
Abg. Harald Güller
Abg. Dr. Helmut Kaltenhauser
Abg. Ernst Weidenbusch
Abg. Tim Pargent
Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch
Abg. Katrin Ebner-Steiner
Abg. Hans Herold
Abg. Ferdinand Mang
Staatsminister Albert Füracker
Präsidentin Ilse Aigner



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe jetzt zur gemeinsamen Bera-

tung die Tagesordnungspunkte 17 bis 19 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes und der Bayerischen 

Durchführungsverordnung Finanzausgleichsgesetz 

(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2022) (Drs. 18/19170)

- Zweite Lesung -

hierzu:

Interfraktioneller Änderungsantrag von Abgeordneten der CSU-Fraktion und der 

Fraktion FREIE WÄHLER (Drs. 18/21916)

Änderungsantrag der AfD-Fraktion (Drs. 18/21509)

und

Haushaltsplan 2022

Einzelplan 13

Allgemeine Finanzverwaltung

hierzu:

Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 18/21449 mit 

18/21458)

Änderungsanträge der AfD-Fraktion (Drsn. 18/21483 mit 18/21490)

Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-Fraktion (Drsn. 18/21411 mit 

18/21424)

Änderungsanträge der FDP-Fraktion (Drsn. 18/21399 mit 18/21406)

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 

Claudia Köhler u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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(Drs. 18/21913) 

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung

über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern für das 

Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022 - HG 2022) (Drs. 18/19171)

- Zweite Lesung -

hierzu:

Interfraktioneller Änderungsantrag der CSU-Fraktion und der Fraktion FREIE 

WÄHLER (Drs. 18/21571)

Interfraktionelle Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-Fraktion und der 

Fraktion FREIE WÄHLER (Drsn. 18/21915 und 18/22050)

Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 18/21219 mit 

18/21224)

Änderungsanträge der AfD-Fraktion (Drsn. 18/21503 und 18/21504)

Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-Fraktion (Drsn. 18/21233 mit 

18/21235)

und

Änderungsantrag der Abgeordneten

Thomas Kreuzer, Alexander König, Tobias Reiß u. a. (CSU),

Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Nikolaus Kraus u. a. und Fraktion (FREIE 

WÄHLER)

hier: Weitere Änderung des Bayerischen Jagdgesetzes (Drs. 18/22225)

In die Beratungen wird noch der interfraktionelle Änderungsantrag von Abgeordneten 

der CSU-Fraktion und der Fraktion FREIE WÄHLER zum Entwurf des Haushaltsgeset-

zes 2022 auf Drucksache 18/22225 einbezogen. Der Antrag wurde Ihnen vorab elek-

tronisch übermittelt.
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Im Ältestenrat wurde für die gemeinsame Aussprache eine Gesamtredezeit der Frak-

tionen von 119 Minuten vereinbart. Bevor ich die Aussprache eröffne, gebe ich be-

kannt, dass zu zwei Änderungsanträgen namentliche Abstimmung beantragt wurde. 

Konkret handelt es sich hierbei um den zum Plenum eingereichten Änderungsantrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 18/21913 zum Einzelplan 13 

und um den Änderungsantrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 18/21416 zum Ein-

zelplan 13. Darüber hinaus hat die AfD-Fraktion beantragt, über ihre Änderungsanträ-

ge zum Einzelplan 13 auf den Drucksachen 18/21484, 18/21487 und 18/21490 geson-

dert in einfacher Form abzustimmen. Außerdem hat die FDP-Fraktion 

Einzelabstimmung in einfacher Form zu ihrem Änderungsantrag zum Einzelplan 13 

auf Drucksache 18/21403 beantragt. Schließlich soll nach dem Wunsch der AfD-Frak-

tion über deren Änderungsantrag auf Drucksache 18/21504 zum Entwurf des Haus-

haltsgesetzes 2022 gesondert in einfacher Form abgestimmt werden.

Ich eröffne nun die gemeinsame Aussprache. Als erster Redner hat Herr Kollege Josef 

Zellmeier, CSU-Fraktion, das Wort.

Josef Zellmeier (CSU): Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Wir kommen 

zum Endspurt der Haushaltsberatungen. Viele sind noch in der Mittagspause – eine 

halbe Stunde ist immer etwas zu kurz, bis man das Essen bekommt –, ich habe Ver-

ständnis dafür. Nichtsdestoweniger ist es sehr wichtig, was wir jetzt machen. Wir zie-

hen bei dem Einzelplan 13 eine Schlussbilanz. Das Haushaltsgesetz und das Finanz-

ausgleichsgesetz sind ganz besonders wichtig; denn sie bilden die Basis dafür, dass 

wir für die Menschen in unserem Land gut handeln können.

Nach intensiven Diskussionen kann man feststellen: Der Haushalt 2022 ist erneut kein 

normaler Haushalt. Alle Kolleginnen und Kollegen, die in den letzten zwei Jahren 

dabei waren, wissen, die Nachtragshaushalte 2020 und 2021 sowie der heurige Etat 

waren und sind durch Krisen bestimmt, durch die Corona-Krise, von der wir alle hof-

fen, dass sie im Auslaufen begriffen ist, die aber auf jeden Fall noch finanzielle Nach-

wirkungen haben wird, und die Ukraine-Krise, die auch direkt auf unseren Freistaat 
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wirkt. Man hat den Eindruck, als ob Corona durch die Bundesregierung abgesagt wor-

den wäre. Wir sehen dies nicht so. Wir sehen die hohen Inzidenzen und die Personal-

engpässe, vor allem im Bereich der Kranken- und Altenpflege. Deshalb wissen wir, 

dass wir in diesem Bereich weiterhin Mittel bereitstellen müssen. Wir sehen die Ener-

giepreise, die schwindelerregende Höhen erreichen, und die vielen Flüchtlinge aus der 

Ukraine, die Tag für Tag zu uns kommen.

Hier war es richtig und wichtig, den Kommunen zuzusagen, dass wir 100 % der Unter-

bringungskosten durch den Freistaat übernehmen, und damit die Motivation zu schaf-

fen, damit sich die Kommunen aktiv um eine gute Unterbringung kümmern, die sehr 

wichtig ist für Menschen, die sich momentan in einer äußerst schwierigen Lage befin-

den. Sie wissen alle, wir nehmen rund ein Drittel der Menschen, die aus der Ukraine 

kommen, in Bayern auf. Dies ist mehr als das Doppelte des Volumens nach dem Kö-

nigsberger Schlüssel, das heißt unseres Bevölkerungsanteils. Wir sind hier zwar be-

sonders gefordert, aber man sieht auch hier wieder: Bayern, die bayerische Politik und 

die bayerische Verwaltung sowie die vielen freiwilligen Helferinnen und Helfer ermögli-

chen, dass es bei uns besser als in vielen anderen Bundesländern funktioniert.

Wichtig ist für uns aus finanzieller Sicht, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass sich der 

Bund massiv an den Kosten beteiligt. Wir erwarten vom Bund, dass er uns die Kosten, 

die uns entstehen, ganz oder zu einem großen Teil erstattet; denn die Ukraine-Krise 

bzw. der Krieg in der Ukraine ist kein Problem, das die Länder und Kommunen in der 

Unterbringung lösen müssen. Hier ist der Bund gefordert. Dies ist ein Teil der Außen-

politik und der internationalen Hilfe. Hier muss uns der Bund zu Hilfe kommen. Diese 

Unsicherheit, ob wir die Kosten, die wir den Kommunen erstatten, zurückerhalten wer-

den, prägt auch den Haushalt. Hier kann ich nur an den Bund appellieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wissen auch nicht, ob wir mit den Geldern, die wir 

eingeplant haben, tatsächlich zurande kommen werden. Wir wissen nicht, ob es viel-

leicht noch einmal eine Corona-Variante geben wird, die schwere Auswirkungen hat. 

Deshalb haben wir für dieses Jahr zu Recht die Ausnahme bei der Schuldenbremse 
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genutzt. Wir werden Kredite aufnehmen, was der DNA Bayerns und vor allem der 

DNA der CSU eigentlich widerspricht. Wir sind immer für stabile Finanzen gewesen. 

Wir waren es, die die Schuldenbremse im Bund durchgesetzt und in die Verfassung 

gebracht haben. Wir haben dafür gesorgt, dass der Staat in der Regel nicht mehr aus-

gibt, als er einnimmt, wie es auch jeder ehrbare Kaufmann und jeder vernünftige Bür-

ger tut. Wenn man investieren muss und eine Sondersituation herrscht, ist das in Ord-

nung, aber danach muss es wieder möglich sein, mit den laufenden Einnahmen 

zurechtzukommen. Jetzt haben wir schon im dritten Jahr in Folge die Ausnahme. Wir 

hoffen, dass es die letzte bleibt. Heuer wird es aber, wie gesagt, nicht ohne Kredite 

gehen.

Trotzdem haben wir den Sonderfonds Corona-Pandemie anders als in der Vergangen-

heit gestaltet. Es gibt keine pauschale Ermächtigung mehr, mit Zustimmung des Haus-

haltsausschusses Gelder auszugeben. Ich halte dies im dritten Jahr auch für richtig. 

Das Haushaltsrecht liegt beim Parlament. Das Parlament muss darüber bestimmen. 

Im dritten Jahr kann man besser planen als in den Vorjahren. Man muss hier die klas-

sischen Mittel außerplanmäßige Ausgaben oder Nachtragshaushalt anwenden, falls 

es im Laufe des Jahres notwendig werden sollte.

Aber auch die Inflation, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist ein wesentlicher Punkt, der 

mir Sorgen bereitet. Wir, die Regierungskoalition, haben schon sehr lange gemahnt 

und an die EZB appelliert: Bitte versucht, die Inflation rechtzeitig zu erkennen und ge-

genzusteuern; denn dieser Kreislauf aus Nullzinsen, dadurch erhöhte Verschuldung in 

anderen Ländern und entsprechend viel Investition in das sogenannte Betongold treibt 

die Inflation, verbunden mit den hohen Energiepreisen und spekulativen Erhöhungen, 

wie wir es jetzt bei der Energie und bei den Lebensmitteln erleben. Der Sachverständi-

genrat geht von 6,1 % Inflation im Jahr 2022 und von 3,4 % im nächsten Jahr aus. 

Diese Werte liegen über den 2 %, die die EU ansteuert. Hier sollten wir wirklich vor-

sichtig sein; denn sonst haben wir eine Lohn-Preis-Spirale, und wir wissen alle, was 

das bedeutet.
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Sorgen muss uns auch bereiten, dass die Baukosten derart galoppieren. Eine Steige-

rung, wie wir sie jetzt im Hochbau erleben, hatten wir in der Vergangenheit nicht. Die 

Preise sind natürlich immer gestiegen, aber die Steigerung nimmt immer mehr zu. 

Auch hier kommt auf den Haushalt eine Belastung zu. Wir investieren zwar unglaub-

lich viel in Bauwerke, Sanierungen und Neubauten, aber die hohen Preise machen 

vieles zunichte, was wir mit den Mitteln gerne noch abfinanziert hätten.

Hinzu kommen die hohen Energiepreise und die Mindereinnahmen, die wir – dies 

muss man sagen – dem Bund zu verdanken haben. Die Entlastung auf Bundesebene 

kostet uns rund 400 Millionen Euro für die Entfernungspauschale, die Grundfreibeträ-

ge und den Arbeitnehmerpauschbetrag.Jetzt kann man natürlich sagen: Entlasten ist 

wichtig. Das haben wir als CSU und als Regierungsfraktion gefordert. Wir wollen ent-

lasten, und zwar an der richtigen Stelle und mit einer dauerhaften Wirkung. Aber nicht 

kurzfristig; denn das kostet vor allem die Länder Geld, bringt den Menschen und der 

Wirtschaft aber nicht den erwünschten Effekt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, seriöse Haushaltspolitik ist uns schon immer wichtig 

gewesen. Das heißt, wir sind die Regierung der seriösen Haushaltspolitik. Wir können 

mit Krisen umgehen und werden die Krisen auch meistern. Natürlich gibt es viele, die 

daran mitwirken. Ich möchte jetzt ein großes Wort des Dankes sagen, nämlich unse-

rem Finanzminister, dir, lieber Albert Füracker, für die verantwortungsvolle Art und 

Weise, in der du mit den Steuergeldern und den Mitteln, die wir im Haushalt bereitstel-

len, umgehst. Lieber Albert, herzlichen Dank für diese großartige Leistung!

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Jetzt werden manche sagen: Na gut, das Geld stellt ja eigentlich der Landtag bereit. 

Das ist richtig. Der Vollzug aber, der Umgang mit dem, was bereitgestellt wird, dass 

wir am Jahresende auch mal Reste einziehen können, ist auch eine Leistung des Fi-

nanzministers. Nicht nur die Planung des Haushalts, sondern auch sein Vollzug sind 
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eine Leistung des Finanzministers. Dafür kann man ihm nur höchsten Respekt und 

höchste Anerkennung zollen.

Internationale Ratingagenturen erkennen unsere Haushaltspolitik an. Wir haben wie-

der Spitzenratings der Agenturen Standard & Poor’s und Moody‘s erhalten. Bayern ist 

das einzige der 16 Bundesländer, das diese Bewertung über viele Jahre hinweg erhal-

ten hat. Das zeigt, dass auch internationale Agenturen unsere Leistung anerkennen. 

Wir helfen einerseits der Wirtschaft und den Menschen in der Krise und gehen ande-

rerseits verantwortungsvoll mit der Verschuldung um.

Insgesamt ist die Haushaltsaufstellung gerade in schwierigen Zeiten ein hartes Stück 

Arbeit. Deshalb ein Dankeschön allen Kolleginnen und Kollegen im Haushaltsaus-

schuss – damit wende ich mich an alle Fraktionen – für die hervorragende Arbeit wäh-

rend der drei Wochen, in denen wir nahezu durchgetagt haben. Wir haben intensiv 

und auch kontrovers beraten, hatten aber trotzdem immer das Ganze im Blick. Ich 

danke auch meiner Stellvertreterin, Frau Köhler. Herzlichen Dank! Sie haben damals, 

als ich mich in die Isolation begeben musste, die Sitzungsleitung souverän übernom-

men. Dafür gilt Ihnen ein großes Dankeschön. Die Sitzungen sind erfolgreich weiter-

gelaufen. Der Kollege Herold hat mich im CSU-Arbeitskreis vertreten.

Bei unserem Koalitionspartner sei Bernhard Pohl an erster Stelle genannt; danke für 

das gute Miteinander. Ein großes Dankeschön allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

der Häuser sowie nicht nur dem Finanzminister und seinen Kolleginnen und Kollegen 

in der Staatsregierung, sondern allen in den einzelnen Ministerien, die am Haushalt 

mitgewirkt haben. Ein großes Dankeschön auch denjenigen, die kurzfristig einge-

sprungen sind, wenn ein Minister oder eine Ministerin coronabedingt verhindert gewe-

sen ist. Auch ihnen ein Dankeschön.

(Beifall)

Nicht zu vergessen sind auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Ausschussbüro; 

denn sie übernehmen ganz wichtige Funktionen. Frau Wichtermann-Robl, Frau Berg-
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bauer-Schlenzger und Herrn Treitner ein großes Dankeschön für die exzellente Arbeit, 

die Sie tagein, tagaus für uns leisten und insbesondere während der Haushaltsbera-

tungen geleistet haben.

(Beifall)

Ebenso den Fraktionsmitarbeitern unserer Fraktion, namentlich Herrn Dr. Raeder, 

sowie Herrn Kazmaier als zuständigem Abteilungsleiter im Finanzministerium, mit dem 

wir immer im engen Kontakt stehen. Ferner natürlich den Offizianten und dem Steno-

grafischen Dienst, ohne den es sowieso nicht gehen würde.

Mein letzter Dank gilt dem bayerischen Steuerzahler. Meine lieben Kolleginnen und 

Kollegen, sie, die Menschen, die fleißig arbeiten, die Arbeitnehmer und Unternehmer, 

sind für uns der Maßstab. Für sie sind wir da. Ihren Geldbeutel wollen wir schonen und 

mit möglichst wenig Aufwand viel erreichen. Wir wollen nicht das Gegenteil: den Men-

schen das Geld aus der Tasche ziehen und es unsinnig verwenden. Danke schön dem 

Steuerzahler, der uns die Basis schafft, um in Bayern gut zu arbeiten.

(Beifall)

Wir haben im Laufe der Zeit immer mal wieder auch vom Obersten Rechnungshof 

über die Frage der Kreditermächtigungen und die pandemiebedingten Ausgaben Kritik 

erhalten – diesmal wegen 20 Milliarden Euro. Hier sei noch einmal festgehalten: 

20 Milliarden Euro waren für ein Jahr geplant. Dieser Betrag reicht uns jetzt für drei 

Jahre. Also auch mit dieser Kreditermächtigung sind wir sorgfältig umgegangen. Im 

letzten Jahr haben wir zur Pandemiebewältigung nur 2,9 Milliarden Euro an Kreditauf-

nahme gebraucht. Das zeigt ja schon, dass mit den Finanzen sorgfältig umgegangen 

wurde. Allein über 3 Milliarden Euro gab es für die Stabilisierung der Kommunen. Als 

ein Beispiel sei die Übernahme der Gewerbesteuerausfälle genannt.

Wir haben die niedrigste Zinsquote aller Bundesländer. Sie ist noch einmal gesunken, 

nämlich von 0,7 auf 0,6 %. Das heißt: Unter 1 % des Haushaltsvolumens wird für Zin-
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sen ausgegeben. Der Durchschnitt der westdeutschen Flächenländer, der uns als 

Maßstab dient, liegt bei über dem Dreifachen. Gleiches gilt für die Pro-Kopf-Verschul-

dung. 2.810 Euro beträgt sie in Bayern. Der Durchschnitt der westdeutschen Flächen-

länder liegt beim Dreifachen, bei 8.645 Euro. Das heißt, trotz vieler Hilfen, trotz 

schwieriger Zeiten sind wir finanziell solide und stabil aufgestellt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein Puffer für Unwägbarkeiten und für Unsicherheiten 

ist natürlich wichtig. Wir haben das zum Beispiel bei der Flüchtlingssituation gehabt. 

Wir haben dafür 1,6 Milliarden Euro im Haushalt. Wir wissen nicht, ob das reichen 

wird. Ich vermute, dass es nicht reichen wird, nachdem die Zahlen immer noch stei-

gen. Es ist aber vorgesorgt.

Wir müssen auch deshalb vorsorgen, weil wir nicht wissen, ob sich die wirtschaftliche 

Lage so entwickelt, wie wir es uns erhoffen. Denken wir zurück: Es war erstaunlich, 

wie schnell sich die Wirtschaft erholt hat. Die Prognose des Sachverständigenrates lag 

bei 3,6 %. Jetzt ist sie wegen des Kriegs in der Ukraine auf 1,8 % reduziert worden. 

Das ist eine Halbierung. Das heißt, wir wissen nicht, ob wir den Vor-Corona-Stand wie-

der schnell erreichen werden. Wirtschaftslage bedeutet ja auch Steuereinnahmen. Lie-

ber Albert Füracker, wir wissen nicht, ob die Steuerschätzung vom November 2021 

tatsächlich auch als Grundlage dienlich ist oder ob wir nachbessern müssen.

Dann haben wir im Rahmen der Haushaltsberatungen unerwartete Haushaltsbelastun-

gen hinzubekommen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, der G7-Gipfel, der nach weni-

gen Jahren schon wieder in Bayern stattfindet, hat uns allein für die Sicherheitsmaß-

nahmen 190 Millionen Euro gekostet. Das andere rund herum haben wir noch gar 

nicht mit eingerechnet. Auch hier die Forderung an den Bund: Wenn der Bund sich 

entscheidet, einen Gipfel öfter in Bayern abzuhalten, weil es bei uns schöner ist, weil 

es bei uns sicherer ist oder weil wir es können – das sage ich ganz selbstbewusst; an-

dere Länder tun sich mit einer solchen Situation wesentlich schwerer –, dann freuen 

wir uns darüber. Es kann aber nicht sein, dass wir nur, weil wir es können, hohe Kos-

ten tragen müssen, wenn der Bund glaubt, bei 16 Bundesländern zur Auswahl schon 
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nach sieben Jahren wieder nach Bayern gehen zu müssen. Wir wären eigentlich erst 

nach 15 Jahren wieder dran gewesen und nicht schon nach sieben Jahren. Dann soll 

der Bund bitte auch die hohen Kosten übernehmen. Die Sicherheit verursacht auch 

nur einen Teil der Kosten. Ich appelliere an die Bundesregierung, hier massiv einzu-

greifen und tätig zu werden.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Die Kosten für die Unterbringung der Flüchtlinge habe ich bereits angesprochen. Des-

halb komme ich jetzt zu den Änderungen, die wir als Regierungsfraktionen einge-

bracht haben.

Hier wird von der Opposition immer die sogenannte Fraktionsreserve kritisiert, die es 

in der Form nicht gibt. Vielmehr sind es Fraktionsanträge, die wir zwischen der CSU 

und den FREIEN WÄHLER abgestimmt haben. Wir haben dafür 60 Millionen Euro ein-

gesetzt und viele vernünftige Dinge auf den Weg gebracht. Wir haben damit auch 

dafür gesorgt, dass der Freistaat Bayern auch in vielen kleinen Dingen auf dem Land 

sichtbar wird, mit Initiativen – wie zum Beispiel der Dorferneuerung, für die wir 5,5 Mil-

lionen Euro zusätzlich einsetzen –, die für Lebensqualität und Wertschöpfung sorgen. 

Wir haben uns der Dinge angenommen, die in der Krise sind, der Schweineerzeu-

gung, der Ferkelerzeugung, mit der Stärkung der Tierwohlinitiative und der Verstär-

kung der Aktion "Saugut" der Ferkelerzeuger.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben damit viel bewegt und werden es auch in 

Zukunft tun. Durch unbegründete Kritik lassen wir uns davon nicht abbringen, noch 

dazu, wo die Opposition dann doch meistens zustimmt, wenn sie auch vorher gerne 

kritisiert.

Wir haben das Sportstättenförderprogramm für den ländlichen Raum, den Raum mit 

besonderem Handlungsbedarf verlängert und setzen dafür je 10 Millionen Euro an 

Verpflichtungsermächtigungen ein. Auch das ist eine wichtige Entscheidung, die im 

Rahmen der Beratungen getroffen wurde.
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Wir haben den BayernFonds, die Hilfe für Unternehmen, die in Schwierigkeiten sind, 

verlängert. Seinen Umfang haben wir reduziert, weil sich herausgestellt hat, dass wir 

ihn in dem Umfang nicht brauchen. Wir wissen aber nicht, ob nicht noch Weiteres auf 

uns zukommt, ob nicht der BayernFonds für die Corona-Krise in einen UkraineFonds 

umgewidmet wird. Wir werden es gegebenenfalls dann sehen.

Noch ein paar Worte zu den Anträgen der Opposition: Hier kommt immer wieder das 

Gleiche. Die SPD fordert Mehrausgaben in Höhe von 350 Millionen Euro, natürlich 

ohne vernünftige Gegenfinanzierung. Sie fordert auch über 3.000 neue Stellen. Liebe 

Kolleginnen und Kollegen, wir haben viele Tausend neue Stellen im Haushalt. Noch 

einmal das Doppelte draufzulegen, geht nicht und wäre unseriös. Das Gleiche sehen 

wir bei den GRÜNEN. Sie fordern knapp Tausend neue Stellen und Mehrausgaben in 

Höhe von 270 Millionen Euro. Sie würden gleichzeitig das Landespflegegeld und das 

Familiengeld streichen oder kürzen. Das ist unsozial und wird unsere Zustimmung nie-

mals finden. Wir stehen zu Jung und Alt. Wir stehen zu allen Generationen und auch 

zur Schuldenbremse, die wir durchgesetzt haben und auch weitertragen wollen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir entnehmen Rücklagen – auch wenn der ORH das 

kritisiert. Wir räumen die Rücklagen nicht aus, weil das ein großer Fehler in unsiche-

ren Zeiten wäre. Wir entnehmen der Rücklage aber 2,9 Milliarden Euro. Wir sorgen 

damit für einen Ausgleich. Eine Schuldenaufnahme und die Rücklagenentnahme zu-

sammen ist der richtige Weg, um für die Zukunft gerüstet zu sein.

Wir investieren in Kindertageseinrichtungen und in Forschung. Wir fördern im Bereich 

der Wirtschaft. Wir haben die höchsten Investitionsquoten in Deutschland. Wir stellen 

viel Geld für die Gesundheit zur Verfügung.

Meine Damen und Herren, ich komme damit langsam zum Ende. Wir stützen viele Be-

reiche, die uns wichtig sind, auch den Neustart in der Kultur. Darum habe ich dieses 

Palmbüschel mitgenommen, das mir vorher eine Initiative überreicht hat; sie nennen 

sich Ratschkathln, kommen aus Niederbayern und haben eine Spende für die Ukraine 
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mitgebracht, die sie der Präsidentin übergeben haben. Ein typisches bayerisches Kul-

turgut. Traditionelle Kultur, moderne Kultur. Wir fördern den Neustart und die Weiter-

führung mit Mitteln, die wir dafür einsetzen, um die Kultur über die Pandemie fortzu-

führen und Neues anzutreiben. Auch das ist uns wichtig. Bayern ist ein Kulturstaat. 

Ein Staat für Heimat und Tradition.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum Schluss. Wir meistern die Gegenwart 

mit all ihren Krisen. Wir investieren in die Zukunft. Wir treffen Vorsorge für künftige Un-

wägbarkeiten und Herausforderungen. Bayern ist ein Fels in der Brandung unsicherer 

Zeiten. Die Menschen können bei uns sicher sein. Wir kämpfen für Stabilität, Wohl-

stand und Innovationen. All das spiegelt der Haushalt 2022 wider. Deshalb bitte ich 

Sie im Hohen Haus um Ihre geschlossene Zustimmung.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Zellmeier. 

– Nächste Rednerin ist für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Frau Kollegin Claudia Köhler.

Claudia Köhler (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Zunächst auch von mir unser Dank an das Ausschussbüro, ans Plenar-

referat, an die Ressorts und die Referenten und Referentinnen, an unseren Vorsitzen-

den Herrn Zellmeier für alle Vorbereitungen. Ohne Sie hätten wir die fast 900 Ände-

rungsanträge nicht gut debattieren können. Danke! Danke auch für die freundlichen 

Worte, Herr Zellmeier. Es war mir eine große Ehre, eine Woche lang für mein Bayern 

die Haushaltsberatungen leiten zu dürfen.

Dieser Haushalt tritt mit vier Monaten Verspätung in Kraft. In einer Pandemie können 

vier Monate eine ganz schön lange Zeit sein. Bayern wartet seit vier Monaten auf Ver-

besserungen in den Gesundheitsämtern, auf mehr Personal, auf die Digitalisierung 

der Verwaltung. Da braucht man nur den ORH-Bericht zu lesen. Schaffen Sie jetzt 

endlich die Strukturen, damit wir wieder ins richtige Fahrwasser kommen! Was uns 

nämlich gerade enorm bremst, sind Ihre Versäumnisse der vergangenen Jahre. Das 
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ist die marode Infrastruktur, das sind Ämter am Limit. Wo kommen wir denn hin, wenn 

wir nach zwei Jahren immer noch nicht in der Lage sind, die richtigen Infektionszahlen 

ans RKI zu melden?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Für diesen Haushalt haben Sie kurzfristig 2,7 Milliarden Euro mehr aus der Rücklage 

nehmen müssen und jetzt am Schluss, da das Geld knapp wird, den Saldo durch 

1,1 Milliarden Euro globale Minderausgabe ausgeglichen. Dazu haben Sie schon wie-

der neue Schulden aufgenommen. All das nach fetten Jahren mit guter Konjunktur 

und Spitzensteuereinnahmen in Bayern! Nichts funktioniert, obwohl viel Geld – aber 

eben leider planlos – ausgegeben wurde. Überprüfen Sie Ihr Ausgabeverhalten, oder 

lesen Sie wenigstens aufmerksam den Bericht des Obersten Rechnungshofes.

Da stöpseln Sie dann eine angebliche Klimamilliarde zusammen, und wenn man ge-

scheit liest, sind es bloß 600 Millionen Euro. Sie bringen Anträge mit Überschriften ein, 

als würden Sie die Welt retten, und wenn man dann nachliest, ist es meistens eine 

kleine Studie zum Thema. Das Ganze, was Sie hier vorgelegt haben, ist keine aktive 

Klimapolitik. Das ist ein Zusammenkratzen von Haushaltsmitteln, die irgendetwas mit 

Energie oder Klima zu tun haben könnten. Dann schlagen Sie auch noch Fracking vor. 

Das schlägt dem Fass den Boden aus!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Koalition spricht gern von der Sonne. Aber wo sind denn dann bitte die PV-Anla-

gen auf jedem Dach öffentlicher Gebäude? – Unseren Antrag für 150 Millionen Euro 

für Photovoltaik auf Schuldächern haben FREIE WÄHLER und CSU abgelehnt. Geo-

thermie: Für ganz Bayern gibt es 7,5 Millionen Euro. Ein Witz! Ladeinfrastruktur, Wär-

menetze: 100 Millionen Euro haben wir vorgeschlagen. Auf geht’s, namentliche Ab-

stimmung! Alle können jetzt nachlesen, wer für und wer gegen den Wärmefonds von 

150 Millionen Euro gestimmt hat. Die Energiewende, sehr geehrte Herren Minister – 
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auch Damen Minister, aber in erster Linie Herr Söder, Herr Füracker, Herr Glauber –, 

ist kein PR-Gag. Sie wird eine Mammutaufgabe.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir hatten es Ihnen präzise vorgerechnet. Investitionen in den ÖPNV, in den Schie-

nenpersonennahverkehr, flächendeckende Verkehrsverbünde fordern Sie alle als 

Kreisräte vor Ort immer gern und lehnen sie dann hier herinnen regelmäßig ab.

Beim Thema Wohnen wissen das auch alle, die in der Kommunalpolitik aktiv und nicht 

völlig blind sind. Wir brauchen endlich viel erschwinglichen Wohnraum. Aber alles, 

was Sie als regierende CSU-Fraktion und FREIE-WÄHLER-Fraktion in diesen Haus-

halt in diesen Krisenzeiten eingebracht haben, sind 60 Millionen Euro Fraktionsreser-

ve bei 71 Milliarden Euro Haushaltsvolumen – weniger als 1 Promille.

Jeder macht ein kleines Projekt in seinem Stimmkreis und eine Pressemeldung dazu. 

Das ist Ihr Input als Regierungsfraktion. Sie verzwergen sich wieder mal freiwillig. 

Knüller waren das Sisi-Museum in Possenhofen, ein Projekt über das Hirtenwesen im 

18. Jahrhundert, ein Klöppelmuseum usw. Mein Lieber, das sind Herausforderungen! 

Der bayerische Staatshaushalt ist doch kein Selbstbedienungsladen für Abgeordnete, 

die im Stimmkreis Gefallen verschenken, ein paarmal sogar unter ausdrücklicher Um-

gehung der bayerischen Förderrichtlinien, die Sie selbst ändern könnten, damit die 

Regelungen dann nämlich für alle Kommunen gelten könnten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Uns hilft keine Hightech Agenda mit hochtrabenden Zahlen für einige wenige Unis, 

wenn andere Hochschulen weiter auf Sanierung warten, wenn an der Grundausstat-

tung und der Masterausbildung gespart wird und wenn es immer noch Studiengänge 

gibt, die Präsenzvorlesungen verweigern oder Prüfungen in kalten Zelten mitten auf 

der Baustelle am Campus schreiben lassen. Wir GRÜNE wollen diejenigen For-

schungsfelder fördern, die wir dringend für die Bewältigung der existenziellen Heraus-
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forderungen brauchen: Forschung für Klimaschutz, Energieeffizienz, Ressourcenscho-

nung. Stattdessen lösen Sie das Zentrum für Angewandte Energieforschung auf. Das 

ist den künftigen Generationen gegenüber verantwortungslos.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Noch etwas zum Stichwort Jugend. Wir fordern die Aufhebung der Sperrung für die 

Lehrerstellen für das G9, die Vorbereitung des Ganztagsanspruchs für die Grundschu-

le und endlich bessere Bedingungen für das Personal in der Kinderbetreuung. Das 

wird leider von CSU und FREIEN WÄHLERN abgelehnt. Von dieser Staatsregierung 

gibt es eine Glückwunschkarte zum Achtzehnten, und das war’s dann für die Jugend.

Wo sind denn Ihre Konzepte für Fachkräfte, für Azubis, für unsere Wirtschaft? – Da 

nützt es auch nichts, wenn sich der Herr Söder dann noch schnell mit dem Präsiden-

ten der Handwerkskammer fürs Foto aufstellt, genau an dem Tag, an dem die kom-

plette CSU die Berufseinstiegsbegleitung bewusst beendet hat. Ihr Geiz bei der Ju-

gend und der Bildung unserer Jugend wird uns alle noch teuer zu stehen kommen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Unsere Hochschulen sind ja auch ein wichtiger, wesentlicher Schlüssel für Klimapoli-

tik. Da geht es um die energetischen Sanierungen der zahlreichen Hochschulen. Über 

hundert Jahre dauert es, Stand heute, bis alle Hochschulen saniert sind, und je länger 

wir warten, umso teurer wird es.

Betreffend die Sozialpolitik möchte ich eigentlich nur das Gehörlosengeld heraushe-

ben. Auch darüber haben wir gestern namentlich abgestimmt. Wir werden weiter auf 

der Seite der Betroffenen für ein Gehörlosengeld kämpfen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Pflege und Gesundheit: Wir sehen es doch alle, so kann es nicht weitergehen. Wir 

haben Vorschläge für bessere Pflegeangebote auf den Tisch gelegt: PflegesoNah, 
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Verschränkung von Maßnahmen, ambulant und stationär, multiprofessionelle Teams, 

Telemedizin, Digitalisierung. Sie binden in dem Haushalt wieder 430 Millionen Euro 

Pflegegeld ohne irgendeine Verbesserung für die Pflege.

Zum Katastrophenschutz: Auch da haben wir ja bitteres Lehrgeld gezahlt. Uns reicht 

ein herzliches "Vergelts Gott" nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen.Wir haben Ihnen 

auch hier mundgerecht alles vorgeschlagen: Geld für die Umrüstung der Sirenensys-

teme, Geld für die Sanierung der Feuerwehrhäuser, Geld für die Ausstattung der Feu-

erwehrschulen, Hilfe bei der Nachwuchsgewinnung. Da geht es um die Sicherheit. 

Lesen Sie bitte noch einmal unseren Antrag für ein innovatives, professionelles Schu-

lungsteam für die Führungsgruppen Katastrophenschutz.

Angesichts des Putin-Krieges, angesichts der vielen Geflüchteten, die zu uns kom-

men, sage ich Ihnen eines: Bei der vernünftigen Ausstattung aller Akteure für gelin-

gende Integration – das wäre übrigens gar nicht so teuer – kommen wir seit 2015 nicht 

weiter. Noch immer kämpfen wir um ordentliche, auskömmliche Mittel für die Integrati-

onsberatung. In den letzten Wochen ist dramatisch sichtbar geworden, wie bitter not-

wendig hier verlässliche Strukturen sind. Aber Sie bewegen sich nicht.

Nach über sechs Wochen Krieg hat diese Staatsregierung, originär zuständig für Inte-

gration, noch immer nichts vorgelegt. Wir haben deshalb heute einen neuen Antrag zu 

behandeln, der noch nicht im Ausschuss war – das konnte ja keiner wissen; dafür 

haben wir Verständnis –, einen neuen Antrag, 100 Millionen Euro Landesmittel schleu-

nigst für die Versorgung, die Unterbringung und die Beratung der Geflüchteten aus der 

Ukraine bereitzustellen, um all die Träger, die Kommunen, die Ehrenamtlichen drau-

ßen, die sich seit Wochen abrackern, endlich verlässlich zu unterstützen. Wir werden 

auch darüber heute namentlich abstimmen lassen. Jeder Landrat, jeder Bürgermeis-

ter, jeder Träger und jeder Asylhelferkreis kann es dann nachlesen. Das ist nicht nur 

eindeutig staatliche Aufgabe – es pressiert auch!
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Sprachkurse für Frauen haben Sie in diesem Jahr auch wieder abgelehnt. Wir sehen, 

wie dringend wir jetzt Sprachkurse für Frauen, die mit Kindern kommen, brauchen. Die 

Kommunen und Kreise sind zurzeit mit der Arbeit und mit den Kosten völlig allein. Die 

Leute wollen helfen; sie öffnen ihre Wohnungen; sie kümmern sich um die Kinder. Für 

uns Bayern ist das keine Krise. Sie machen das mit Ihrer Arbeitsverweigerung zur 

Krise.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen, ich sage es Ihnen ganz ehrlich: Eigentlich reicht 

das alles nicht. Eigentlich genügen auch unsere Anträge nicht. Wir müssten alle An-

sätze erhöhen, weil jahrelang nichts gemacht wurde: für die Bildung, für die Energie-

wende, für echten Klimaschutz, für guten landesweiten ÖPNV, für Digitalisierung, für 

unsere Behörden und für unsere Kommunen.

Wir merken, dass wir inzwischen auch wirtschaftlich durch die marode Infrastruktur ab-

gehängt werden. Das Schlimme ist: Sie geben trotzdem wahnsinnig viel Geld aus, 

aber eben nicht besonders zielgerichtet.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie schreien gern laut "Schuldenbremse". Raten Sie aber einmal, was Herr Söder 

schon wieder gemacht hat. – Neue Schulden: 20 Milliarden Euro Corona-Schulden. 

Daran darf ich erinnern. Benötigt haben Sie im Jahr 2020 7,2 Milliarden Euro und 

2021 3,5 Milliarden Euro. Das hatten wir übrigens gleich so vorausgesagt und deswe-

gen den zweiten 10 Milliarden Euro nicht zugestimmt. Jetzt nehmen Sie 2022 im Coro-

na-Fonds weiter neue Schulden auf.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diese Schulden nehmen Sie jetzt auf, um Altlasten zu finanzieren, endlich einmal Ihre 

Sanierungen anzugehen usw. Der ORH bestätigt ja die Kritik; Sie brauchen sie nur 

nachzulesen.
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Heuer haben Sie die Rücklage noch geschont. Wofür? – Für das Wahljahr. Kann denn 

angesichts der neuen Krisen der Schuldentilgungsplan überhaupt eingehalten wer-

den? Wie stehen Sie denn dazu? – Kein Plan. Ich sage Ihnen: Sie brauchen endlich 

einen Plan – einen Plan, der für die Menschen und unsere Wirtschaft Sicherheit bietet, 

den Sie dann auch durchziehen, der verlässlich ist.

Wir haben in Bayern jetzt fast 15 Jahre haushaltspolitische Beliebigkeit hinter uns. Ob 

im Bund oder in Bayern: Sie und Ihre Politik haben uns einen Scherbenhaufen hinter-

lassen, und Sie suchen nach wie vor faule Ausreden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kollegen der CSU, Sie haben in dieser Woche in diesem dreitägigen Plenum 

sehr viel über den Bund und über die Ampel gesprochen. Ja, kann ich da nur sagen. 

Schauen Sie nach Berlin. Nehmen Sie sich ein Beispiel an der Ampel. Gehen Sie die 

Themen endlich ernsthaft an; denn unser Bayern verdient es.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Bitte bleiben Sie noch am Mikrofon, 

Frau Köhler. – Eine Zwischenbemerkung von Frau Kollegin Gudrun Brendel-Fischer, 

CSU-Fraktion.

Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Frau Köhler, vielleicht sollte man einmal den Fakten-

check des BR durchlaufen lassen; denn dann würde man wahrscheinlich merken, 

dass von Ihnen einiges nicht ganz richtig aufgeführt wird.

Ich möchte nur ein Beispiel nennen, da Sie die Integration angesprochen haben. Über 

bfz, gfi usw. gibt es sehr wohl Kurse für Frauen mit Kinderbetreuung. Diese Kurse lie-

fen die ganze Zeit; aufgrund von Corona sind sie aber teilweise ausgesetzt worden. 

Ich würde Sie bitten, bei Ihren Kolleginnen und Kollegen in Berlin anzufragen, warum 

die AMIF-Mittel, diese Gelder der Europäischen Union, die wir im Asyl- und Fluchtbe-
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reich auch in Bayern für unsere Träger dringend gebrauchen könnten, nicht endlich 

freigegeben werden.

(Beifall bei der CSU)

Claudia Köhler (GRÜNE): Ich kann mich nur wiederholen: Integration ist Landessa-

che. Sie können jetzt nicht mit Verweis auf Europa und den Bund die Schuld wieder 

von sich weisen. Sie sind zuständig. Während der Corona-Krise die Sprachkurse für 

Frauen mit Kindern auszusetzen, macht auch keinen Sinn; denn die Menschen sollen 

sich hier integrieren können. Jetzt brauchen wir noch viel mehr Sprachkurse für Frau-

en mit Kindern; denn – falls Sie es noch nicht gemerkt haben – aus der Ukraine sind 

fast nur Frauen mit Kindern gekommen. Wenn Sie sagen, dass Sie solche Kurse mit 

den bestehenden Mitteln finanzieren, dann frage ich mich, wo Sie diese Mittel dann 

abziehen und wer denn dann nicht mehr an solchen Kursen teilnehmen darf. Es ist 

doch logisch: Wenn Tausende von neuen Geflüchteten kommen, genügen die übli-

chen Mittel nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Köhler. – 

Nächster Redner ist für die Fraktion der FREIEN WÄHLER Herr Kollege Bernhard 

Pohl.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, Herr Staatsminister, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Frau Kollegin Brendel-Fischer, ja, manche handeln nach dem 

Motto: Es muss nicht stimmen; Hauptsache, es hört sich gut an. Frau Kollegin Köhler, 

ich war schon etwas über Ihre heutige Rede überrascht; denn sie stimmt eigentlich 

nicht mit dem überein, was wir jetzt über mehrere Wochen sehr sachlich und in guter 

Atmosphäre im Haushaltsausschuss besprochen und diskutiert haben.

Deswegen sage ich eingedenk dieser Wochen der Haushaltsberatungen, die umfang-

reich, die intensiv, die wertschätzend und auch tiefgründig waren, einen herzlichen 
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Dank an alle Kolleginnen und Kollegen, die diesen Haushaltsberatungen beigewohnt 

haben, allen voran natürlich dem Vorsitzenden Josef Zellmeier und Ihnen, Frau Köh-

ler, als Stellvertreterin. Sie beide haben die Sitzungen hervorragend geleitet.

Ich danke auch den Mitgliedern der Staatsregierung, die sich im Ausschuss der Dis-

kussion gestellt und ihre Haushalte verteidigt haben, und insbesondere natürlich dem 

Finanzminister, auf dem die Hauptlast der Aufstellung des Haushaltes und natürlich 

der Diskussion mit dem Parlament liegt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Ich darf, Frau Köhler, ein wenig Nachhilfe erteilen, wenn Sie sagen, die Regierungs-

fraktionen seien für 60 Millionen Euro zuständig. Das ist mitnichten so; denn die Etats 

werden natürlich, bevor der Haushalt aufgestellt wird, mit den Mitgliedern der Regie-

rungsfraktionen, mit den Fachpolitikern und insbesondere mit den Haushaltspolitikern 

intensiv diskutiert. Es gibt – das ist ja kein Geheimnis – dazu auch eine Haushaltsklau-

sur der Bayerischen Staatsregierung, an der die Fraktionschefs und die beiden haus-

haltspolitischen Sprecher, Josef Zellmeier und ich, teilnehmen. Selbstverständlich ma-

chen wir darin auch unseren Einfluss geltend und bringen unsere Ideen und 

Vorschläge ein. Das ist ein Gesamtkonstrukt der Regierungsfraktionen, des Finanzmi-

nisters und der gesamten Staatsregierung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Ich möchte an dieser Stelle auch etwas zu den Oppositionsanträgen sagen. Ja, ich 

weiß, es ist nicht ganz befriedigend, wenn man 800 Anträge stellt und diese Anträge 

dann nicht durchkommen. Das weiß ich schon. Da gibt es auch berechtigte Anträge, 

überhaupt keine Frage. Allerdings ist das System so, wie es ist: Man stellt einen Haus-

halt auf, der durchgerechnet ist. So dienen die Oppositionsanträge der weiteren Dis-

kussion und natürlich auch als Vorlage für künftige Haushalte. Das wissen Sie. Hin 

und wieder gibt es in den Nachschublisten ja das eine oder andere, was beantragt 

wurde und von den Ministerien dann noch aufgenommen wird.
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Man mag das vom Verfahren her bedauern, aber es ist, wie es ist. Dennoch will ich 

deutlich machen, dass Ihre Anträge natürlich sinnvoll und diskutabel sind, auch wenn 

wir natürlich andere politische Vorstellungen haben. Damit passt vieles von dem, was 

Sie politisch in die eine Richtung gestalten wollen, halt nicht in unser Konzept.

Wir diskutieren übrigens auch Anträge der AfD, wenn sie sinnvoll sind. Nur – ich muss 

es hier so deutlich sagen – tun wir uns da halt schon schwer, wenn der Schwerpunkt 

Ihrer Anträge auf einer Ideologie des Leugnens basiert. Sie leugnen Corona, Sie leug-

nen den Klimawandel, und einige von Ihnen leugnen sogar den völkerrechtswidrigen 

Angriff Russlands auf die Ukraine. Da tut man sich dann schon wirklich schwer. Und 

wenn dann noch irgendein marxistisches Geschwafel daherkommt – sorry!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Ja, wir haben Haushaltsrisiken. Wir haben Haushaltsrisiken, über die wir im 

Jahre 2019 noch nicht gesprochen haben. Wer hätte 2019 gedacht, dass wir eine Co-

rona-Pandemie zu bewältigen haben? Wer hätte 2019 gedacht, dass es einen An-

griffskrieg gegen einen souveränen Staat in Europa gibt? Ich hätte mir das in dieser 

Form nicht vorstellen können. Dennoch sind wir jetzt gefordert. Es wird Verwerfungen 

für die Staatsfinanzen geben, da brauchen wir uns nichts vorzumachen.

Kollege Zellmeier hat die Inflation angesprochen. Das ist so ein Thema. Natürlich wis-

sen wir nicht, wie sich die Wirtschaft entwickelt, wenn wir damit rechnen müssen, dass 

irgendwann ein Embargo droht, von der einen wie von der anderen Seite. Das können 

wir seriös nicht vorhersagen. Mit Embargo meine ich nicht die Maßnahmen, die der 

Westen jetzt getroffen hat, sondern beispielsweise einen kompletten Liefer- oder Ab-

nahmestopp für russisches Gas. Wenn man sich das vorstellt und überlegt, dass wir 

dann die Gaszuteilung rationieren und priorisieren müssen, dann braucht man keine 

große Fantasie, um sich auszumalen, dass das erhebliche negative Konsequenzen 

auf unseren Staatshaushalt und unseren Wohlstand hat.
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Wir sehen hier auch den Bund in der Pflicht, und zwar einmal, was die Ukraine-Krise 

anbetrifft. Natürlich sind die Kosten der Aufnahme von Flüchtlingen hier in Bayern und 

auch in den anderen Ländern vom Bund zu tragen. Die Ursache ist eine außenpoliti-

sche. Kollege Zellmeier hat bereits darauf hingewiesen. Das muss der Bund erstatten.

Frau Kollegin Köhler, Sie sagen hier so flapsig, dass wir nichts tun. Der Ministerpräsi-

dent hat bereits garantiert, dass der Freistaat Bayern die Kommunen nicht im Regen 

stehen lässt, sollte der Bund hier nicht einspringen. Aber sollen wir jetzt im vorausei-

lenden Gehorsam hierfür Gelder aufnehmen und damit Richtung Berlin sagen: Na ja, 

wir haben es ja schon im Haushalt drin, ihr müsst gar nicht? – Ich glaube, es ist nicht 

der richtige Weg, solche Signale zu setzen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Ich komme zurück zur Inflation. Ich erwarte auch, dass der Bund jetzt das Seine dazu 

beiträgt, um die Gefahr einer Stagflation im Keim zu ersticken. 7,3 %, das ist die der-

zeitige Inflationsrate. Es gibt Menschen hier in diesem Raum, die eine solch hohe In-

flation noch gar nicht erlebt haben. Da kann man und muss man gegensteuern, weil 

ein Teil der Wahrheit natürlich auch ist, dass die Inflation von Steuererhöhungen im 

Energiebereich stammt. Das ist Fakt. Jetzt mögen Sie das grundsätzlich für richtig und 

wichtig halten, aber wenigstens sollten Sie in dieser Situation alles tun, um eine weite-

re Eskalation bei der Inflation zu vermeiden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 20 Milliarden Euro haben wir als Parlament im 

Jahr 2020 zur Bewältigung der Corona-Krise aufgenommen. 20 Milliarden Euro hat 

das Parlament beschlossen, nicht der Ministerpräsident Söder, Frau Kollegin Köhler. 

Das haben wir hier auf Vorschlag des Finanzministers beschlossen. Diese 20 Milliar-

den haben für diese drei Jahre bislang ausgereicht, auch wenn hier – jetzt schaue ich 

zur FDP rüber – manchmal sehr kleinliche Diskussionen darüber geführt werden, ob 

Ausgaben, die wir dem Corona-Topf zurechnen, auch tatsächlich coronabedingt waren 

oder nicht. Wenn das die einzigen Probleme sind, die wir haben, lieber Kollege Kalten-
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hauser, dann muss ich jetzt schon einmal sagen: Sie haben einen Bundesfinanzminis-

ter Lindner, der einen Nachtragshaushalt aufgestellt hat. Prompt wird dieser Nach-

tragshaushalt vom Bundesverfassungsgericht überprüft. Ich wäre da vielleicht etwas 

vorsichtiger. Ich weiß nicht, ob es richtig ist, hier gleich gegen den Haushalt zu klagen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Aber wenn man eine Klage am Hals hat, sollte man im Bayerischen Landtag wenigs-

tens so fair sein und sagen: Jawohl, das ist coronabedingt, daraus machen wir jetzt 

kein juristisches Kolloquium oder Seminar.

Wir FREIE WÄHLER sind sehr stolz darauf, dass dieser Haushalt der Regierungsfrak-

tionen von FREIEN WÄHLERN und CSU auch unsere Handschrift trägt. Ich wurde die 

Tage gefragt: Was würden Sie anders machen? – Ja, logisch, wenn die CSU allein re-

gieren würde, würde sie ein paar Dinge anders machen. Wenn die FREIEN WÄHLER 

allein regieren würden, würden wir ein paar Dinge anders machen.

(Zurufe)

Aber ich möchte doch sagen: Die Schnittmenge zwischen den Regierungsfraktionen 

ist sehr groß, so groß, wie es manche Regierungen im Bund in der Vergangenheit 

gerne gehabt hätten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Wo sind unsere Schwerpunkte? – Ja, die Kommunen. Die Kommunen bekommen er-

neut über 10 Milliarden Euro kommunalen Finanzausgleich. Wir haben auch unsere 

Verantwortung gesehen, die Gewerbesteuerausfälle zu 50 % zu erstatten. Die Antwort 

des Bundes darauf ist bislang jedenfalls negativ. Der Bund ist hier nicht so kommunal-

freundlich wie wir. Leider haben die Kollegen von der SPD in der Vergangenheit hin 

und wieder mal darüber nachgedacht, bayerisches Steuergeld in Nordrhein-Westfalen 

einzusetzen. Dieser Weg ist der falsche, aber das haben wir inzwischen auch geklärt.
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Städte und Gemeinden setzen das um, was wir hier im Bayerischen Landtag beschlie-

ßen. Deswegen ist es wichtig, dass wir sie unterstützen, damit sie handlungsfähig 

sind. Denn das schönste Gesetz taugt nichts, wenn wir niemanden haben, der es 

auch tatsächlich umsetzt.

Regionalität, Stärkung der Heimatregionen, Stärkung des ländlichen Raums – das ist 

die DNA der FREIEN WÄHLER.Ja, auch hier trägt dieser Haushalt eine ganz klare 

Handschrift. Wir tun das, und zwar in den Bereichen Forschung und Entwicklung, Hei-

matstrategie, Wirtschaftsförderung und Infrastruktur.

Uns ist schon klar, Frau Kollegin Köhler, dass Sie als Vertreterin einer Großstadtpartei 

eine andere Sicht auf die Dinge haben. Sie kommen ja aus Unterhaching, unmittelbar 

vor den Toren Münchens gelegen. Ich sehe schon, dass man als Unterhachingerin 

eine andere Sicht auf die Dinge hat als jemand, der aus dem Bayerischen Wald 

kommt. Aus Ihrer Sicht kann ich es durchaus nachvollziehen, dass Sie es läppisch fin-

den, wenn wir mit Fraktionsanträgen ein Gründerzentrum für Glas im Bayerischen 

Wald fördern. Ja, uns ist dieses Gründerzentrum wichtig. Für Sie ist es nicht wichtig. 

Das ist ja in Ordnung, das ist akzeptiert.

(Zuruf der Abgeordneten Claudia Köhler (GRÜNE))

Sie sollten dann auch so fair sein und sagen, dass das Ihr Politikansatz ist. Unser Poli-

tikansatz hat aktuell die Mehrheit, und das ist gut so.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU – Zuruf von 

den GRÜNEN)

– Das hat nichts mit einem angeblichen Selbstbedienungsladen zu tun. Unsere Frak-

tionen stellen Anträge, wie auch Ihre und andere Fraktionen das Recht haben, Anträ-

ge zu stellen. Da wir in diesem Haus halt die Mehrheit haben, gehen unsere Anträge 

durch. Ich kann verstehen, dass Sie das schmerzt. Aber um der Wahrheit die Ehre zu 

Protokollauszug
112. Plenum, 07.04.2022 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 24



geben: Es ist ja nicht so, dass Sie alle unsere Anträge abgelehnt hätten. Sie haben 

den meisten Fraktionsanträgen von CSU und FREIEN WÄHLERN zugestimmt.

Ein weiterer wichtiger Punkt – ich gehe nicht mehr intensiv darauf ein; das habe ich in 

den Einzelberatungen getan –: Die Zukunft unseres Landes hängt an drei Faktoren – 

Bildung, Forschung und Entwicklung, Wirtschaft. Mit Bildung schaffen wir die Grundla-

ge dafür, dass die Menschen hier in Bayern dazu beitragen können, unseren Wohl-

stand zu halten und zu mehren, und dass sie ein eigenverantwortliches Leben führen 

können. Mit Forschung und Entwicklung sichern wir in Deutschland und in der Welt 

unsere Spitzenstellung im Bereich der Technologie. Die Wirtschaft ist diejenige, die 

das umsetzt, die Produkte verkauft und dazu beiträgt, dass wir alle Geld in der Tasche 

haben – übrigens: dass auch wir als Mitglieder des Bayerischen Landtags Geld 

haben, das wir verteilen können. Deshalb geht an dieser Stelle nochmals ein Dank an 

alle Steuerzahler, Unternehmer und Arbeitnehmer, an alle, die dazu beitragen, dass es 

uns so gut geht.

Frau Kollegin Köhler, wenn Sie behaupten, wir seien wirtschaftlich abgehängt, dann 

weiß ich nicht, wo Sie leben. Momentan ist es jedenfalls so –– Kollege Pargent hat es 

heute Morgen richtig dargestellt –, dass sehr, sehr viele Menschen zu uns kommen, 

nicht nur aus der Ukraine. Wäre es so, wie Sie es behaupten, dass wir wirtschaftlich 

abgehängt sind, dann würden die Menschen massenhaft den Freistaat verlassen, weil 

sie hier keine Zukunft hätten.

Das ist auch die Antwort auf Ihre Frage, was wir für die Jugend tun. Wir schaffen und 

bieten der Jugend eine Zukunft, eine lebenswerte Gesellschaft, eine gute Arbeitswelt.

Wenn ich zu dem Thema "lebenswerte Gesellschaft" zum Schluss noch etwas sagen 

darf – auch das hat etwas mit Regionalität und Heimatregion zu tun –: Wir haben im 

Bereich des gesellschaftlichen Zusammenhalts viel geleistet, aber nicht nur wir Parla-

mentarier, sondern auch viele Menschen draußen. Da spreche ich die Vereine, die 

Verbände, die Ehrenamtlichen an, egal, in welchem Bereich sie sich engagieren. Na-
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türlich denken wir aktuell insbesondere an diejenigen, die sich bewundernswert um 

Flüchtlinge kümmern. Ich bin unglaublich dankbar dafür, dass Bayern wiederum ein 

sehr menschliches Gesicht zeigt. Viele Menschen gehen weit über das hinaus, was 

sie eigentlich leisten müssten. Ganz toll! Sie tun das Ganze nicht, weil man es halt 

machen muss, sondern sie tun es aus vollem Herzen. Die Menschen, die zu uns kom-

men, spüren das. Wir leisten damit auch einen Beitrag, ihr Leid zu lindern. Stellen Sie 

sich vor, wir wären in der umgekehrten Situation! Da kann ich nur aus vollstem Herzen 

Danke sagen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Pohl.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Herr Präsident – –

Erster Vizepräsident Karl Freller: Bitte?

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ich habe meine Rede noch nicht beendet; ich 

habe noch 29 Sekunden.

(Heiterkeit)

Ich denke beim Thema gesellschaftlicher Zusammenhalt auch an die Vereine im Sport 

und in der Kultur, die in der Corona-Pandemie viel entbehren mussten. Deswegen ist 

es gut und richtig, dass wir diese Vereine besonders fördern, besonders unterstützen. 

Ich glaube, ich kann für das ganze Haus sprechen, wenn ich sage: Wir stehen zu un-

seren Ehrenamtlichen, zu unseren Vereinen, zu unseren Verbänden. Sie sind die 

Grundlage des gesellschaftlichen Zusammenhalts.

Die Grundlage für gute Staatsfinanzen ist dieser Haushalt. Deswegen werden wir, die 

Regierungsfraktionen, dem zustimmen. Wir hoffen, dass sich die Oppositionsfraktio-

nen durchringen können, das Gleiche zu tun.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)
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Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Pohl. Sie sind 

trotzdem noch nicht am Ende, sondern es gibt Nachfragen. – Herr Abgeordneter Win-

hart ist der erste mit einer Zwischenbemerkung. Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Pohl, ich kann Ihre rhetorischen Ausrut-

scher nicht stehen lassen. Das, was Sie uns alles unterstellt haben, will ich auch gar 

nicht wiederholen. Ich sagen Ihnen aber eines: 292 der 897 Änderungsanträge 

stammten von der AfD. Diese können doch nicht alle "ideologiegetränkt" sein, wie Sie 

es uns vorwerfen.

(Zuruf von den GRÜNEN)

– Ja, es ist gut ein Drittel, meine Damen und Herren. Sie hätten ein bisschen mehr 

machen können.

Sie sprachen davon, dass die Kernkraft wiederkommen müsse. Das hat Ihnen jüngst 

auch Herr Söder ins Stammbuch geschrieben. Dazu haben wir hier in letzter Zeit 

21 Anträge eingebracht. Sie haben alle abgelehnt! – Wir hatten 10 weitere Anträge 

zum Thema Energie- und Spritpreise. Auch diese sind von Ihnen alle abgelehnt wor-

den.

Wir hatten zahlreiche Anträge zum Bereich Pflege und Gesundheit eingebracht; ges-

tern habe ich dazu vorgetragen. Alle abgelehnt! – Wir hatten viele Anträge zu den 

Themen Wohnen, Bau und Verkehr. Denn viele Menschen in Bayern finden hier kei-

nen Wohnraum mehr. Alles von Ihnen abgelehnt! – Wir hatten Anträge im Bereich So-

ziales und Arbeit, beispielsweise zur Schwangerenkonfliktberatung. Auch von Ihnen 

abgelehnt, obwohl Sie sich als "bürgerlich" bezeichnen!

Jetzt sage ich ganz offen und ehrlich: Das kann doch nicht alles ideologiegetränkt ge-

wesen sein, sodass man alles hätte ablehnen müssen. Sie haben sich ja noch nicht 

einmal zu einer Enthaltung durchringen können. Werfen Sie uns bitte nicht vor, dass 
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alle unsere 292 Änderungsantrage – von 897; das entspricht einem Drittel aller Haus-

haltsanträge – ideologiegetränkt seien.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Danke schön, Herr Abgeordneter Winhart. – Herr 

Pohl, Sie haben jetzt die Chance zur Antwort. Bitte schön.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Wenn Sie mich kennen würden, dann wüssten 

Sie, dass ich mich selten zu einer Enthaltung durchringen muss.

(Zurufe von der AfD)

Ansonsten empfehle ich Ihnen, Herr Kollege – –

(Unruhe bei der AfD)

– Jetzt hören Sie einmal zu.

Herr Kollege Winhart, ich empfehle Ihnen: Hören Sie sich daheim in Ruhe meine Rede 

an. Dann werden Sie sehen, dass Ihre Frage mit dem, was ich hier gesagt habe, 

nichts zu tun hatte. Ich habe zum Beispiel zur Kernkraft kein Wort gesagt.

Ein Letztes: Klasse ist nicht gleich Masse!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank. – Es geht weiter mit Fragen. Frau 

Abgeordnete Köhler hat die nächste Frage. Bitte.

Claudia Köhler (GRÜNE): Lieber Herr Pohl, Sie haben behauptet, ich als Unterha-

chingerin hätte kein Interesse am Gründerzentrum Glas. Wir haben zugestimmt. Ich 

finde es sehr unlauter, dass Sie es dann hier anders dargestellt haben.

(Zuruf von den GRÜNEN: Pfui!)
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Sie haben mehrmals kritisiert, dass wir sinnvollen Anträgen von Ihnen zustimmten. 

Übrigens stünde es auch Ihnen gut an, sinnvollen Anträgen der Opposition zuzustim-

men.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was vor Ort sinnvoll ist, muss man doch nicht ablehnen. Aber uns ist es wichtig, dass 

es allen Kommunen zugutekommt, das heißt, dass Sie für alle Vereine und Museen 

ein Programm auflegen und nicht nur für Ihre Lieblinge.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Danke, Frau Köhler. – Herr Pohl, Sie haben die 

Chance der Erwiderung.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ich will sehr sachlich darauf antworten, Frau Kolle-

gin Köhler. Ich habe gesagt, dass Sie als Unterhachingerin vielleicht nicht unbedingt 

den Zugang zu den Themen des ländlichen Raums haben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zurufe von den GRÜNEN)

Ich habe Sie dafür kritisiert, dass Sie versucht haben, die Anträge der Regierungsfrak-

tionen lächerlich zu machen. Ich habe aber auch gesagt, dass Sie den meisten unse-

rer Anträge zugestimmt haben; deswegen können sie so schlecht nicht gewesen sein.

Ich schließe mit dem, womit ich angefangen habe: Frau Kollegin Köhler, es wäre 

durchaus angenehm, wenn Sie zu der vernünftigen Basis der Diskussion, wie wir sie 

im Ausschuss hatten, zurückkehrten und nicht bloß deshalb, weil wir hier im Plenum 

sitzen, ein Pseudofeuerwerk abbrennen würden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)
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Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank. – Weitere Fragen liegen nicht vor. 

Damit darf ich den nächsten Redner aufrufen. Es ist der Abgeordnete Ulrich Singer 

von der AfD-Fraktion. Bitte schön, Herr Abgeordneter.

(Beifall bei der AfD)

Ulrich Singer (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Man erlebt es nicht oft und nicht alle Tage, dass ein verfassungswidriger Haushalt vor-

gestellt wird und dann auch noch beschlossen werden soll.

Auf der einen Seite sind wir, insbesondere die AfD-Fraktion, von einer völlig inakzep-

tablen Einmischung seitens der Staatsregierung betroffen, die sich in einer unerhörten 

Art und Weise in das Budgetrecht des Parlaments eingemischt hat; denn die Regie-

rung hat grob gegen das Neutralitätsgebot verstoßen. Bei den Beratungen im Haus-

haltsausschuss wurden unzulässige einseitige und rechtswidrige Ausführungen ge-

macht. Es wurden Anweisungen und Empfehlungen erteilt, um auf eine Ablehnung 

insbesondere auch unserer gut begründeten Anträge hinzuwirken. Herr Kollege Pohl, 

es wundert dann nicht, dass auch die besten unserer Anträge abgelehnt wurden, 

wenn vorher ein solcher Hinweis der Staatsregierung ergangen ist.

(Lachen – Zuruf)

– Stellen Sie nachher eine Zwischenfrage, Herr Kollege, und lassen Sie mich mal aus-

führen.

Auf der anderen Seite steht die offensichtliche Nichtbeachtung der Schuldenbremse. 

Der ORH stellte am Dienstag seinen Bericht vor. Darin kommt die Staatsregierung, ich 

sage es mal gelinde, nicht wirklich rühmlich weg; denn der ORH kritisiert unter ande-

rem die Höhe der benötigten Neuverschuldung. Ferner hält er es für fraglich, ob die 

Hightech Agenda Plus sowie das Corona-Investitionsprogramm den Voraussetzungen 

einer zulässigen Kreditfinanzierung überhaupt noch genügen. Daher fordert er, genau 

zu begründen, wie sich diese Investitionen und Maßnahmen zur Überwindung der 
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Notlage überhaupt eignen. Vor dem Hintergrund, dass der Freistaat Bayern im 

Jahr 2021 insgesamt sogar 5,1 Milliarden Euro mehr an Steuern eingenommen hat, 

als im Haushaltsgesetz 2021 erwartet wurde, wird dringend eine Reduzierung des 

20 Milliarden Euro schweren Kreditrahmens empfohlen.

Wir haben es bei diesem Haushalt auch mit einer Zweckentfremdung in großem Stil zu 

tun, und zwar betreffend erhebliche Mittel unter anderem für die sogenannten grünen 

Innovationen. Diese Kreditermächtigungen wurden ursprünglich zur Abmilderung der 

Folgen Ihrer unverhältnismäßigen Corona-Maßnahmen bewilligt und sollen nun still 

und heimlich für andere Zwecke eingesetzt werden. Das verstößt ganz klar gegen die 

Schuldenbremse nach Artikel 82 der Bayerischen Verfassung, aber auch nach Arti-

kel 109 des Grundgesetzes.

Ausnahmen von der Schuldenbremse gelten zum Beispiel für Naturkatastrophen, ge-

schätzte Kollegen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Fi-

nanzlage erheblich beeinträchtigen. Diese Voraussetzungen sind ganz offensichtlich 

nicht erfüllt. Corona wurde doch überhaupt erst durch die autoritären und überzoge-

nen Maßnahmen der Staatsregierung zu einer echten Katastrophe für Bayern. Ein ver-

nünftiger Umgang mit Corona hätte uns die überbordenden Schulden erspart.

Auch der Klimawandel – oder wofür Sie das Geld nun sonst noch zweckentfremden 

wollen – stellt eben keine Notlage im Sinne unserer Regeln dar.

(Beifall bei der AfD)

Sie dürfen auf diese Weise die Schuldenbremse nicht umgehen. Das Klima, geschätz-

te Kollegen, hat sich schon immer in der Weltgeschichte gewandelt. Hierbei handelt es 

sich nicht um eine Naturkatastrophe, die plötzlich und einmalig auftritt und die erhebli-

che, unmittelbare und schwere Folgen für den Freistaat Bayern hat. Das ist ein Wand-

lungsprozess, der über viele Jahre andauert und dem wir uns über viele Jahre auch 

anpassen müssen.
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Sie meinen mit diesem neuen Konzept ganz einfach eine Umfirmierung der Corona-

Mittel, die Sie jetzt in einen ganz anderen Bereich verschieben und zweckentfremden 

wollen. Ich sage Ihnen noch einmal ganz klar: Das ist verfassungswidrig.

(Beifall bei der AfD)

Von sozialer Gerechtigkeit braucht man in Bayern unterdessen gar nicht mehr zu 

reden, geschätzte Kollegen. Sie von der CSU, von den FREIEN WÄHLERN haben ge-

meinsam mit den Steigbügelhaltern von den GRÜNEN, von der SPD, aber auch von 

der FDP in Bayern so viele Schulden gemacht, dass noch die kommenden Generatio-

nen darunter leiden werden. Sie haben Bayern heruntergewirtschaftet.

Herr Kollege Zellmeier von der CSU-Fraktion, Sie haben das tolle Treffen in Elmau an-

gesprochen. Ganze 188 Millionen Euro sind für den G7-Gipfel in Bayern eingeplant, 

und zwar nur für die Sicherheitsmaßnahmen. Für 72 Stunden 188 Millionen Euro, das 

sind 43.518 Euro pro Minute bzw. 725 Euro pro Sekunde. Diese Kosten müssen natür-

lich auf den Bund abgewälzt werden, Herr Kollege Zellmeier. Aber so ist es eben nicht. 

Momentan müssen wir das aus unserer Kasse tragen.

Herr Kollege Pohl von den FREIEN WÄHLERN, Sie haben die Inflation angesprochen: 

7,3 % – das ist nur die Spitze des Eisberges. Die Bürger Bayerns wissen inzwischen 

kaum noch, wie sie ihre Gas- und Stromrechnungen bezahlen sollen. Da gibt es im 

Einzelfall Erhöhungen von über 100 %. Während sich die Politelite der Welt auf Kos-

ten des bayerischen Steuerzahlers zum Sektempfang und zu Häppchen trifft, weiß der 

bayerische Bürger nicht mehr, wie er seine Wohnung heizen soll.

(Beifall bei der AfD)

Gleichzeitig müssen Rentner, die dieses Land aufbauten und für den Wohlstand hier 

sorgten, nun im Alter an den Tafeln Schlange stehen, weil sie sich nicht einmal mehr 

die Grundnahrungsmittel leisten können. Diese Art von Umverteilung der CSU ist sozi-

alistisch, aber nicht mehr sozial. Jeder Volksvertreter in diesem Haus, der die Beden-
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ken des Obersten Rechnungshofs in den Wind schlägt und dieser Schuldenorgie auch 

noch zustimmt, sollte sich vielleicht einmal überlegen, wen er hier noch vertritt. Das 

Volk ist es bestimmt nicht mehr.

Geschätzte Kollegen, dieser Haushalt ist verfassungswidrig. Wir lehnen ihn ab und 

werden auch dagegen klagen.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Singer. – Damit 

darf ich den nächsten Redner aufrufen. Das ist Herr Abgeordneter Harald Güller von 

der SPD-Fraktion. Herr Abgeordneter Güller, bitte schön.

Harald Güller (SPD): Herr Präsident, Herr Minister, Kolleginnen und Kollegen! Bevor 

ich zu den Themen Allgemeine Finanzverwaltung, kommunaler Finanzausgleich und 

Haushaltsgesetz komme, darf ich mich dem Dank anschließen, den die Kollegen der 

demokratischen Fraktionen bereits ausgesprochen haben, an die Verwaltung in die-

sem Hause, an die Kolleginnen und Kollegen in den Fraktionen und in den Fraktions-

geschäftsstellen, aber auch in den Ministerien, die uns immer zur Verfügung gestan-

den haben, wenn wir Rückfragen hatten. Herzlichen Dank! Ohne diese Unterstützung 

wäre die Mammutaufgabe der Aufstellung des Haushalts mit – es ist schon mehrfach 

gesagt worden – über 900 Anträgen in dieser Zeit nicht gelungen. Herzlichen Dank an 

dieser Stelle!

(Beifall bei der SPD)

Zum Thema Allgemeine Finanzverwaltung: Ich möchte für die SPD-Fraktion den 

Haushalt des Einzelplans 13 nicht in Grund und Boden verteufeln, nein. Natürlich 

haben Sie einen Haushalt aufgestellt, in dem auch starke Investitionsanreize enthalten 

sind. Sie haben einen Haushalt aufgestellt, in dem in vielen Bereichen Geld verteilt 

wird. Es ist unsere Aufgabe als Haushaltsgesetzgeber, zu entscheiden, wo Geld aus 

dem Staatshaushalt notwendig ist.
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Die Fehler an dieser Stelle liegen darin, dass wir ganz klar der Auffassung sind, dass 

Sie sich nicht auf die wichtigen Felder der Investitionen konzentrieren. Wir sagen: Die-

ser Haushalt muss sich auf die Themen bezahlbarer Wohnraum, Mobilität, Klima-

schutz und Investitionen in Bildung und Gesundheit konzentrieren. Hierzu haben wir 

unsere Anträge gestellt, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Es ist schon mehrfach gesagt worden: Sie schöpfen aus den 20 Milliarden Euro, die 

wir holterdiepolter in zwei Nachtragshaushalten innerhalb von wenigen Wochen im 

Jahr 2020 zu beschließen hatten. Ich sage ganz klar: Wir als SPD-Fraktion haben den 

ersten 10 Milliarden Euro am Beginn der Corona-Pandemie zugestimmt, weil sie drin-

gend notwendig waren und an dieser Stelle nicht an jedem Millimeter bereits erkenn-

bar war, wofür das Geld im Einzelnen auszugeben ist.

Nicht so ist es bei den zweiten 10 Milliarden Euro. Die zweiten 10 Milliarden Euro 

mussten auch wieder in wenigen Wochen beschlossen werden, weil es für sie so 

wichtig war, dass man die Staatsregierung in einer Blackbox ermächtigt, das Geld aus-

zugeben. Sie haben noch als kleines Zuckerl dazugegeben: Der Haushaltsausschuss 

wird darüber informiert und soll dann auch noch einen Beschluss fassen. – Das war 

falsch, Kolleginnen und Kollegen. Von diesen 20 Milliarden Euro ist noch nicht einmal 

heute alles ausgegeben. Auch bis zum Ende dieses Jahres wird, wenn es nach den 

jetzigen Planungen des Haushaltsgesetzes geht, nicht alles ausgegeben sein. Eine 

solche Blackbox dem Parlament vorzulegen und von der CSU und von den FREIEN 

WÄHLERN zu beschließen, war falsch und ist falsch.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind der Auffassung, dass solche Beschlüsse dem Parlament gebühren. Wenn 

weitere Ausgaben zum Beispiel aufgrund des Ukraine-Krieges notwendig sind, dann 

beschließen wir darüber. Wir beschließen, aber wir geben an dieser Stelle keine Frei-

fahrtscheine an die Staatsregierung.Wahrheit und Klarheit kommen an dieser Stelle zu 
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kurz. Wir als SPD haben im Einzelplan 13, zusätzlich zu den Einzelhaushalten, kraft-

volle Schwerpunkte bei der sozialen Infrastruktur, beim Kita-Ausbau, beim Ausbau der 

gesundheitlichen Infrastruktur und bei der soliden Förderung für Krankenhäuser ge-

setzt. Diese Schwerpunkte sind nach unser aller Meinung notwendig. Aber Sie sind 

nicht bereit dazu, diese Investitionsmittel einzustellen.

Wir wollen das 10.000-Häuser-Programm zur Förderung der Wärmewende im Frei-

staat. Das Thema kommt zweifellos in jeder zweiten Rede Ihres Ministerpräsidenten 

vor: Wir müssen mehr tun. Wir tun da mehr. – Werden aber konkrete Maßnahmen be-

antragt, dann lehnen Sie diese im Haushalt ab.

Ich hätte das Thema Sportvereine nicht an dieser Stelle erwähnt. Herr Kollege Pohl, 

wenn Sie sich aber hier hinstellen, das tolle Ehrenamt loben und behaupten, dass 

man die Sportvereine unterstützt, man aber gleichzeitig weiß, dass die FREIEN WÄH-

LER in trauter Einsamkeit –

(Zuruf: Einigkeit!)

– danke schön, Herr Kollege –, also in trauter Einigkeit mit der CSU unseren Antrag 

auf eine Verdoppelung der Vereinspauschale auf 20 Millionen Euro auch in diesem 

Jahr abgelehnt haben, dann hat das schon einen faden Beigeschmack.

Sie sprechen auch immer von "wir und die Wirtschaft". Aber Sie haben einen Antrag 

auf Förderung der Berufsbildungszentren des Handwerks abgelehnt, obwohl das 

bayerische Handwerk Sie dringend um diese Förderung gebeten hat. Trotzdem versu-

chen Sie immer noch, sich die Wirtschaftsförderung ans Revers zu heften. Das finde 

ich traurig.

Lassen Sie mich noch einmal zum Thema Fraktionsreserve kommen. Da ist schon 

etwas grandios danebengegangen. Die SPD hat noch nie kritisiert, dass es Fraktions-

anträge der Koalitionspartner gibt. Wir haben nicht kritisiert, dass das Parlament in 

einem Haushaltsgesetz noch zusätzliche eigene Schwerpunkte setzt. Wir kritisieren 
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aber, wie diese Schwerpunkte ausgewählt werden und wie dieses Parlament, konkret 

die FREIEN WÄHLER und die CSU, inzwischen mit dem Haushaltsgesetz umgehen. 

Wir sind zwar nicht gegen eine einzelne Maßnahme, aber wir müssen uns als Haus-

haltsgesetzgeber schon einmal fragen, ob es richtig ist, einen einzelnen Antrag dafür 

zu stellen, dass der Schleppjagdverein Frankenmeute e. V. 10.000 Euro aus einem 

71 Milliarden Euro schweren Haushalt bekommt. Vielleicht wäre es auch eine Initiative 

gewesen, die die Abgeordneten vor Ort mit dem Ministerium hätten abklären können. 

Wir müssen uns fragen, ob die Lama-Therapie für ein einziges Hospiz in ganz Bayern 

– eine tolle Geschichte – für 15.000 Euro mit einem Einzelantrag auf den Weg zu brin-

gen ist.

Wir müssen uns fragen, ob das noch die Aufgaben des Haushaltsgesetzgebers sind 

oder ob wir uns an diesen Stellen als Abgeordnete verzwergen. Diese Anträge kom-

men, wenn ich das richtig sehe, hauptsächlich aus der Richtung der FREIEN WÄH-

LER. Sie machen das nur für eine billige und kurze Presseerklärung vor Ort. So sollte 

man nicht miteinander umgehen.

(Beifall bei der SPD)

Ich will ausdrücklich betonen, dass es auch sinnvolle Anträge gibt. Natürlich sind die 

Unterstützung hörbehinderter Menschen mit 1,3 Millionen Euro oder die Unterstützung 

von "Pflege im sozialen Nahraum" mit zusätzlichen 1,6 Millionen Euro richtige Initiati-

ven, und es steht einer Fraktion gut an, derartige Anträge einzubringen. Noch ehrli-

cher wäre es gewesen, wenn man unseren Anträgen, die wir im zuständigen Haus-

haltsausschuss gestellt haben, zugestimmt hätte und diese nicht abgelehnt hätte. 

Wenn die geforderten Summen höher gewesen wären als in den Anträgen der Regie-

rungsfraktionen, dann hätte man sich auf eine gemeinsame Höhe einigen können. 

Das gehört zur Ehrlichkeit dazu.

Wir sind aber nicht gegen diese Fraktionsanträge. Wir stellen auch Anträge in den ein-

zelnen Bereichen. Wir sind aber dagegen, dass Mittel nur nach Gutsherrenmanier an 
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einzelne Lieblingsprojekte von Abgeordneten vergeben werden. Das sollte nicht sein, 

und das schadet uns Abgeordneten insgesamt. Es schadet uns nicht, für Projekte ein-

zutreten, aber sie auf diesem Weg durch den Haushalt zu schießen, schadet uns, Kol-

leginnen und Kollegen.

Nun komme ich zum Thema Finanzausgleichsgesetz. Beim kommunalen Finanzaus-

gleich haben wir als SPD einen etwas anderen Anspruch. Wir stellen uns vor, den 

Kommunen insgesamt mehr freie Mittel zu gewähren, sie vom goldenen Zügel zu be-

freien und weniger einzelne Förderprojekte aufzusetzen. Als SPD-Abgeordneter 

nehme ich aber auch zur Kenntnis, dass die kommunalen Spitzenverbände in den 

letzten Jahren einen anderen Weg gegangen sind. Sie machen Verhandlungen mit der 

Staatsregierung, schlucken dann die eine oder andere Kröte und gehen raus. Wenn 

Sie am Ende ein paar Millionen Euro mehr bekommen haben, sind Sie zufrieden. Dem 

stehen wir nicht im Weg. Deswegen werden wir dem FAG zustimmen, auch wenn wir 

für die Kommunen mehr wollten, als die Spitzenverbände ausgehandelt haben.

Nun komme ich zum Haushaltsgesetz: Zunächst einmal ein Dankeschön dafür, dass 

es die pauschale Stellensperre nach Jahren endlich nicht mehr gibt. Wie viel haben 

der Kollege Halbleib und ich an diesem Rednerpult schon gegen dieses Thema ge-

sagt! Wir haben immer wieder betont, welcher Unsinn das ist. Wie sind wir über die 

Jahre abgebürstet worden! Jetzt plötzlich findet sich Artikel 6b nicht mehr im Haus-

haltsgesetz. Danke, dass Sie das endlich, vielleicht ein halbes Jahrzehnt zu spät, ein-

gesehen haben. Herr Kollege Pohl, lehnen Sie unsere Anträge nicht immer ab und 

sagen Sie nicht, ja, vielleicht kommen wir irgendwann noch auf den richtigen Weg. 

Stimmen Sie den Anträgen doch gleich in dem Jahr zu, in dem wir sie zum ersten Mal 

stellen.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben diese Möglichkeit der Zustimmung noch bei der pauschalen Wiederbeset-

zungssperre. Diese war immer Unsinn, und diese bleibt immer Unsinn. Man muss sich 
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konkret anschauen, welche Stellen für drei Monate gesperrt werden sollen und welche 

nicht. Man muss sich konkret anschauen, wo es Sinn macht, die Wiederbesetzungs-

sperre aufzuheben und sogar eine überlappende Besetzung zu machen. Es soll kein 

Wissen verloren gehen, damit sich Exzellenz weiter fortsetzen kann. Nein, das wurde 

wieder abgelehnt. Die Streichung der Wiederbesetzungssperre ist unser Antrag.

Nun zum Thema der Ballungsraumzulage: Wie wird es uns gelingen, in Zukunft genü-

gend qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beispielsweise für den Großraum 

München zu bekommen, wenn wir die Ballungsraumzulage nicht erhöhen? Wir fordern 

sogar, diese zu verdoppeln. Wie wird es uns gelingen, für die verschiedenen Bereiche 

im öffentlichen Dienst – ich meine unter anderem den IT-Bereich – in den nächsten 

Jahren genügend qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen, wenn wir 

keine Stellenhebungen machen? Sie lehnen diese Anträge, die wir zum Haushaltsge-

setz gestellt haben, ab.

Zur erst gestern eingebrachten Änderung des Bayerischen Jagdgesetzes sage ich an 

dieser Stelle nichts. Ich habe Verständnis dafür, dass man ein sogenanntes "Busge-

setzgebungsverfahren" auf den Weg bringt, wenn etwas ganz dringend zu ändern ist. 

Mir erschließt sich jedoch nicht, was bei der Wildfolge durch anerkannte Nachsuchen-

gespanne von gestern auf heute zu ändern ist. Hier wäre ein ordentliches Verfahren 

notwendig gewesen. Man hätte uns nicht über Nacht eine Änderung aufdrücken sol-

len.

Zusammengefasst: Wer sich trotz der guten finanziellen Voraussetzungen, die es in 

Bayern zweifellos für die Aufstellung des Staatshaushaltes gibt – trotz Corona-Krise, 

trotz Ukraine-Krieg und der noch lauernden finanziellen Risiken für den Freistaat – bei 

den Weichenstellungen für ein starkes Bayern mit Mittelmaß zufriedengibt, wie Sie das 

tun, der kann und wird diesem Haushalt heute ohne Probleme zustimmen. Die CSU 

und die FREIEN WÄHLER werden das tun.
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Wir als SPD werden das nicht tun.Wir wollen mehr für Bayern. Dieser Haushalt kann 

mehr als der vorgelegte Haushaltsentwurf. Wir wollen Wohnungsbau für alle. Wir wol-

len Wohnungsbau für Studierende und Auszubildende. Wir wollen mehr Wohnungs-

bau für Staatsbedienstete. Wir wollen mehr Klimaschutz. Wir wollen mehr ÖPNV- und 

SPNV-Unterstützung in diesem Haushalt. Wir wollen mehr für Kitas, Schulen, Kran-

kenhäuser, das allgemeine Gesundheitswesen und für die Pflege tun. Wir wollen, dass 

dieser Haushalt zu einem starken sozialen Haushalt wird, der ermöglicht, soziale Poli-

tik für die Menschen in Bayern, für eine gute Zukunft in Bayern zu machen. Sie hätten 

in den vergangenen Wochen die Möglichkeit gehabt, entsprechenden Anträgen der 

SPD, aber auch anderer Oppositionsparteien zuzustimmen; Sie haben diese Chance 

vergeben. Deswegen tragen Sie den Haushalt auch alleine, Kolleginnen und Kollegen.

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Es gibt eine 

Zwischenbemerkung. Herr Kollege Pohl, bitte schön.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Lieber Harald Güller, wir tragen ihn gerne. Eine 

erste Bemerkung zum Wegfall von Artikel 6b und dazu, warum wir dem nicht zuge-

stimmt hätten. Nach meiner Erinnerung waren wir in der Opposition, als ihr diese An-

träge gestellt habt, und haben selbstverständlich mitgestimmt; das nur einmal zur His-

torie.

(Zuruf)

Zweiter Punkt: Du stellst darauf ab, dass ihr für die Kommunen mehr tut. Warum tut 

dann die SPD-geführte Regierung im Bund nichts für die Kommunen und erstattet die 

anderen 50 % der Gewerbesteuer nicht? Das wäre jetzt durchaus eine gute Maßnah-

me.

Dritter Punkt, der den Sport betrifft: Im letzten Jahr haben wir doch gemeinsam die 

Verdoppelung der Vereinspauschale beschlossen. Wir haben in der Corona-Pandemie 

sehr viel für die Sportvereine getan; das sollte man an dieser Stelle auch einmal aner-
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kennen, auch wenn es in diesem Haushalt bei der Verdopplung der Vereinspauschale 

einen Dissens gab.

Erster Vizepräsident Karl Freller: Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Harald Güller (SPD): Zum erstem Punkt: Mir ist unbekannt, dass die FREIEN WÄH-

LER 2019, 2020 und 2021 noch in der Opposition waren; damals hat die SPD Anträge 

zu Artikel 6b gestellt, und Sie haben dagegen gestimmt.

Zum zweiten Punkt: Wer ein kleines bisschen seriös ist, stellt fest, dass dazu eine 

Grundgesetzänderung notwendig gewesen wäre. Zu dieser Grundgesetzänderung 

war unter anderem die CDU in Berlin nicht bereit, sodass eine Zweidrittelmehrheit 

nicht zustande gekommen ist.

Zum dritten Punkt: Auf 20 Millionen Euro für die Vereine hätten wir uns nach dem 

Motto des letzten Jahres gerne einigen können. Für manche war das ein humoristi-

scher Beitrag; ihr wolltet gerade den Antrag der SPD ablehnen, um dann sofort einen 

eigenen zu stellen, habt dann aber doch festgestellt, sofern wir bereit seien, 

FREIE WÄHLER und CSU im Antrag aufzunehmen, würdet ihr dieser Verdoppelung 

zustimmen. – Gut, das haben wir gemacht. Den Vereinen hat es genutzt. Wir sagen: 

Auch dieses Jahr würde es ihnen nutzen.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Güller. Weitere 

Meldungen zu Interventionen liegen mir nicht vor. – Damit komme ich zum nächsten 

Redner. Es ist Dr. Helmut Kaltenhauser von der FDP-Fraktion. Herr Abgeordneter Kal-

tenhauser, Sie haben das Wort.

Dr. Helmut Kaltenhauser (FDP): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Auch von mir erst einmal der Dank für die Arbeit im Ausschuss und die Aus-

schussbetreuung, auch an das Ministerium. Eine solche Anzahl von Änderungsanträ-

gen ist neuer Rekord gewesen. Ich bin dankbar, dass das gut aufbereitet war. Ich finde 
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es allerdings ein bisschen lästig, dass dann teilweise im Verfahren Anträge kommen, 

bei denen man wirklich nicht erkennen kann, warum sie nicht ein paar Wochen früher 

eingereicht wurden. Sie halten einfach das ganze Verfahren ziemlich auf; auch heute 

hatten wir davon ein oder zwei Stück.

Erst einmal zu ein paar grundsätzlichen Sachen. Die Politik der Staatsregierung ist in 

letzter Zeit stark davon geprägt, dass immer die Ampel in Berlin schuld ist. Es geht ei-

gentlich kein Tag vorbei, an dem der Ministerpräsident nicht die Weisheit nach Berlin 

schickt; ich weiß nicht, was er sich davon verspricht. Er hat doch immer gesagt, sein 

Platz sei in Bayern.

(Beifall bei der FDP)

Das hat er immer behauptet. Seine Parteifreunde in der CDU haben das im Übrigen 

genauso gesehen.

(Heiterkeit – Beifall)

Die CSU ist aber eine bayerische Partei und hat hier in Bayern genug Aufgaben. Ich 

betone das vor allem wegen des Berichts des ORH so stark. Dort sind schon einige 

Dinge enthalten, die richtige Ohrfeigen sind. Sie zeigen, dass wir hier einige Baustel-

len haben, die zu bearbeiten sind. Am meisten hat mich gestern die Aussage geärgert 

– ich weiß nicht mehr, von wem sie kam; es ging um die Diskussion des Haushalts für 

Wohnen, Bau und Verkehr –, wonach der ORH keine Ahnung von der Sache habe und 

sich auf die Zahlen konzentrieren solle. Gleichzeitig gibt es eine schöne Pressemittei-

lung der Bayerischen Staatsregierung mit dem Titel "Oberster Rechnungshof bestätigt 

geordnete Haushaltsführung des Freistaats für 2020". – Es ist eine Meldung wert, 

dass man sich an die Vorschriften hält.

Ich möchte noch einmal kurz erläutern, was das heißt: Ein Wirtschaftsprüfer – und 

letztlich ist der ORH ein Wirtschaftsprüfer – prüft und stellt fest, ob alles sauber ge-

bucht, eingeordnet usw. ist. Das ist der erste Teil. Von jedem normalen Wirtschaftsprü-
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fer erwartet man, dass er das bestätigt, und dann ist es gut. Das ist eigentlich keine 

Meldung wert. In der freien Wirtschaft gibt es dann in der Regel einen sogenannten 

Management Letter, in dem noch ansonsten Bemerktes steht, was nicht unbedingt ein 

Verstoß gegen Haushaltsregeln ist, man aber trotzdem bemerkt hat. Ich muss sagen: 

Da hält sich der ORH ziemlich zurück; er konzentriert sich allein auf die beschlosse-

nen bzw. angekündigten Dinge und vergleicht und kommentiert diese. Das macht er 

ziemlich gut. Wir können wirklich stolz darauf sein, was dort passiert. Das sozusagen 

zu kritisieren und noch zu sagen, er solle sich da zurückhalten, finde ich ziemlich da-

neben.

Die Staatsregierung arbeitet sich, wie gesagt, fleißig an der Ampel ab. Es gibt davon 

noch ein paar Steigerungsformen. Die Staatsregierung und der Ministerpräsident 

Söder haben Versprechungen gemacht, die Gemeinden mit einer Milliarde Euro zu un-

terstützen. Kurz danach habe ich gehört, dass man diese Milliarde bitte von Berlin 

haben wolle. Man kann darüber diskutieren. Sich aber erst dafür feiern zu lassen, 

dass man die Gemeinden unterstützt, und dann zu sagen, das Geld dafür müsse 

einem jemand anderes geben, finde ich auch eine interessante Vorgehensweise.

Wie gesagt, es gibt eine ganze Menge offener Baustellen. Ich will nicht alle, sondern 

vielleicht nur ein paar Punkte ansprechen, die teilweise in den letzten Tagen schon 

diskutiert wurden. Bei BayernHeim ist viel angekündigt worden, aber wenig passiert. 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist zumindest einmal sehr stark verschleppt 

worden. Das Landespflegegeld ist nach wie vor teuer und viel zu wenig zielgerichtet. 

Beim Kita-Ausbau werden Eltern beschenkt, statt genügend Plätze zu schaffen. Wenn 

man in der Gemeinde und in den Kommunen unterwegs ist, weiß man, was das im 

Moment bedeutet. Es gibt einen richtigen Run auf Kita-, Kindergarten- und Kinderkrip-

penplätze.

Bei den wachsenden Pensionslasten versuche ich seit Jahren, die tatsächlichen Pen-

sionslasten herauszukriegen; heute Morgen habe ich das einmal am Rande angespro-

chen. Ich werde dann immer mit einem freundlichen Lächeln und einer Nicht-Auskunft 
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bedient. Ich möchte nach wie vor die Zahlen wissen; als Unternehmen müsste man 

wissen, wie viel man zurückstellen müsste, damit man wirklich alle anstehenden Pen-

sionslasten bayerischer Beamter abdecken könnte. Das sind Verpflichtungen. In ande-

ren Ländern wie beispielsweise in Hessen gibt es eine doppelte Buchführung; dort 

wird das tatsächlich ausgerechnet. Das sind aberwitzige Beträge, und ich bin mir si-

cher, dass Bayern noch darüber liegt. Warum bitte kann man dies nicht ermitteln und 

nicht auch einmal offen zur Schau stellen?

(Beifall bei der FDP)

Ein weiterer Punkt ist der Trassenausbau von Nord nach Süd. Das haben wir gestern 

oder vorgestern auch schon einmal diskutiert. Das neueste Highlight sind Kulturbauten 

mit internationaler Strahlkraft; ich will gar nicht darüber diskutieren, ob das richtig oder 

falsch ist. Ich weiß nur, dass man ursprünglich im Haushaltsausschuss die Vorstellung 

von 370 Millionen Euro hatte. Ich kann mich erinnern, dass der Kollege Weidenbusch 

damals von über 650 Millionen Euro gesprochen hat. Ich habe spaßeshalber gesagt, 

unter einer Milliarde Euro gehe man nicht raus. Jetzt wird anscheinend die Milliarde 

diskutiert. Ich frage mich also schon, was man da eigentlich macht. Aber man hat 

650.000 Grußkarten verschickt.

Einmal genauer zum Einzelplan 13: Ich halte ihn für ziemlich ambitionslos; Kolle-

gin Köhler hat es ein bisschen anders formuliert. Erst einmal wird der volle Kreditrah-

men der beschlossenen 20 Milliarden Euro ausgeschöpft. – Herr Füracker, ich habe 

Ihre Aussage noch im Ohr, als wir damals die ersten 10 Milliarden Euro und dann 

noch einmal 10 Milliarden Euro beschlossen haben. Sie haben gesagt, das sei eine 

Obergrenze und jeder nicht gebrauchte Euro werde auch nicht genutzt. Jetzt wird 

jeder Euro genutzt, und zwar verteilt auf drei Jahre.

Wir haben sogar die Diskussion gehabt, ob es überhaupt eine Neuverschuldung ist. 

Das haben Sie am Anfang noch bestritten. Natürlich ist es buchhalterisch eine Neu-

verschuldung: um 5,8 Milliarden Euro, 8 % des Gesamthaushalts. Im Finanzplan steht 
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dann drin: Im Jahr 2022 ist eine neuerliche unvermeidbare Kreditermächtigung vorge-

sehen. "Unvermeidbar" – das hört sich nach "alternativlos" an. Ich kann mir nicht vor-

stellen, dass das alternativlos ist. Wir haben selber über hundert konkrete Vorschläge 

gemacht. Möglich wäre vielleicht auch, stärker in die Rücklagen zu greifen. Da bin ich 

etwas anderer Auffassung. Das hatten wir schon einmal diskutiert.

Ich glaube trotzdem, dass man einen zu einfachen Weg nimmt und, statt bei den Aus-

gaben zu kürzen, lieber schaut, wie man möglicherweise noch mehr Geld besorgen 

kann. Herr Füracker, ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie da nicht selber Einsparpo-

tenzial sehen. Das Einzige, was an Einsparpotenzial dasteht, ist diese globale Minder-

ausgabe. Ich sage immer: Das ist "Luft aus dem Entwurf lassen". Aber mehr ist es 

nicht. Da ist kein einziger Euro eingespart. Maximal haben wir dadurch weniger Haus-

haltsreste, die wir in das nächste Jahr übertragen. Aber das ist kein Sparen. Die Frau 

Kollegin Köhler hat es schon gesagt: Es ist ein Schelm, wer Böses dabei denkt, dass 

wir da im Jahr 2023 noch ein bisschen was halten wollen.

Schuldenabbau: Schon jetzt ist absehbar, dass ab dem Jahr 2024 – zumindest sind 

die Regelungen im Moment so – die Handlungsspielräume erheblich eingeschränkt 

werden. Artikel 2a Absatz 2 und 3 des Haushaltsgesetzes verpflichtet uns dann, pro 

Jahr jeweils ein Zwanzigstel der Corona-Schulden abzubauen. Das sind ab 2024 

415 Millionen Euro pro Jahr und ab 2025 weitere 585 Millionen Euro pro Jahr. Ab 2025 

ist also eine Milliarde Euro pro Jahr einzusparen. Da bin ich echt gespannt, wie wir 

das hinbekommen. Das werden harte Zeiten für den Finanzminister, wer immer das 

dann sein wird. Alles, was wir jetzt aufnehmen, müssen wir zurückzahlen. Aber noch 

viel mehr leid tun mir die nachfolgenden Generationen, weil die es zurückzahlen müs-

sen. Alles, was wir an Schulden produzieren, müssen die zurückzahlen und geht zu 

deren Lasten. Ich verstehe nicht, warum man da nicht ein bisschen stärker einspart. 

Nur ein paar Beispiele: Es gibt Förderprogramme mit Abrufquoten von unter 20 % 

über Jahre hinweg. Da kann man zumindest mal Luft rauslassen, unabhängig davon, 

Protokollauszug
112. Plenum, 07.04.2022 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 44



ob man Geld damit einspart. Jedenfalls wäre es ein Beitrag zur Wahrheit und Klarheit 

in jedem Haushaltsentwurf.

Die 60 Millionen Euro Fraktionsreserve sind angesprochen worden. Kollege Güller, ich 

bin dankbar für deine Formulierung. Es geht mir nicht um die Fraktionsreserve als sol-

che. Natürlich ist es zulässig, noch Anträge zu stellen und zu sagen: An der einen 

oder anderen Stelle investiere ich. – Aber die Art der Anträge, insbesondere von den 

FREIEN WÄHLERN – Sie haben ein paar Beispiele genannt –, ist unmöglich. Das ist 

eindeutig nur noch eine Befriedigung der Wähler vor Ort im eigenen Wahlkreis, oder 

was immer damit angestrebt wird. Ich habe zugesagt: Wenn ich an der Stelle mal was 

zu sagen hätte, dann würde ich dafür sorgen, dass die Fraktionsreserve jedenfalls in 

dieser Form nicht bleibt. Ich finde das unmöglich.

(Beifall bei der FDP)

Über das Digitalministerium haben wir heute Morgen schon gesprochen. Noch mal 

kurz: Wenn ich vom Digitalministerium ausgehe – 118 Millionen Euro – und dann die 

Film- und Computerförderung und die 19 % für die Verwaltung – Beamte und Ange-

stellte im Ministerium – rausrechne, dann kommen wir bei 60 Millionen Euro raus. Das 

ist genau der Betrag, den wir bei der Fraktionsreserve vertun. Das investieren wir in 

die Digitalisierung, zumindest in der jetzigen Konstruktion. Das finde ich auch "faszi-

nierend".

Vielleicht noch ein paar Punkte im Einzelnen. Das bayerische Pflegegeld hatte ich vor-

her schon mal angesprochen: im Jahr 2022 769 Millionen Euro. Das ist eine Fehlkon-

struktion. Die haben wir schon mehrfach kritisiert. Ich sage nicht, dass das nicht inves-

tiert werden muss. – Aber nicht so. Das muss zielgerichtet sein. Das muss dort 

ankommen, wo wir wirklich etwas bewirken wollen. In den Kita-Ausbau müsste Geld 

fließen. Wir verteilen das aber alles nach dem Gießkannenprinzip.

Die Personalausgabenquote liegt aktuell bei 37,4 % und steigt nächstes Jahr auf 

38,6 % und laut Finanzplan in den Jahren darauf sogar auf über 40 %, also um 6 % 
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zwischen 2022 und 2023. Soll das so weitergehen? Wie wollen wir das bezahlen? Mal 

abgesehen von den Pensionen, meinem Lieblingssteckenpferd.

Die sächlichen Verwaltungsaufgaben steigen erheblich, um 14,5 % im Vergleich zum 

Vorjahr: um 900 Millionen Euro. Herr Finanzminister, das ist doch alles für unprodukti-

ve Zwecke, wenn ich das als Wirtschaftsunternehmen denken würde. Können wir da 

wirklich nichts machen? Können wir die Gelder wirklich nicht irgendwo sinnvoller und 

effizienter einsetzen?

Einen positiven Aspekt muss ich allerdings hervorheben: Die Investitionsquote steigt 

deutlich von 14,9 % auf 15,9 %, wobei man immer beachten muss: Investitionen, die 

vom Staat kommen, machen überhaupt nur ein Achtel der Investitionen aus. Wir kön-

nen also noch viel mehr für Investitionen tun, wenn wir dafür sorgen, dass die Wirt-

schaft funktioniert. Das muss man auch mal sagen. Wir sollten nicht den Ansatz 

haben, dass wir als Staat wissen, wo wie viel Geld zu investieren ist. Wir können an 

der einen oder anderen Stelle anschieben, aber das war es auch.

Ganz zum Schluss noch zum Finanzausgleich. Wir haben eine Steigerung. Damit bin 

ich durchaus einverstanden. Ich habe schon immer gesagt, dass die Kommunen an 

der einen Stelle noch viel mehr Aufgaben übertragen bekommen, als sie an Einnah-

mesteigerungen haben. Ich finde die ganze Konstruktion des Finanzausgleichs ziem-

lich schwierig, weil er letztlich keine Steuerungsfunktion mehr hat. Aber das ist eine 

größere Baustelle, die wir da aufmachen müssen.

Es gab einmalige Mittel in Höhe von 400 Millionen Euro. Ich finde es durchaus in Ord-

nung, wenn man versucht, Einmaleffekte mit Einmalmitteln zu bekämpfen.

Insgesamt müssten wir eigentlich hergehen und die Gemeindefinanzierung überden-

ken, etwa von der Gewerbesteuer wegzugehen hin zu einer verlässlicheren Größe. 

Das ist eine Grundsatzdiskussion.
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Insgesamt, lieber Herr Staatsminister, lassen Sie uns keine andere Wahl. Wir lehnen 

den Einzelplan 13 und das Haushaltsgesetz ab, aber dem Finanzausgleichsände-

rungsgesetz stimmen wir zu.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Dr. Kaltenhauser. 

– Damit kommen wir zum nächsten Redner. Es ist der Abgeordnete Ernst Weiden-

busch. Herr Kollege, bitte schön.

Ernst Weidenbusch (CSU): Sehr geehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen! Wir 

sind dazu berufen, uns darum zu kümmern, dass es Bayern gut geht. Unser vornehm-

stes Recht im Parlament ist die Aufstellung des Haushalts, das Budgetrecht.

Schauen wir uns doch mal um: Den Menschen bei uns geht es doch ganz hervorra-

gend. Wir haben eine Pandemie hinter uns, die die Menschen in diesem Land bewäl-

tigt haben, weil sie Entbehrungen auf sich genommen haben, weil sie Verbote akzep-

tiert haben und weil sie vernünftig geblieben sind. Wir haben eine Welle von 

Flüchtlingen aus einem völkerrechtswidrigen Krieg in der Ukraine. Die betroffenen 

Menschen machen sich ganz überwiegend auf den Weg nach Deutschland und auf 

den Weg nach Bayern. Im Kern haben die doch alle recht, weil sie natürlich dort hinge-

hen, wo sie erwarten können, dass man ihnen auch helfen kann.

Ich freue mich, dass die Menschen in Bayern mit großer Hilfsbereitschaft reagieren. 

Ich kann nur sagen: Bei mir daheim – lieber Bernhard, auch Landkreis München, nicht 

Unterhaching, der reiche Süden, sondern der noch reichere Osten – haben die Leute 

spontan erklärt: Wo Platz ist, nehmen wir Flüchtlinge aus der Ukraine auf. Bei mir 

haben die Beherbergungsbetriebe, die Gaststätten und die Hotels sofort gesagt: Die 

Leute brauchen auch etwas zum Essen, da liefern wir was. – Warum geht denn das? 

– Es geht doch nur, weil es uns in Bayern gut geht, weil es uns viel besser geht als 

den anderen Bundesländern. Wenn hier ständig von Verschuldung und von Belastun-
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gen der zukünftigen Generationen gesprochen wird: Vergleichen Sie sich doch mal mit 

den Ländern, in denen Sie Regierungsverantwortung haben!

(Zuruf)

Dort sind diese Spielräume doch überhaupt nicht vorhanden. Das Land, das mit der 

niedrigsten Verschuldung die besten Voraussetzungen für die Zukunft geschaffen hat, 

ist Bayern. Das muss man doch realistisch sehen.

(Beifall bei der CSU)

Wo kann denn jemand in Deutschland auf höchstem Niveau studieren? Nennen Sie 

mir doch Universitäten, die mit der TU München konkurrieren können! – Keine einzi-

ge.Wer kann denn mit der LMU konkurrieren? Wer wird denn zukünftig mit der TU 

Nürnberg konkurrieren können? Wer kann mit Regensburg, wer mit Würzburg konkur-

rieren?

(Zuruf)

Wer kann – vielen Dank für den Zwischenruf, Kollege Waschler – mit Passau konkur-

rieren? – Ja, vielleicht Aachen, jedenfalls in Teilbereichen. Aber das war’s doch! Und 

Sie stellen sich hier hin und tun so, als ob die jährlich wiederholte Stänkerei und Mä-

kelei zum Einzelplan 13 irgendeinen Sinn machen würde. Gehen Sie doch bitte mal 

raus und sagen Sie den Leuten, wie gut es uns wirklich geht!

Ich höre immer die Debatte zur Fraktionsreserve. Ich habe mir lange überlegt, wie ich 

Ihnen das deutlich mache: Wenn Sie zum Essen gehen, dann werden Sie sehen, dass 

auf jedem Tisch Salz und Pfeffer, Essig und Öl stehen, weil nicht jedem alles so 

schmeckt, wie es serviert wird. Derjenige, der das hingestellt hat, ist der Koch, ist der 

Restaurantbesitzer. Glauben Sie, dass er damit in Zweifel ziehen wollte, dass er gut 

kocht? – Die Staatsregierung serviert ein Eins-a-Menü. Das Parlament kriegt aber 

selbstverständlich die Möglichkeit, mit Salz und Pfeffer, mit Essig und Öl, mit Muskat-
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nuss und Paprika dafür zu sorgen, dass es jedem Einzelnen schmeckt – im Baye-

rischen Wald genauso wie in Aschaffenburg, wie in Garmisch und wie in München.

(Beifall bei der CSU – Zuruf)

– Kollege Güller, wir beide sind doch lang genug dabei, dass wir wissen: Wer im Wür-

zen noch nicht so viel Erfahrung hat, der probiert es halt erst einmal vorsichtig mit klei-

nen Prisen:

(Heiterkeit)

ein einzelnes Salzkorn da, ein Spritzer Essig dort.

(Beifall bei der CSU)

Lassen Sie die Leute doch ein bisschen ausprobieren; die werden schon mutiger wer-

den. Da wird schon mal richtig gepfeffert oder auch Paprika hineingetan werden; das 

dauert halt noch ein bisserl.

Ich wollte euch einfach mal erklären, wie so eine Fraktionsreserve funktioniert. Essen 

geht jeder; das versteht hoffentlich auch jeder.

(Zurufe)

Jetzt kommt mein Lieblingsthema; ist ja klar. Ihr werdet ja darauf gewartet haben: Wir 

haben uns im Ausschuss über die Gelegebehandlung unterhalten. Wir haben drei 

Jahre hintereinander dazu einen Versuch durchgeführt und jeweils 180.000 oder sogar 

ein paar mehr Euro dafür ausgegeben, einer überbordenden Wildgänsepopulation, die 

unserer Landwirtschaft sowohl durch Fraß- als auch durch Verkotungsschäden stark 

schadet, Herr zu werden. Es hat sich herausgestellt, dass man mit Gelegebehandlung 

einiges erreichen kann.

Gelegebehandlung ist im Bundesjagdgesetz als solche ausgeschlossen; es ist aber 

die Möglichkeit eröffnet, das landesgesetzlich zu korrigieren. Die Frau Kollegin Köhler 
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– ich habe das noch im Ohr – hat im Haushaltsausschuss gesagt: Ja, warum macht ihr 

denn da schon wieder so eine 180.000-Euro-Nachtragshaushaltsmaßnahme? Das ge-

hört doch dauerhaft geregelt. – Wir haben uns mit dem Thema befasst und das 

Thema mit einem Änderungsantrag dauerhaft geregelt. Wir haben entsprechende Ver-

ordnungsermächtigungen geschaffen, damit die Staatsregierung mit einer Verordnung 

dort, wo es notwendig ist, sachgerecht auf den Einzelfall bezogen Gelegebehandlung 

erlauben kann, um die Wildgänsebestände zu reduzieren.

Unbestritten ist das ein tierschutzrelevanter Eingriff. Natürlich ist es ein Eingriff, wenn 

man die reguläre Fortpflanzung einer Wildart in dieser Art und Weise behindert, dass 

man hingeht und in den Nestern Teile des Geleges zerstört. CSU und FREIE WÄH-

LER haben deswegen nach einem Weg gesucht, an anderer Stelle, wo es etwas für 

den Tierschutz zu tun gibt, tätig zu werden.

Das ist die Wildfolge. Überall dort, wo Tiere über Reviergrenzen hinweg nachgesucht 

werden müssen, ist dem durch die bisherige gesetzliche Praxis ein Riegel vorgescho-

ben. Das führt zu unnötigem Tierleid. Wir haben deshalb, was auch alle anderen Flä-

chenländer gemacht haben, eine entsprechende Regelung geschaffen – das ist der 

Antrag, der heute gekommen ist –, dass die Nachsuche für anerkannte Nachsuche-

führer auch in Bayern zulässig wird. Wir brauchen dazu natürlich eine andere Rege-

lung zur Anerkennung eines Nachsucheführers. Wenn jemand nämlich mit der gelade-

nen Waffe zum Nachbarn ins Revier gehen darf, dann kann das nicht ein Verband 

regeln; wir brauchen, damit das passieren kann, entsprechende Genehmigungen der 

Regierungen, die dafür als Mittlere Jagdbehörden zuständig sind. Ich denke, auch das 

ist richtig.

Wir schaffen auf diese Art und Weise Rechtssicherheit. Wir tun etwas für den Tier-

schutz, und wir tun auch etwas für die Menschen, die viel Zeit und Geld investieren, 

um ihre Hunde auszubilden, um selber fit zu bleiben und die ihr Leben aufs Spiel set-

zen, wenn sie im Unterholz herumkriechen – und das alles unentgeltlich und für die 

Allgemeinheit.
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Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem hervorragenden Haushalt und zu unserem Än-

derungsantrag. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Weidenbusch. – 

Damit ist der nächste Redner an der Reihe: der Abgeordnete Tim Pargent von den 

GRÜNEN. Bitte schön, Herr Abgeordneter Pargent, Sie haben das Wort.

Tim Pargent (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Wir kommen jetzt ans Ende dieser Haushaltsberatungen. Ich muss da doch noch 

mal zwei, drei Sachen feststellen.

Erstens. In dieser Debatte wurde zuletzt ausgeführt, wir könnten von den 20 Milliar-

den Euro, die wir vor ziemlich genau zwei Jahren zur Verfügung gestellt haben, genau 

deshalb heute noch zehren, weil wir in den letzten zwei Jahren bei der Corona-Be-

kämpfung durch die Staatsregierung eine so große Ausgabendisziplin erlebt hätten. 

Bei aller Liebe: Es wurde viel gemacht, aber Ausgabendisziplin hat da sicher nicht ge-

herrscht. Warum wir wirklich noch davon zehren können: weil wir im letzten Jahr uner-

wartet 5 Milliarden Euro Steuermehreinnahmen hatten, keineswegs aber wegen der 

Ausgabendisziplin. – Ob Ausgabendisziplin in der Krise überhaupt angebracht gewe-

sen wäre, darüber könnte man schon streiten. Ich höre heute aber wirklich zum ersten 

Mal, dass es an der Ausgabendisziplin gelegen hätte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweitens. Wir haben jetzt drei Tage lang Forderungen an die Ampel gehört. Ehrlicher-

weise konnte ich mir gar nicht alles merken; ich hätte eine Excel-Liste über das führen 

sollen, was Sie da im Minutentakt eingefordert haben, was von der Ampel alles kom-

men soll. Die Regierungsfraktionen und die Staatsregierung fordern aber gleichzeitig 

massive Steuersenkungen. Zu guter Letzt kritisieren Sie heute die massiven Schulden 

im Bund.
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Ganz ehrlich: Glauben Sie wirklich, dass die Menschen das als seriöse Oppositionspo-

litik im Bund empfinden, wenn Sie riesige Forderungen stellen, gleichzeitig aber alles 

Mögliche an Schulden und Steuern in die Tonne kloppen wollen? – Ich glaube, Sie 

müssen sich da in Ihrer Oppositionslinie irgendwann entscheiden: Fordern Sie immer 

mehr Leistungen vom Bund, oder fordern Sie im Bund eine strikte Ausgabendisziplin? 

– Was Sie hier fordern, gehört dann wohl eher ins Reich der Märchen; dort könnte 

man beides erfüllen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe)

Ich will allerdings noch in die Zukunft und nicht nur zurück auf die Haushaltsberatun-

gen schauen. Ich will darauf schauen, was mit diesem Haushalt im nächsten Dreivier-

teljahr noch bewältigt werden soll.

Erstens. Ich stelle da zum Thema Ukraine fest, dass wir im Moment eigentlich über-

haupt keine haushalterische Grundlage haben. Wo im Haushalt sollen die Mittel, mit 

denen wir jetzt schon in die Vollen gehen, verankert werden? – Der Ministerpräsident 

hat vor ziemlich genau drei Wochen ins Schaufenster der Staatskanzlei eine Milliarde 

für die Kommunen gestellt. Man kann das an sich richtig finden, dass der Freistaat da 

auch in die Pflicht geht. Bis heute ist im Haushalt aber gar nichts verankert, mit dem 

wir das machen sollten. Für mich heißt das im Umkehrschluss: Wir haben zum Thema 

Ukraine eigentlich schon den nächsten Nachtragshaushalt vor der Brust; denn ich 

weiß im Moment noch nicht, wie das letztlich genau finanziert werden soll. Eines ist 

klar: Vom Bund wird was kommen, aber es rechnet doch realistisch niemand damit, 

dass der Bund 100 % der Kosten übernimmt. – Nein, es ist eine gesamtgesellschaftli-

che Aufgabe, an der sich auch alle Ebenen beteiligen müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweitens. Wir beraten auch den kommunalen Finanzausgleich, der mit rund 10 Milliar-

den Euro recht wuchtig daherkommt. Wir erkennen ausdrücklich an, dass den Kom-

munen in der Summe relativ viel Geld zur Verfügung gestellt wird. Ich will auch aus-
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drücklich den Gewerbesteuerausgleich von 50 % anerkennen, der für die Kommunen 

für das Jahr 2021 kommt. Das sind gute Maßnahmen.

Wenn ich in den letzten Wochen und Monaten bei den Kommunen war, dann stellte 

sich das Bild aber nach wie vor doch etwas unterschiedlich dar.Viele Kommunen 

kämpfen noch mit der Stabilisierung und können sich an den Förderprogrammen mit 

einem Eigenanteil von 10 % gar nicht beteiligen. Schwärmt man hier in München aus, 

sieht die Welt schon wieder ganz anders aus. Wenn ich jedoch mit den Bürgermeister-

innen und Bürgermeistern spreche und ihnen sage, es gebe ein neues Förderpro-

gramm, dann sagen sie mir mittlerweile: Hör mir auf mit deinen Förderprogrammen. 

Wir haben doch in unserem Rathaus gar nicht mehr das Personal, das diese Program-

me bearbeiten kann. Uns fehlen schlicht die Kapazitäten. Bis sich einer unserer weni-

gen Mitarbeiter, die wir kaum noch finden, in das Förderprogramm eingearbeitet hat, 

ist es schon wieder ausgelaufen.

Wir müssen uns in den nächsten Jahren einmal Gedanken darüber machen, wie wir 

hier weiter vorgehen wollen. Ich sehe hier gerade den Beauftragten für Bürokratieab-

bau der Bayerischen Staatsregierung. Ich habe Ihren Bericht aufmerksam zur Kennt-

nis genommen. Aber vielleicht sollten wir uns einmal die Bürokratie ansehen, die es 

innerhalb des Staates gibt, vom Land zur Kommune bis zum Bund. Es erfordert viel 

Arbeit, um Geld von der einen zur anderen staatlichen Ebene zu schaffen. Vielleicht 

müssen wir hier ein bisschen umdenken und den Kommunen mehr Eigenmittel und 

Beinfreiheit verschaffen. So viel zum Thema Kommunalfinanzen. Dieses Problem lässt 

sich nicht mit einem Gesetz lösen. Langfristig müssen wir aber an dieses Thema ran.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein drittes Thema, das uns in diesem Haushalt beschäftigt hat und noch darüber hin-

aus massiv beschäftigen wird, ist die Klimakrise. Wir sind der festen Überzeugung, 

dass dieser Haushalt, wie er uns vorgelegt wird, nicht klimagerecht ist. Bayern befin-

det sich mit diesem Haushalt ganz sicher nicht auf dem 1,5-Grad-Pfad. Die Klimamilli-
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arde ist eher eine halbe Klimamilliarde geworden. Es werden nur 600 Millionen Euro in 

diesem und 400 Millionen Euro im nächsten Haushaltsjahr zur Verfügung gestellt. Zum 

Vergleich: Das Familiengeld kostet uns deutlich mehr. Die Regierungsfraktionen stel-

len dafür deutlich mehr Geld zur Verfügung.

Ich komme damit zu dem Zitat meines Fraktionsvorsitzenden Ludwig Hartmann: "Ein 

dicker Geldbeutel macht noch keine gute Politik." Das merkt man an den Altlasten und 

den großen Ausgabeposten, die der Ministerpräsident kurz vor der letzten Landtags-

wahl ins Schaufenster gestellt hat. Diese Kosten nehmen uns heute im Haushalt ein 

Stück weit die Luft zum Atmen, um die Klimakrise und die anderen Krisen, vor denen 

wir stehen, mutig angehen zu können. Diese Einzelausgaben sind nicht zielgerichtet.

Ich komme damit zu der letzten Frage: Wo könnten wir heute stehen, wenn wir diese 

Einzelausgaben und Wahlgeschenke auf die Menschen fokussiert hätten, die diese 

Gelder wirklich bräuchten, und die anderen Mittel zielgerichtet für die Infrastruktur, den 

Klimaschutz und den sozialen Zusammenhalt verwendet hätten? Wir sehen in diesem 

Haushalt kein gutes Gesamtkonzept. Bei der Verwendung der Gelder erfolgt keine Pri-

orisierung im Hinblick auf die drängenden Krisen unserer Zeit. Wir können diesem 

Haushalt deswegen auch nicht zustimmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Vielen Dank, Herr Pargent. – Als 

nächste Rednerin rufe ich Frau Katrin Ebner-Steiner von der AfD-Fraktion auf.

(Beifall bei der AfD)

Katrin Ebner-Steiner (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Diese Bayerische Staatsregierung kann entweder nicht mit Geld umgehen, 

oder sie kann nicht rechnen. Vielleicht sollte sie das gleich ganz denen überlassen, die 

etwas davon verstehen, etwa dem Bayerischen Obersten Rechnungshof. Er hat gera-
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de wieder den Ministerpräsidenten und seine Regierung in historischer Weise abge-

watscht.

Der ORH kritisiert einmal mehr in deutlichen Worten die Höhe der Neuverschuldung 

infolge der Corona-Maßnahmen und die Zweckentfremdung von Corona-Verpfle-

gungspauschalen für Klinikbeschäftigte. Wesentliche Teile dieser 133 Millionen Euro 

seien laut ORH zweckwidrig verwendet worden. Außerdem kritisiert der ORH die laxe 

und nicht vorgabengerechte Verteilung der 600 Millionen Euro zur Förderung kommu-

naler Baumaßnahmen.

Zudem ist die mangelnde Auslastung zahlreicher Master-Studiengänge ein Minderleis-

tungsnachweis für Ihre Haushalts- und Ihre Bildungspolitik gleichermaßen. Wenn bei 

98 Studiengängen im Schnitt nur sechs Studenten einen Abschluss machen – also of-

fenbar zu wenig Nachfrage besteht –, dann ist das keine verantwortungsvolle Bil-

dungs- und Haushaltspolitik.

Über die Minderleistung der Wohnungsbaugesellschaft BayernHeim, die, Zitat, binnen 

drei Jahren noch keine Wohnung selbst neu geschaffen hat, haben wir bereits im De-

tail gesprochen.

Von Ihrer zusätzlichen und mit Corona begründeten Kreditermächtigung in Höhe von 

20 Milliarden Euro haben Sie rund 14 Milliarden Euro mehr oder minder Corona-spezi-

fisch ausgegeben. Von den verbleibenden 5,8 Milliarden Euro an Kreditvolumen wol-

len Sie nun 1,5 Milliarden Euro für Ihr sogenanntes Corona-Investitionsprogramm aus-

geben, das aber nicht viel mit Corona zu tun hat, sondern unter anderem Ihrer 

verfehlten Klimapolitik dient.

Der ORH verlangt eine Begründung, weshalb das Corona-Investitionsprogramm und 

die Hightech Agenda Plus einer Kreditfinanzierung bedürfen; denn die, Zitat, in der 

Pandemie aufgenommenen Notlagenkredite dürfen zur Bekämpfung der Pandemie 

und ihrer Folgen eingesetzt werden. – Doch die von Ihnen nun finanzierten Maßnah-

men haben ihren Ursprung allesamt vor der Corona-Pandemie. Wir fordern, dass Sie 
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sich an die Empfehlungen des ORH halten, dass Sie andere Finanzierungsmöglichkei-

ten wie zum Beispiel Steuermehreinnahmen ausschöpfen und die hinfälligen Corona-

Maßnahmen beenden.

(Beifall bei der AfD)

Damit ließe sich die Schuldenaufnahme am Kreditmarkt verringern. Doch nun hat 

diese Koalition der Glücklosen auch noch unter Pech zu leiden. Die Bundesregierung 

hat Steuerentlastungen beschlossen, die zur Folge haben, dass Bayern 400 Millio-

nen Euro Steuermindereinnahmen durch Entnahmen aus der Haushaltsrücklage be-

gleichen muss. Doch diese ist seit 2020 binnen zwei Jahren bereits von 8,5 Milliar-

den Euro auf voraussichtlich 4,1 Milliarden Euro in diesem Jahr geschrumpft. Sie 

haben das Sparschwein der bayerischen Steuerzahler in kürzester Zeit geplündert, 

wie das noch keine einzige Staatsregierung vor Ihnen getan hat, und wollen trotzdem 

noch großzügigere Klimatransformationsprogramme finanzieren. Das halten wir von 

der AfD-Fraktion für unverantwortlich.

(Beifall bei der AfD)

Hinzu kommt, dass der G7-Gipfel zum zweiten Mal innerhalb weniger Jahre auf 

Schloss Elmau stattfinden soll. Schön, dass Bayern auch bei den Globalisten so be-

liebt ist; aber die bayerische Bevölkerung kann nicht, wie schon 2015, auch dieses 

Mal den Großteil der Kosten für diese Politveranstaltung tragen. Zwar haben Sie dem 

Haushaltsausschuss erzählt, dass der ganze Spaß nur 166 Millionen Euro kosten soll, 

bis jetzt weiß aber niemand, welchen Anteil der Bund und welchen Anteil Bayern tra-

gen soll. Wir sagen: Der Bund kann nicht erst unsere Steuereinnahmen um 400 Millio-

nen Euro senken und uns dann zusätzlich die Kosten auferlegen. Der Bund hat gefäl-

ligst die Gesamtkosten für diese den Bayern aufgezwungene Veranstaltung zu tragen.

Im Ergebnis bleibt festzuhalten: Der von der Staatsregierung vorgelegte Haushalt 

treibt den Freistaat Bayern in die Schuldenspirale. Er ist das Gegenteil von solider und 

verantwortungsvoller Haushalts- und Finanzpolitik. Eines ist sicher: Söder wird als 
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größter Verschwender, Schuldenmacher und Verfassungsbrecher in die Geschichte 

Bayerns eingehen.

(Beifall bei der AfD)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Ich rufe jetzt Herrn Hans Herold 

von der CSU-Fraktion auf. Bitte schön.

Hans Herold (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr verehrter Herr Finanzminister 

Albert Füracker, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich gehe davon aus, dass wir alle 

Verantwortung in unseren Kommunen tragen. Deshalb ist es unsere politische Verant-

wortung, unsere Kommunen gut auszustatten. Mit dem kommunalen Finanzausgleich 

– FAG – haben wir mit 10,56 Milliarden Euro für das Jahr 2022 eine sehr gute Basis 

für unsere Kommunen im Freistaat Bayern geschaffen. Deswegen von meiner Seite 

ein herzliches Dankeschön an unseren Finanzminister Albert Füracker und das ge-

samte Team des Finanzministeriums für die hervorragende Arbeit, die dort geleistet 

wird.

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte aber auch einen Satz zu Frau 

Kollegin Köhler sagen, neben der ich eine Woche im Haushaltsausschuss sitzen durf-

te. Wir haben dabei sachlich diskutiert. Liebe Frau Köhler, Ihre heutige Rede war aber 

unsäglich. Ich gehe sogar so weit zu sagen: Diese Rede war einer stellvertretenden 

Vorsitzenden des Haushaltsausschusses unwürdig. Ihre Aussage, in Bayern funktio-

niere nichts, weise ich entschieden zurück.

(Beifall bei der CSU)

Wo Sie regieren, da funktioniert nichts. Ein Beispiel dafür ist die heutige Abstimmung 

im Deutschen Bundestag. Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit in den Ländern, in 

denen Sie regieren, überhaupt etwas passiert, fordern Sie, dass der Bund, auch mit 

Mitteln des Freistaats Bayern, die Altschulden übernimmt. Dazu muss ich eines deut-
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lich feststellen:Wir als Freistaat Bayern zahlen jährlich circa 9 Milliarden Euro insbe-

sondere an die Bundesländer, in denen Sie regieren, in denen Sie eine massive Ver-

schuldung herbeigeführt haben. Allein das Land Berlin erhält im Jahr über 3 Milliarden 

Euro. Ich kann mich nicht daran erinnern, dass Ihre grüne Berliner Bürgermeisterin 

und Umweltsenatorin Frau Bettina Jarasch gesagt hätte: Ich bedanke mich bei den 

fleißigen Bürgerinnen und Bürgern des Freistaates Bayern für diese großzügige Leis-

tung, die von Bayern nach Berlin geht.

(Beifall bei der CSU)

Noch ein Punkt, der mir wichtig ist: Sie zeigen quasi immer wieder auf den Freistaat 

Bayern. Sie tragen jetzt auch große Verantwortung in der Ampel-Regierung. Wieso 

übernehmen Sie im Bund nicht auch die Hälfte der Gewerbesteuerausfälle, wie es der 

Freistaat Bayern auch in diesem Jahr machen wird? Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

dieser Staatshaushalt legt natürlich einen Schwerpunkt auf die Kommunen. Deswegen 

war es ganz wichtig, dass wir diese Gewerbesteuerkompensation für das Jahr 2021 in 

der letzten Woche ausbezahlt haben.

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass diese 10,56 Milliarden Euro immerhin eine 

Steigerung gegenüber dem letzten Jahr in Höhe von 244 Millionen Euro bedeuten, 

das heißt, 2,4 % mehr als im Jahr 2021.

Insbesondere die Grunderwerbsteuer hat sich – nachvollziehbar bei dem Immobilien-

boom – mit einer Steigerung von 13,6 % sehr positiv entwickelt. Auch der Einkommen-

steuerersatz stieg um 9,3 % an.

Ein wichtiger Punkt, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist für mich als Vertreter des länd-

lichen Raumes – das möchte ich betonen – der Bereich Sonderfonds Corona-Pande-

mie in Höhe von 400 Millionen Euro für Investitionen. Davon sind 40 Millionen Euro für 

die Abwasserförderung in den RZWas gedacht und 360 Millionen Euro – auch das 

möchte ich besonders hervorheben – für den kommunalen Hochbau. Das ist für unse-
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ren ländlichen Raum besonders wichtig, nicht zu vergessen die 40 Millionen Euro zu-

sätzlich aus dem Etat des Innenministeriums für die Straßenausbaupauschalen.

Das heißt, liebe Kolleginnen und Kollegen, der kommunale Finanzausgleich bleibt 

damit für unsere Kommunen ein großer Anker in der Krise und ermöglicht, wie ich 

meine, ein kraftvolles Agieren für unsere Bürgerinnen und Bürger.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für uns als Kommunalpolitiker ist natürlich immer 

wichtig, dass wir unsere Städte und Gemeinden angemessen ausstatten, auch mit 

den Schlüsselzuweisungen, über die sie letztendlich komplett verfügen können. Die 

Schlüsselzuweisungen – das wissen Sie alle – sind der bedeutendste Teil des kommu-

nalen Finanzausgleichs und machen über 38 % des Gesamtvolumens aus. Nach dem 

leichten Rückgang im letzten Jahr steigen sie heuer, im Jahr 2022, um 67 Millionen 

Euro bzw. 1,7 % auf insgesamt 4 Milliarden Euro. Ich denke, meine sehr verehrten 

Damen und Herren, das ist ein ganz starkes Signal an unsere Kommunen.

Ich möchte noch kurz die Investitionen ansprechen. Der kommunale Finanzausgleich 

setzt natürlich auch einen Schwerpunkt bei den notwendigen Investitionen. Der Frei-

staat Bayern setzt seinen langjährigen Kurs fort, auf kommunaler Ebene zu investie-

ren und zu modernisieren. Wir stärken – wie ich vorhin schon erwähnt habe – die Mit-

tel für die RZWas, die Mittel zur Förderung von Abwasseranlagen. Für Härtefälle 

wurden sie bereits im letzten Jahr um 20 Millionen Euro bzw. 28,5 % erhöht. Im Haus-

halt 2022 wollen wir dafür einmalig weitere 40 Millionen Euro aus dem Corona-Investi-

tionsprogramm verwenden, sodass im kommenden Jahr über 130 Millionen Euro zur 

Verfügung stehen. Diese Förderung kommt vor allem kleineren Gemeinden im ländli-

chen Raum zugute. Ich komme aus dem ländlichen Raum in Westmittelfranken und 

kann Ihnen sagen, welcher Segen dieses Programm für unsere Kommunen, aber 

auch für unsere Bürgerinnen und Bürger ist.

(Beifall bei der CSU)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Bereich der Straßenausbaupauschalen stehen 

einmalig 40 Millionen Euro mehr aus Mitteln des Innenministeriums zur Verfügung, ins-

gesamt also 125 Millionen Euro. Ein ganz besonders wichtiger Punkt – das muss ich 

auch deutlich hervorheben – ist natürlich die Krankenhausfinanzierung, die wir auf 

hohem Niveau in Höhe von 640 Millionen Euro fortführen. Die Investitionspauschalen 

bleiben auf dem hohen Niveau von 446 Millionen Euro. Darüber können unsere Kom-

munen frei verfügen.

Ein Punkt, den ich noch ansprechen möchte, sind insbesondere die Mittel für den 

kommunalen Hochbau nach Artikel 10 des FAG, die wir wiederum anheben, auf insge-

samt 650 Millionen Euro, die somit auf diesem hohen Niveau erhalten bleiben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit wird insbesondere auch der Bau von Schulen 

und Kitas gefördert. Aus dem Corona-Investitionsprogramm werden einmalig zusätz-

lich 360 Millionen Euro bereitstehen, sodass insbesondere über eine Milliarde Euro in 

diesen kommunalen Hochbau fließen. Das sind gut angelegte Mittel. Damit stärken wir 

– das sage ich als Kommunalpolitiker – die Liquidität unserer Kommunen, schieben In-

vestitionen in Schulen und Kitas an und leisten einen erheblichen Beitrag zur Stärkung 

der Baukonjunktur und Bewältigung der Krise.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir diskutieren auch immer wieder über die Finanz-

ausstattung unserer Bezirke. Die Zuweisungen an unsere Bezirke bleiben bei über 

700 Millionen Euro, nachdem sie auch dieses Jahr erhöht wurden, um 15 Millionen 

Euro. Sie wissen, dass wir besonders strukturschwache und von der Demografie be-

sonders negativ betroffene Kommunen unterstützen, indem wir die Bedarfszuweisun-

gen ohne Stabilisierungshilfen effektiv ausstatten, das heißt, mit 120 Millionen Euro. 

Das sind wiederum Mittel, die notwendig sind und angefordert werden.

In diesem Sinne, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-

legen, bedanke ich mich sehr herzlich für die sachliche Diskussion und Beratung im 

Haushaltsausschuss und natürlich bei unserem Finanzminister Albert Füracker und 
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allen, die mitgewirkt haben, für die sehr gute Arbeit. Ich bitte um Zustimmung zu die-

sem sehr soliden Haushalt für das Jahr 2022. – Herzlichen Dank für die Aufmerksam-

keit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Wir haben noch eine Zwischenbe-

merkung von Frau Claudia Köhler. – Bitte.

Claudia Köhler (GRÜNE): Lieber Hans Herold, nachdem jetzt mehrmals kam, dass 

wir im Haushaltsausschuss so nett zu euch gewesen seien und heute doch harsche 

Kritik an diesem Haushalt üben: Ganz ehrlich, ich hatte gehofft, dass euch durch unse-

ren dezenten Hinweis mit 900 Änderungsanträgen deutlich wird, dass wir nicht ganz 

mit dem Haushaltsentwurf einverstanden sind. Ich hoffe, dass ihr es versteht, wenn wir 

nach der Ablehnung aller Anträge, und zwar aller Anträge per se, ohne ins Detail zu 

gehen, ob ihr die sinnvoll findet, Kritik üben. Ihr wart überhaupt nicht bereit, etwas am 

Menü zu ändern, sondern habt nur ein bisschen Salz und Pfeffer in Höhe von 

10.000 Euro zugegeben.

Hans Herold (CSU): Liebe Frau Köhler, entscheidend ist doch die Wortwahl. Ihre Be-

hauptung, dass in Bayern überhaupt nichts funktioniert, möchte ich entschieden zu-

rückweisen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Der Freistaat Bayern ist fast in allen Bereichen die Nummer eins: ob das die Finanzpo-

litik ist, ob das die Wirtschaftspolitik ist, ob das die Familienpolitik ist. Wieso hat der 

Freistaat Bayern als einziges Bundesland – das möchte ich betonen – von der Rating-

agentur die Bewertung "AAA" bekommen? – Nicht weil bei uns nichts funktioniert, son-

dern weil bei uns alles super funktioniert, im Unterschied zu den Ländern, in denen 

Sie regieren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Vielen Dank. – Keine weiteren Zwi-

schenbemerkungen. Damit kann ich den Abgeordneten Ferdinand Mang von der AfD-

Fraktion aufrufen.

(Beifall bei der AfD)

Ferdinand Mang (AfD): Sehr verehrter Herr Präsident, sehr verehrte Damen und Her-

ren Kollegen! In dieser letzten Debatte geht es um den Einzelplan 13, die Allgemeine 

Finanzverwaltung, und die begleitenden Gesetze zum Haushalt 2022. Vorab möchte 

ich mich herzlich für die freundliche und zuvorkommende Zusammenarbeit mit dem 

Haushaltsbüro, dem Plenarreferat und dem Ressort mit seinen Mitarbeitern im Rah-

men der Vorbereitungen bedanken. Sie stehen stets für alle Fragen zur Verfügung und 

geben immer sofort Antwort. Dies verdient unsere volle Anerkennung!

(Beifall bei der AfD)

Nun zur Debatte. Meine Kollegen aus der Fraktion, Ulrich Singer und Katrin Ebner-

Steiner, haben es schon angesprochen, und ich werde jetzt noch auf die leider trocke-

nen juristischen Details eingehen: Herr Söder – er ist natürlich auch heute nicht da –, 

dieses Gesetz ist verfassungswidrig!

(Zuruf)

Es verstößt gegen die in Artikel 82 Absatz 3 unserer schönen Bayerischen Verfassung 

verankerte Schuldenbremse und auch gegen Artikel 109 unseres Grundgesetzes. Für 

eine Ausnahme von der Schuldenbremse bedarf es laut Verfassung unter anderem 

einer Naturkatastrophe oder außergewöhnlichen Notsituation, die sich der Kontrolle 

des Staates entzieht und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigt. Bei Coro-

na kann man sich über das Vorliegen dieser Voraussetzungen insofern streiten, als 

hier nicht ganz unberechtigt der Vorwurf im Raum steht, dass erst die unnütze Lock-

down-Politik die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigt hat. Diese Lockdown-

Politik unterlag der Kontrolle des Freistaats.
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Dies ist aber nicht unser einziger und wesentlicher Kritikpunkt bezüglich der Frage, 

worauf es ankommt, um die Schuldenbremse überschreiten zu dürfen. Um diese Not-

lage zu beseitigen, wurde der Sonderfonds Corona-Pandemie aufgelegt, der eine Ver-

schuldung des Freistaats über die verfassungsrechtlich zulässige Schuldengrenze hin-

aus zunächst erlaubte. Mit dem neuen Haushaltsgesetz der Regierung Söder sollen 

nun jedoch neue Schulden in Höhe von knapp 1,5 Milliarden Euro für das Corona-In-

vestitionsprogramm und für die Hightech Agenda Plus aufgenommen werden. Der 

Oberste Rechnungshof hat diese neue Verschuldung wiederholt in seiner höflichen Art 

kritisiert, im letzten Bericht vom vorgestrigen Tage erneut, da bisher keine ausreichen-

de Begründung vorliegt, so wortwörtlich der ORH. Ich zitiere: Das Corona-Investitions-

programm hat keinen sachlichen Bezug zu der tatsächlichen Corona-Pandemie und 

erfüllt, ebenso wie die Hightech Agenda Plus, nicht die Voraussetzungen für eine Kre-

ditfinanzierung. Zitat Ende. – Wie deutlich muss der Oberste Rechnungshof noch wer-

den? Aber was schert einen Herrn Söder der Oberste Rechnungshof? – Sein Wunsch 

ist Pflicht für die Regierungsfraktionen.

Das Corona-Investitionsprogramm trägt zwar das Wort "Corona" in sich, hat aber kei-

nen Bezug zur Corona-Pandemie. Die Ausgaben verteilen sich auf Schwerpunkte wie 

die Modernisierung der kommunalen und staatlichen Infrastruktur, die Digitalisierung 

der Verwaltung oder das Klimaschutzprogramm. Doch was hat beispielsweise das Kli-

maschutzprogramm mit der Bekämpfung der Corona-Pandemie oder deren Folgen zu 

tun? – Nichts. Absolut nichts. Dieser Zusammenhang ist aber die Voraussetzung, 

damit Sie die Schuldengrenze nach Artikel 82 Absatz 3 unserer Bayerischen Verfas-

sung überschreiten dürfen. Eine Verschuldung über die Schuldengrenze hinaus erfor-

dert zwingend einen Zusammenhang zwischen Kreditaufnahme und Notsituation. Die-

ser Zusammenhang ist bei dem Klimaschutzprogramm ohne weitere Begründung nicht 

gegeben.

(Beifall bei der AfD)
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Ich fasse zusammen: Herr Söder – auch wenn Sie heute nicht da sind –, Sie brechen 

die Verfassung, um auf Kosten der Steuerzahler den Freistaat für Projekte aus dem 

grünen Tollhaus zu verschulden. Sie geben Geld aus, das Sie nicht haben und nicht 

ausgeben dürfen. Die Verfassung verbietet es Ihnen! Es ist nicht neu, dass Sie die Kri-

tik der Opposition nicht stört; aber dass Sie die Kritik des Obersten Rechnungshofs 

vollkommen ignorieren, ist ein Novum. Das zeigt Ihre rechtsstaatliche Gesinnung.

Damit komme ich zum Ende. Die AfD-Fraktion wird diesen Sachverhalt rechtlich prü-

fen und bei Aussicht auf Erfolg Klage einreichen; denn die Bayerische Verfassung ist 

auch für einen Ministerpräsidenten verbindlich. Königliche Starallüren helfen darüber 

nicht hinweg. Im Übrigen bin ich der Meinung, dass sämtliche Corona-Beschränkun-

gen aufgehoben werden müssen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Danke. – Nun darf ich Herrn 

Staatsminister Albert Füracker aufrufen.

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen und Heimat): Meine sehr verehrten 

Damen und Herren, lieber Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Es waren lange 

Stunden gestern, vorgestern und heute. Ich habe praktisch jedes Wort gehört, das hier 

gesprochen wurde, und lange zugehört. Vieles wurde diskutiert und kritisiert. Jeder hat 

seine Rolle. Das akzeptiere ich. Dennoch darf man sagen: Bei uns hat sich vieles ritu-

alisiert. Die Frage lautet: Alles wie immer? – Wenn man zuhört, könnte man glauben, 

es sei wie immer. Dem Freistaat Bayern wird in geradezu dystopischer Weise voraus-

gesagt, die Zukunft würde in diesen Tagen für alle Zeiten verspielt, weil Schulden auf-

genommen werden. Als Finanzminister bin ich über jeden Euro traurig, den ich an 

Schulden machen muss, meine Damen und Herren, aber ausgerechnet dem Freistaat 

Bayern den Niedergang vorauszusagen, ist meines Erachtens eine Übertreibung.

Ich habe vor ein paar Wochen an der Finanzministerkonferenz der Bundesrepublik 

Deutschland teilgenommen, bei der sich 16 Länderfinanzminister über die Situation in 
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ihren Bundesländern unterhalten haben. Auch Minister der GRÜNEN und der SPD 

waren dabei. Das einstimmige Fazit der Kollegen lautete: Deine Probleme in Bayern 

möchten wir alle haben. Ich habe mich massiv gegen diese Feststellung gewehrt, wir 

hätten in Bayern keine Probleme. Die Ampel-Finanzminister sind natürlich der Auffas-

sung: Wir müssen nichts mehr nach Bayern geben. Jetzt "ampeln" wir einmal in 

Deutschland. Das Geld geht an andere Länder. Bayern kann trotzdem weiterzahlen. 

Hans Herold hat es schön dargestellt.

Deswegen finde ich, man sollte bei dem Vorwurf, wir würden zu viele Schulden auf-

nehmen, auch die anderen 15 Bundesländer nennen. Blicken Sie einmal nach Nord-

rhein-Westfalen, wie viele Schulden dort aufgenommen wurden und wie viele Krediter-

mächtigungen dieses Land erhalten hat! Ferner bitte ich Sie zu prüfen, ob es in 

Deutschland einen besseren Ort gibt und ob es vielleicht in Italien, Frankreich, Grie-

chenland, Spanien, Portugal oder wo auch immer in Europa wesentlich günstiger ist – 

vielleicht mit Ausnahme von Estland, wie wir heute gehört haben. Den Menschen jetzt 

zu sagen, wir befänden uns auf dem Weg in unbeherrschbare finanzielle Situationen, 

finde ich ziemlich übertrieben, um es gelinde auszudrücken.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Bayern hat trotz Corona die niedrigste Pro-Kopf-Verschuldung. Als einziges Bundes-

land haben wir von zwei Ratingagenturen das "AAA"-Rating mit positivem Ausblick er-

halten. Dennoch nehme ich dies alles ernst. Es ist nicht so, dass ich Spaß an der Ver-

schuldung hätte, ganz im Gegenteil. Aber hier so zu tun, als würden wir quasi den 

ganzen Tag überlegen, wie wir neue Schulden machen könnten, um das Geld für un-

sinnige Dinge auszugeben – ich komme noch darauf zu sprechen –, ist doch ein 

wenig seltsam.

Sollten wir nicht einmal miteinander wahrnehmen, was eigentlich in der Welt los ist? – 

Ich bin wirklich überrascht. Wir mussten jetzt zwei Jahre lang die größte Krise seit dem 

Zweiten Weltkrieg zusammen bewältigen, und die Krise ist noch nicht vorbei, da 
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kommt schon die nächste. Ja, unser Land ist kein Paradies. Das habe ich noch nie be-

hauptet. Aber wenn Sie hier kritisieren, bei uns funktioniere nichts und Bayern sei Mit-

telmaß, empfehle ich: Gehen Sie dorthin, wo es funktioniert und wo die Länder spitze 

sind!

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Ich kann nur sagen: Selbst kritische Zeitgenossen, die ich kenne, bescheinigen mir, 

dass Bayern nicht Mittelmaß ist und bei uns viel funktioniert. Ich kenne auch viele 

Menschen anderer Parteien, die hier heute auch anwesend sind und mir bestätigen: 

Hund seid’s scho in Bayern! – Sie sehen, was hier in Jahrzehnten entstanden ist, na-

türlich nicht durch mich allein und uns in dieser Generation, sondern durch alle, die vor 

uns gelebt, gearbeitet und geschuftet haben. Darauf werde ich heute noch eingehen.

Natürlich gibt es auch bei uns Menschen, die arm, benachteiligt, krank und schwach 

sind, aber, meine Damen und Herren, wir können den Menschen wenigstens helfen! 

Wohl dem, der, obschon mit Leid beladen auf dieser Welt, in diesem Land leben darf, 

in dem ein starker Sozialstaat so gut organisiert wird, dass wir den Menschen helfen 

können.

In anderen Ländern, meine Damen und Herren, findet weniger Krisenbewältigung 

statt. Das müssen wir feststellen. In den letzten 15 Jahren hatten wir fünf große Krisen 

in Europa: Finanzkrise, Eurokrise, Migrationskrise, Corona-Krise und Ukraine-Krise. 

Letztere nenne ich Russlandkrieg, weil das noch mehr auf den Punkt bringt, was dort 

abläuft, meine Damen und Herren.Die entwickelten Länder dieser Welt und Europas 

haben die Krisen stets bewältigt, indem sie versucht haben, sie durch die Aufnahme 

von Schulden von den Menschen fernzuhalten, anstatt Verzicht üben zu müssen. Die 

nicht entwickelten oder direkt betroffenen Länder hatten diese Möglichkeit dagegen 

nicht. Anstatt einmal darüber nachzudenken, wie wir diesen Menschen helfen können 

– wir haben zum Beispiel auch Europa durch unsere Bonität stabilisiert, durch die 

deutsche Bonität Europa erst handlungsfähig gemacht –, anstatt darüber zu diskutie-
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ren, wie wir es schaffen, nicht nur Krisen von uns fernhalten, sondern das möglicher-

weise auch mit anderen uns schwer belastenden oder zusetzenden Dingen zu tun, die 

sich auf der Welt ereignen, ergießen wir uns in kleinkarierten Fragestellungen über die 

Finanzierung von hier und dort und von morgen und gestern. Das ist alles richtig. Ich 

akzeptiere das. Ich habe einen Amtseid geschworen, den ich selbstverständlich achte.

Eines müssen wir aber schon sagen: Der Mensch ist voller Widersprüche. Das habe 

ich hier zwei Tage lang gehört. Wir, die wir so viel im sozialen Bereich leisten, bekla-

gen soziale Kälte. Wir, die eine Hilfsbereitschaft im Land haben wie noch nie, tun so, 

als würde jemand, der zu uns kommt, Not leiden müssen. Im Gegenteil: Jedem, der zu 

uns kommt und Hilfe sucht, wird staatlich, durch Organisationen, durch ehrenamtliche 

und fleißige Menschen, denen wir allen danken, geholfen. Unternehmer, Arbeitneh-

mer, Verwaltungen, Steuerzahlerinnen und Steuerzahler sind eine Schicksalsgemein-

schaft, die dazu beiträgt, dass wir in diesem Land so gut leben dürfen.

Meine Damen und Herren, andere beneiden uns darum. Auf dieser Welt gibt es etwa 

siebeneinhalb Milliarden Menschen. Ich wette mit Ihnen: Mindestens sieben Milliarden 

Menschen beneiden uns um unser Leben, mindestens sieben Milliarden!

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Wir haben selbstverständlich selbst Sorgen und Ängste vor etwa der Inflation und der 

Frage, wie sich die Ukraine-Krise auf unser Leben auswirkt. Das ist klar. Hier wird kriti-

siert, dass im Haushalt für die Ukraine-Krise keine Vorsorge getroffen worden sei. Ja, 

ich könnte das machen. Der gleiche Redner hat aber fünf Minuten vorher gesagt, wie 

schlecht das doch bei Corona kalkuliert gewesen sei. Wir hätten damals viel zu viele 

Schulden eingestellt, Geld, das wir dann gar nicht gebraucht hätten. Das ist unglaub-

lich! So könnten wir gegebenenfalls mit Geldern im Zusammenhang mit der Ukraine-

Krise auch verfahren. Wir stellen ein paar Milliarden Euro ein. Sagen Sie mir bitte, wel-

che Summen! Im nächsten Jahr darf ich mir dann anhören, dass das zu viel gewesen 

sei und dass das Geld gar nicht gebraucht worden sei.
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Meine Damen und Herren, Kreditermächtigungen, die wir bekommen haben, haben 

wir sehr sorgsam behandelt. Die 20 Milliarden Euro im ersten Jahr mögen Sie als 

"Fehlkalkulation" bezeichnen. Ich bin froh, dass wir sie nicht gebraucht haben! Jeder 

Euro, den ich nicht kreditieren musste, hat mich gefreut. Meine Damen und Herren, 

das ist doch die Wahrheit.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Jetzt in diesen zwei größten Krisen seit dem Zweiten Weltkrieg müssen wir sehen, wie 

wir das Ganze hinbekommen. Ich sage es noch einmal: Viele Menschen auf der Welt 

müssen Krisen durch Verzicht bewältigen, und zwar durch richtigen Verzicht. Wir 

haben die Krisenbewältigung bisher immer noch geschafft und sie bestritten, indem 

wir unseren Staat organisieren und die Probleme mit Krediten lösen konnten, weil wir 

noch kreditwürdig sind. Dass das nicht ewig geht, verstehe ich auch. Ich sage das 

aber all denen, die heute mit großem Mut und viel Tapferkeit erklären, dass man keine 

Schulden machen darf.

Es wird von "Geld hinauswerfen" gesprochen. Ich sage deshalb noch, wofür das Coro-

na-Investitionsprogramm verwendet wird, und dann sagen Sie mir, ob das wirklich 

"Geld hinauswerfen" ist. Es wird so getan, als ob irgendjemand seine Freude daran 

hätte, im Land Schulden aufzunehmen und irgendwas zu tun, was kommende Gene-

rationen belastet. Ich kann Ihnen sagen: Die Lage ist ganz anders. Keiner von uns 

weiß, wie sich die Dinge entwickeln werden. Ich hoffe bei Gott, dass wir nicht in drei 

bis vier Jahren sagen: Wie gern hätten wir doch die Probleme des Jahres 2022 wieder 

zurück. Wir hätten gern die Landtagsdebatte von damals, vom 7. April des Jah-

res 2022, wieder zurück. – Ich hoffe, dass das nicht so kommen wird.

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Die Krise, die hier am Horizont erscheint, die zwei Flug-

stunden von uns entfernt stattfindet und Menschenleben kostet, kann auch dazu füh-

ren, dass wir uns andere Gedanken machen müssen. Wenn all diejenigen, die heute 

sagen: "Wir machen zu viele Schulden", mir konkret benennen würden, wo man etwas 
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wegstreichen kann, dann wäre ich direkt stolz darauf. Dazu habe ich aber bisher nur 

wenige Vorschläge gehört, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Wir machen uns auf, diese Krise zu stemmen. Wir stemmen nicht nur diese Krise, 

sondern organisieren gleichzeitig auch den Aufbruch. Das ist ganz entscheidend. 

Dass dieser Regierungsentwurf mit seinen 898 Änderungsanträgen, 16 Einzelplänen, 

245 Kapiteln und 17.000 Haushaltsstellen eine riesige Herausforderung war, weiß ich. 

Deshalb danke ich noch einmal – ich habe das heute früh schon getan – allen, die 

daran mitgearbeitet haben. Man vergisst immer jemanden, wenn man Einzelne er-

wähnt. Ich weiß das vom Landtagsamt, meinem Haus und vom Haushaltsausschuss. 

Allen, die hier mithelfen, sei gedankt. Ich weiß, dass es eine große Leistung ist, das in 

der Zeit zu tun.

Wir werden auch weiterhin auf Sicht fahren müssen. Wir sind dabei nicht vier Monate 

zu spät dran, meine Damen und Herren, sondern für das, was Sie jetzt gerade wieder 

wissen wollten: Für die Ukraine sind wir wahrscheinlich sechs Wochen zu früh dran, 

weil wir ja auch etwas im Haushalt haben wollten. Mir kann allerdings noch kein Fach-

ressort sachgerecht und genau sagen, was veranschlagungsreif ist.

Wir haben für die Herausforderungen der Migrationskrisen 1,6 Milliarden Euro im 

Haushalt. Ich denke, wir kommen mit dieser Summe einige Zeit zurecht. Wenn sich im 

Laufe dieses Jahres zeigt, dass das alles kompliziert wird, dann werden wir uns nicht 

irgendwie vor dem Problem wegducken, sondern wir müssen dann in aller Sachlichkeit 

wieder darüber sprechen, ob es Mehrbedarfe gibt und gegebenenfalls in welcher 

Höhe, sodass wir den Herausforderungen gerecht werden. Die Instrumentarien sind 

bekannt. Im Nachtragshaushalt ist das alles möglich. Aber heute so zu tun, als wäre 

das geradezu fahrlässig, dass wir hier keinen Haushalt haben – – Die 1,6 Milliarden 

Euro haben bisher jedenfalls gereicht. Wir können alle Aufgaben erfüllen.

Nur eines ist auch klar: Herr Pargent, Sie sagen heute: Was der Bund leistet, wissen 

wir noch nicht genau. – Der Bund ist auf die "glorreiche Idee" gekommen, die bewähr-
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ten Systeme, die wir im Asylbewerberleistungsgesetz haben, jetzt auf die Probe zu 

stellen, nach dem Motto: "Große Krise, und jetzt wollen wir alles umorganisieren". Das 

ist eine besonders "tolle Leistung".

Ich habe eine Woche lang für den Freistaat Bayern verhandelt. Das Ergebnis: null 

Cash, aber alles umorganisieren. Das Asylbewerberleistungsgesetz wäre ganz 

schwer, obwohl es in der Vergangenheit gepasst hat. Das SGB II wäre der neue 

Segen, bis auch mal die Kommunen darauf kommen, dass es hier nicht um das 

SGB II geht. Vielmehr haben wir mit den Flüchtlingen ganz andere Herausforderungen 

als damals bei den Flüchtlingen aus Syrien: Damals kamen viele junge Männer, die ar-

beitsfähig waren und Leistungen über das SGB II erhielten; jetzt kommen viele Men-

schen aus der Ukraine, die nicht arbeiten können, weil sie alt oder behindert sind. 

Auch viele Kinder sind dabei. Bei ihnen sind das SGB VIII, das SGB IX und das 

SGB XII gefragt. Überall sollen die Kommunen zahlen. Die Antwort des Freistaates 

Bayern hätte dann sein sollen: Schauen wir mal, was der Bund uns gibt. – Almosen 

stellt er uns zur Verfügung. Was ist uns denn anderes übrig geblieben, als den Kom-

munen zu sagen: "Wir übernehmen die Kosten", und erst dann: "Wir müssen mit dem 

Bund verhandeln"?

Meine Damen und Herren, niemand hat uns mehr versprochen. Wir haben mehr er-

wartet, und zwar, dass der Bund wenigstens das wieder tut, was er in den Jah-

ren 2015 mit 2017 getan hat. Damals haben Sie zwar nicht mitregiert, aber er hat den 

Flüchtlingen bei uns durch dieses Geld mehr geholfen. Das ist die Wahrheit. Das er-

warten wir jetzt wieder vom Bund.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Meine Damen und Herren, das, was planbar war, haben wir geplant. Schwerpunkt 

Pandemiebekämpfung. Natürlich hat die Corona-Pandemie auch riesige wirtschaftli-

che Auswirkungen. Der Schwerpunkt Pandemiebekämpfung macht das Wesentliche, 

was der Haushalt an geplanten Schulden enthält, aus. Das ist Ihnen ja auch nicht ent-
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gangen. Man hat mir gesagt, ich hätte gesagt – ich glaube, der Herr Dr. Kaltenhauser 

war das –: Ja, das Geld hätten wir vielleicht nicht gebraucht. – Ich weiß es auch in die-

sem Jahr nicht. Ich weiß nicht, wie viel Geld wir für die Bewältigung der Corona-Her-

ausforderungen in diesem Jahr brauchen werden.

Es sieht im Moment so aus, als würde sich das Ganze beruhigen. Die Krankenhäuser 

sind nicht so voll. Die Impfkampagne und all die Themen haben wir. Im Bundestag hat 

die Ampel heute mit dem Impfbeschluss einen "glorreichen Tag" gehabt: Man lässt 

den eigenen Bundeskanzler im Regen stehen. So geht das dort, okay. Wir in Bayern 

machen das aber nicht, weil es auch keinen Sinn hat. Wir wollen ja den Menschen 

helfen und nicht nur streiten um des Streitens willen.

Aber die Zukunft kenne ich nicht. Jetzt zu sagen: Da sind jetzt 5,8 Milliarden Schulden 

drin. Komm uns am Jahresende ja nicht daher! – Vielleicht bleiben dann drei Milliarden 

Euro übrig. Ja, umso besser; je mehr übrig bleibt, desto mehr freue ich mich; denn 

umso weniger Corona-Folgen hatten wir dann zu bewältigen. Ich weiß es auch jetzt 

nicht.

Aber eines weiß ich schon: Wir sind von Anfang an sorgsam mit Kreditermächtigungen 

umgegangen. Wir haben weder im Jahr 2020 noch im Jahr 2021 mehr Geld ausgege-

ben, als nötig war. Wir haben es wieder neu beschlossen, und wir hatten nicht "einfach 

hinter dem Rücken", "still und leise" oder "heimlich" – oder was ich gehört habe – ir-

gendetwas vor. Ich habe nie irgendetwas "still und leise" oder "heimlich" gemacht. Ich 

habe alles hier vorgelegt, vorgetragen und gerne diskutiert. Wenn mir jemand heute 

sagt, dass es falsch war, die Kredite in die nächsten Jahre weiterzutragen, den Kredit-

rahmen mit 20 Milliarden Euro auf drei Jahre aufzuteilen, dann weiß ich jetzt wirklich 

nicht, was man noch weiter tun soll und was daran so falsch sein kann. Stellen Sie 

sich vor: Wenn wir es nicht brauchen, bin ich ein glücklicher Mensch. Sollten wir es 

brauchen, können wir wenigstens den Menschen helfen.
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Man ist in der Opposition schon in einem narrativen Zwiespalt unterwegs. Aber gut, ich 

sage ja: Die Rollen sind so verteilt, wie sie verteilt sind. Die Rituale sollten wir in die-

sen Krisenzeiten aber möglicherweise mal ein bisschen hintanstellen.

Ich sage das auch, weil die Wachstumsprognosen halbiert wurden. Sie wurden vom 

IfW Kiel vor Kurzem halbiert. Deswegen ist unsere Strategie richtig.Die wichtigste 

Strategie neben dem Helfen ist die Investition. Für diese Auffassung lasse ich mich 

auch gerne prügeln. Wir investieren 11,4 Milliarden Euro in diesem Haushalt, haben 

also 16 % Investitionsquote. Es gibt Bundesländer mit einer Investitionsquote von 8 %. 

Wenn ich es so mache wie diese Bundesländer, weil die Opposition mir heute sagt, 

8 bis 9 % Investitionsquote wie in anderen Bundesländern sind völlig okay für Bayern, 

dann habe ich einen kräftigen Haushaltsüberschuss. Reden Sie mit Ihren grünen Län-

derfinanzministern! Sprechen Sie mal mit Kollegen in Ländern, in denen die FDP mit-

schnabelt, wie dort die Investitionsquoten sind. Machen wir gern, fahren wir mal die 

bayerische Investitionsquote auf die Quote anderer Bundesländer herunter, in denen 

die FDP regiert! Dann habe ich einen signifikanten Haushaltsüberschuss, aber keine 

Investitionen, für die ich heute auch noch gescholten werde. Das ist eine interessante 

Erfahrung.

Ich stehe jedenfalls dazu, dass Investieren, wo immer möglich, sinnvoll ist. Das Coro-

na-Investitionsprogramm und die Hightech Agenda Plus sind heute ja vielfach kritisiert 

worden. Da hat man jetzt quasi direkt ein neues Feindbild entdeckt. Wir machen hier 

nichts "still und heimlich". Das will ich als Erstes noch einmal sagen. Die Behauptung, 

dass wir Investitionsprogramme, Haushalte still und heimlich am Landtag vorbei pla-

nen, weise ich zurück. Ich bin über eine solche Wortwahl auch ehrlich entsetzt; denn 

ich habe als Finanzminister immer, in all den vier Jahren und vorher auch als Staats-

sekretär, und allen gegenüber mit höchster Transparenz agiert und mit offenem Visier 

gekämpft. Ich habe auch mit der Opposition objektiv richtig und sehr sachlich Gesprä-

che führen können. Deswegen gibt es hier kein "still und heimlich".
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Wir machen hier zusätzliche Investitionen, zusätzliche Maßnahmen, die es ohne die-

ses Programm nicht gäbe. Diese Maßnahmen stehen in direktem und unmittelbarem 

Zusammenhang mit der Pandemie. Diese Investitionen sind auch sofort wirksam; sie 

helfen jetzt gegen eine wirtschaftliche Ermattung und bringen langfristigen Nutzen. 

Gleichzeitig entsteht dadurch ein Nutzen – das möchte ich noch einmal betonen –, 

dass sie eben sofort helfen. Das ist ein breit angelegter Konjunkturimpuls.

Wir erzielen die größtmögliche Effizienz, und das Ganze auch noch unter besonderer 

Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebots. Ich lasse mich für alles immer gern kritisie-

ren. Aber dass wir jetzt den Kommunen dafür, damit wir noch mehr und schneller 

bauen können, Geld geben und ich mir gleichzeitig habe sagen lassen müssen, wir 

hätten zu viel vorzeitigen Baubeginn genehmigt – wo mir alle Bürgermeister des Frei-

staats Bayern und alle Abgeordneten ständig in den Ohren liegen, ich soll dies alles 

tun –, das ist etwas skurril.

Zudem sparen wir 700 Millionen Euro ein. Lieber Herr Dr. Kaltenhauser, Sie sagen, 

das sei keine Einsparung, da habe man nur die Luft rausgelassen. – Also, mein Ver-

hältnis zu 700 Millionen Euro ist ein anderes. Wir machen deswegen 700 Millionen Eu-

ro weniger Schulden. Was ist bitte daran zu kritisieren, dass wir nicht wochenlang dar-

über diskutieren, wo wir diese einsparen, sondern dass jedes Ressort im Sinne der 

Haushaltsbewirtschaftung die 700 Millionen Euro oder den zugewiesenen Betrag 

selbst festlegen kann? – Ich finde das sehr klug, und es ist im Sinne dessen, was 

heute mehrfach kritisiert wurde.

Wir machen nicht nur Schulden. Wir beschränken uns auch selbst und sparen ein. 

Unser Corona-Investitionsprogramm ist transparent und bestens begründet. Wer die-

ses Haushaltsgesetz einmal liest, kommt zu diesem Ergebnis und sieht, dass wir expli-

zit alle Maßnahmen veranschlagt, den Bereichen zugewiesen und ausführlich in der 

Gesetzesbegründung dargestellt haben, worum es geht. Alle Implikationen, die Schul-

denbremse ebenso wie die positiven wirtschaftlichen Impulse, sind ausführlich in der 

Gesetzesbegründung dargelegt. Es ist fundiert und konkret begründet.
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Diese zusätzlichen Investitionen – ich sage das noch einmal – sind durch ihre Be-

schleunigung eine echte Antwort auf die größte Krise, die wir seit dem Zweiten Welt-

krieg haben. Wir setzen mit unseren zusätzlichen Investitionen gezielte Impulse gegen 

diese Krise. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Natürlich steckt noch viel mehr im Haushalt. Wir haben alles diskutiert: die Digitalisie-

rung, die Wohnraumbeschaffung, Klima, Umwelt, Landwirtschaft. Heute haben wir das 

sehr ausführlich diskutiert.

Das Thema Kommunen ist mir schon ein echtes Anliegen. Ich habe selber die hohe 

Ehre, seit 32 Jahren Kommunalpolitiker sein zu dürfen. Ich war 12 Jahre stellvertreten-

der Landrat und 9 Jahre Zweiter Bürgermeister in einer kleinen Gemeinde. Ich kenne 

den ländlichen Raum. Es ist immer wieder interessant, dass vermutet wird, durch den 

Finanzminister Füracker könnte der ländliche Raum Nachteile erfahren. Ich lebe da, 

meine Damen und Herren. Ich kenne mich da aus. Es ist nicht so, dass ich in der 

Stadt aufgewachsen und noch nie woanders gewesen wäre. Im Übrigen finde ich es 

gut, dass wir starke Städte haben. Auch diesen Gegensatz lasse ich nicht ständig her-

beikonstruieren,

(Zuruf)

weil wir in Bayern Städte und Land haben und sie gleichermaßen fördern. Beim kom-

munalen Finanzausgleich tritt noch einmal ein Gesichtspunkt zutage: Weit mehr als 

3 Milliarden Euro Schulden, die der Freistaat Bayern bis jetzt zur Bewältigung der Co-

rona-Pandemie gemacht hat, sind zugunsten der bayerischen Kommunen aufgenom-

men worden. Wir haben ÖPNV-Erstattungen bezahlt. Wir haben die Kita-Erstattungen 

bezahlt. Wir haben die Gewerbesteuer erstattet. Voriges Jahr hat das 1,4 Milliarden 

Euro gekostet, heuer 330 Millionen Euro. Wir haben für die Kommunen richtig Schul-

den gemacht. Im Corona-Investitionsprogramm stecken noch einmal über 600 Millio-

nen Euro, die ausschließlich bei den Kommunen wirksam werden.
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Ich kann also nach Genehmigung dieses Haushalts sagen, dass wir 2020, 2021 und 

2022 rund 4 Milliarden Euro unserer Neuverschuldung ausschließlich zugunsten kom-

munaler Unterstützungszahlungen aufgenommen haben. 4 Milliarden Euro hat der 

Freistaat Bayern nicht verfrühstückt, sondern diese sind für die Kommunen bestimmt, 

meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Wenn ich jetzt auch noch höre, wir hätten das Geld verplempert, dann erklären Sie 

das den Bürgermeistern. Da merkt man sich genau, wer der Meinung ist, dass Kita-

Unterstützung und solche Sachen Verplemperung von Geld ist. Darüber können wir 

noch oft sprechen.

Harald Güller, wir zwei haben ein offenes, konstruktiv-kritisches Verhältnis. Aber die 

Behauptung, dass die CDU sich geweigert hätte, das Grundgesetz zugunsten einer 

Gewerbesteuererstattung für die Kommunen zu ändern, ist einfach falsch.

(Zuruf: Lüge!)

Das ist falsch. Ich sage das so sanft. Ich habe mit Olaf Scholz in Berlin in der Zeit, in 

der er noch Finanzminister war und ich den Freistaat Bayern vertreten habe, persön-

lich mehrfach darüber gesprochen. Er hat es rundweg abgelehnt – die SPD, der Bun-

desfinanzminister. Er sagte, das Konzept wäre Altschuldenübernahme bei Kommunen 

im Saarland, in Nordrhein-Westfalen, in Niedersachen, in Schleswig-Holstein und 

sonst wo. Das ist das Konzept der SPD und auch der GRÜNEN auf Bundesebene.

Wir brauchen das nicht, erstens weil die bayerischen Kommunen quasi keine Kassen-

kredite haben, da wir sie ordentlich finanzieren, und zweitens weil wir in Bayern im 

Zuge der Stabilisierungshilfen die Kommunen mittlerweile mir rund 1 Milliarde Euro 

beim Schuldenabbau unterstützt haben, insbesondere in Oberfranken und in der 

Oberpfalz, im Bayerischen Wald, in Westmittelfranken und in der Rhön. In den struk-

turschwächeren Regionen haben wir die bayerischen Kommunen entschuldet. Wenn 
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ich die Bedarfszuweisungen noch dazurechne, gingen über 1 Milliarde Euro an die 

Kommunen. Das haben wir ohne den Bund gemacht. Trotzdem haben wir jetzt wieder 

bei der Gewerbesteuer geholfen.

Der Bund, Rot-Grün, erzählt dann die Mär, wir hätten uns der Grundgesetzänderung 

verweigert. Die können wir heute noch machen. Ich garantiere, dass, wenn wir heute 

noch eine Grundgesetzänderung zur Erstattung der Gewerbesteuer machen wollen, 

die CDU/CSU im Bundestag mitmacht.

Meine Damen und Herren, gestern haben wir oft gehört, wir würden Dinge verkaufen, 

die vom Bund kommen. Da vorne saß eine freundliche Kollegin; ich habe sie durch die 

Glasscheiben nicht so richtig gesehen. Sie hat immer kundgetan: Das hat alles der 

Bund bezahlt. – Also, eines ist Fakt: Jeder in unserem Land hat Zuständigkeiten. Der 

Bund hat Zuständigkeiten, die Länder und die Kommunen haben Zuständigkeiten. Der 

Bund ist für das, wofür er zuständig ist, auch in der Regelungspflicht. Der Bund kün-

digt ständig neue Regeln an, aber sie bleiben ungeregelt.

Ich will nicht über das Krisen- und Missmanagement im Deutschen Bundestag und der 

Ampel sinnieren. Aber das müssen Sie sich schon anhören. Sie werden ja daran in 

den nächsten Jahren noch viel Freude haben. Die Impf-Ampel – wir haben sie heute 

erlebt: gescheitert. Die Quarantäneregelungen: Chaos. Der Herr Lauterbach hat sich 

gestern entschuldigt. Das ist gut. Er ist mittlerweile der Minister, der sich am häufigs-

ten entschuldigt hat. Ich bin auch dafür; Entschuldigungen sind immer gut. Man muss 

nur immer Menschen finden, die sie annehmen. Noch nehmen die Menschen diese 

Entschuldigungen an. Wie oft sie das noch machen, weiß ich nicht. – Beim Sonderver-

mögen Bundeswehr gibt es keine eigene Mehrheit der Ampel im Bundestag. Da will 

man das Grundgesetz ändern und muss dann um Unterstützung bitten.

Zum Energieentlastungspaket sitzen veritable Persönlichkeiten offensichtlich eine 

ganze Nacht beieinander und überlegen wegen der Inflation und der Energiepreise, 

wie man Menschen entlasten kann.Nach der Nacht stellt sich heraus: Rentner gibt es 
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überhaupt keine; die 20 Millionen Rentner gibt es nicht. Bauern waren auch nicht 

dabei; die gibt es auch nicht. Ich habe ja heute schon erklärt, was wir tun müssen: 

nämlich die Agrardieselvergütung erhöhen. Ansonsten – so viel zum Thema, welche 

Segnungen vom Bund kommen – beschließt man, das Ganze müsse über die Ein-

kommensteuer laufen. Man erhält dann 300 Euro mit der Einkommensteuer verrech-

net. Diejenigen, die mehr verdienen, zahlen mehr Steuern als jene, die weniger ver-

dienen. Auf jeden Fall ist das ein gutes Konjunkturprogramm für Steuerberater oder 

für wen auch immer.

Fakt ist aber: Wenn über die Einkommensteuer Geld verteilt wird, erhält der Bund 

42,5 %, die Länder ebenfalls 42,5 % und die Kommunen 15 %. Erklären Sie doch den 

Kommunen, dass das Energiesteuerpaket ein toller Wurf war, wobei im Übrigen noch 

niemand weiß, wie es exekutiert werden kann. Dies geht bis hin zu den 9 Euro, für die 

man in Zukunft mit der Straßenbahn fahren kann.

Ich sage Ihnen: Diese Ampel ist ständig zwischen Stromausfall und Dauerlicht unter-

wegs. Die Ampel in Berlin ist keine Lichtquelle, sondern ein Schattenwerfer. Dieser 

Schatten darf nicht auf Bayern fallen, meine Damen und Herren. Das ist entscheidend.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

In Deutschland werden unter den Bundesländern 17 Milliarden Euro umverteilt, 9 Milli-

arden davon sind bayerische Steuergelder, die wir an andere Bundesländer verteilen. 

Ich sage das nicht aus Arroganz. Es wird ja gleich wieder gesagt: Das ist die Arroganz 

der Bayern. – Das ist keine Arroganz, sondern eine Tatsache. Mehr als die Hälfte des 

Umverteilungsvolumens an andere Bundesländer stammt aus Bayern. Wir können 

schon sagen, was wir mit diesem Geld alles tun könnten – ich sage es nicht. Ich 

möchte aber wenigstens noch ein Restverständnis dafür haben, dass neben dem, was 

jetzt vorgelegt wird, nicht auch noch jede zusätzliche Idee realisierbar ist. Die 9 Milliar-

den, die wir bezahlen, geben andere Bundesländer aus. Das sind Steuergelder der 

Bürgerinnen und Bürger des Freistaats Bayern.
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Wenn man all dies zusammen betrachtet, ist es schon skurril, dass man sich auch 

noch darüber beklagt, es gäbe zu viele kommunale Förderprogramme und es wäre 

alles zu bürokratisch. Lege ich ein Konzept für die erste große entbürokratisierte Steu-

er vor, die es in Deutschland überhaupt gibt, nämlich die Grundsteuer, sind die grüne 

Partei und die SPD der Auffassung: So pauschal wollen wir es nicht; dies wäre unge-

recht; wir brauchen ein Mehr an Bürokratie; sonst funktioniert das Ganze nicht.

Sei es, wie es wolle: Wir haben Rekordzuweisungen an die Kommunen. Es gibt ja 

Bürgermeister, die sich über zu viele Förderprogramme beschweren. Das ist aber je-

denfalls bei mir konkret noch nicht so richtig angekommen. Ich sage ihnen immer ganz 

charmant: Es ist nicht so, dass man ein Förderprogramm in Anspruch nehmen muss. 

Es gibt keine Verpflichtung, ein Förderprogramm in Anspruch zu nehmen. Im Übrigen 

gibt es auch keine Verpflichtung, etwas nur dann zu tun, wenn es eine Förderung gibt; 

denn wir haben auch hier eine klare Kompetenzzuweisung. Kommunen sind für be-

stimmte Dinge zuständig, die sie in ihrem eigenen Aufgabenbereich machen können. 

Man kann nicht immer sagen: Wir müssen warten, bis der Staat alles regelt.

Ich habe mit den Kommunen ein sehr gutes Einvernehmen, zum Beispiel auch bei der 

Schuldigitalisierung. Nicht der Freistaat Bayern betreibt die Schulen, sondern der Sa-

chaufwandsträger, und der Freistaat Bayern unterstützt. Wenn jemand mehr tun will, 

kann er das machen, und er muss auch nicht warten, bis der Freistaat Bayern ein För-

derprogramm auflegt. In Bayern darf man auch dann investieren, wenn es keine För-

derprogramme gibt.

Bei der Bildung, bei den Kindern und Familien haben wir Rekorde. Ich freue mich, 

dass wir mehr Kinder haben. Es ist doch noch keine 15 Jahre her, dass in den Ge-

meinden Klage geführt worden ist: Wir sterben aus; die Geburtenraten sind ein Desas-

ter; alles ist furchtbar; was machen wir mit leeren Schulen und Kindergärten? Kann 

sich jemand daran erinnern? – Ich schon. Jetzt heißt es hingegen: O Gott, wie viel 

Geld Kinder kosten. – Meine sehr geehrten Damen und Herren, jedes Kind, das bei 
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uns zur Welt kommt, kostet Geld. Ich freue mich über jedes Kind, auch wenn es Geld 

kostet. Kinder sind unsere Zukunft, und deswegen müssen wir uns um sie kümmern.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Der Freistaat Bayern unterstützt Kitas mit 2,9 Milliarden Euro. Vor einigen Jahren lag 

der Betrag noch unter 1 Milliarde Euro. Das Familiengeld beträgt 770 Millionen Euro. 

All das ist nur mit Augenmaß möglich, meine Damen und Herren. Wir sparen 700 Mil-

lionen Euro. Wir kürzen keine einzelnen Ausgaben. Wir haben im Haushalt im Übrigen 

noch 550 Millionen Euro an Sperren und weiteren globalen Minderausgaben.

Eines war auch skurril: Sie, liebe Frau Köhler – ich schätze Sie sehr –, haben hier ge-

sagt, wir würden die Rücklagen schonen. – Sie hört es jetzt gerade nicht. – Frau Köh-

ler, Sie sagten, wir würden die Rücklagen schonen. Auf der anderen Seite habe ich 

gehört, wir hätten eine zu hohe Rücklagenentnahme. Eines ist klar: 2,9 Milliarden Euro 

Rücklagenentnahme ist definitiv keine Schonung von Rücklagen. Als Finanzminister 

bin ich ehrlich und sage: Eine Schonung ist das nicht. Fakt ist aber, dass wir mit unse-

ren 20 Milliarden Euro – ich sage dies noch einmal – für drei Jahre Gestaltungsspiel-

raum haben, da wir noch gar nicht wissen, ob wir all diese Mittel brauchen. – Dabei 

bleibe ich. Ich strebe nicht an, die Ermächtigungen auszuschöpfen. Das mache ich 

nur, wenn es sein muss.

In den letzten beiden Jahren haben wir das gut gemanagt. Jetzt schreiben wir die Kre-

ditermächtigung fort. Sprechen wir doch einmal ganz ehrlich über die Alternative. Wir 

haben jetzt so vielen Menschen geholfen. Das verstehe sogar ich als Finanzminister. 

Finanzminister sind ja in der Regel immer als herzlose Wesen verschrien. Wir haben 

aber überall geholfen, übrigens auch den Sportvereinen. Wir haben für sie schon 

zweimal 20 Millionen Euro an Hilfen geleistet. Ich hatte auch ein Gespräch. Ich habe 

klargemacht, dass im Februar/März, als das Gespräch mit mir stattfand, noch niemand 

weiß, was die nächsten neun Monate bringen werden. Ich glaube, dass jetzt Corona-
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Normalität hergestellt werden soll. Niemand ist herzlos. Wir haben sehr viel getan und 

geholfen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist – dies verstehe ich – auch nicht be-

sonders logisch, erst allen zu helfen, aber ein halbes Jahr später zu sagen: Jetzt 

möchte ich die Kohle wieder. Dies ist unlogisch. Wir haben jetzt folgende Situation: Wir 

sind noch nicht ganz durch die Corona-Krise durch und müssen daher gemeinsam 

schauen, wie wir die Krise meistern können. Wir müssen baldmöglichst zurück zur 

Normalität.

Ich möchte baldmöglichst wieder einen ausgeglichenen Haushalt ohne Neuverschul-

dung haben. Das ist doch selbstverständlich. Das ist doch überhaupt kein Geheimnis. 

Ich habe noch nie etwas anderes erzählt. Das ist des Finanzministers größtes Ziel. Ich 

lasse mich dann lieber wieder dafür schimpfen, dass wir zu viele Schulden tilgen – das 

hat es nämlich auch schon gegeben. Der Freistaat Bayern hat vor der Corona-Krise 

5,6 Milliarden Euro alte Schulden getilgt. Dies hat kein anderes Bundesland gemacht. 

Damals gab es hier im Saal kritische Stimmen, die mich geradezu aufforderten, zu 

sagen: Wir brauchen hier eine Milliarde, dort eine Milliarde und anderswo auch noch – 

so wie es jetzt vielleicht in Berlin gemacht wird, wo die Milliarden in den Sonderfonds 

Klima übertragen werden. In Bayern legen wir keinen Sonderfonds auf, sondern etati-

sieren die Beträge.

Ich will noch einmal sagen, dass wir Krisenmanagement und soliden Haushalt gut 

austariert haben. Es geht um Verantwortung. Das Jahr 2022 bleibt ein Blick in die 

Glaskugel. Wir kämpfen für die nächste Generation. Schlechtreden hilft jedenfalls 

nicht, meine Damen und Herren. Nur Schulden zu machen, ist verantwortungslos; das 

weiß ich. Wir müssen tilgen. Wir müssen aber auch Strukturen verändern. Es geht 

darum, sich zu überlegen, wie wir diesen Staat nach der Krise weiter aufstellen. Wir 

müssen auch weiter investieren, die Inflationsängste der Menschen ernst nehmen und 

sie bei der Energie entlasten. Ich glaube, das haben wir in den letzten Tagen auch be-

sprochen.
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Lassen Sie mich zum Schluss noch eines sagen. Vielleicht müssen wir auch einmal 

unsere Eltern fragen: Wie habt ihr das eigentlich gemacht, als das Land am Boden lag 

und wieder aufgebaut werden musste, wo alle miteinander erkannten, dass dies nach 

der größten Krise des letzten Jahrhunderts und wohl noch weit darüber hinaus, näm-

lich nach dem Weltkrieg, eine Gemeinschaftsleistung sein muss? Wie habt ihr das ge-

schafft? Warum habt ihr nicht in den Mittelpunkt gestellt "Was kann der Staat für mich 

tun?", sondern gefragt: Wo hat jeder seinen Beitrag zu leisten und anzupacken?

Natürlich ist es besser, sich über Work-Life-Balance zu unterhalten; da bin ich auch 

sehr dafür. Unsere Eltern werden uns aber nicht antworten, dass dies damals ihre 

Konzeption war. Damals ging es um harte körperliche Arbeit mit Intelligenz und mit 

viel, viel Fleiß. Das brauchen wir jetzt auch wieder. Inspiration ist das, was wir benöti-

gen. Ja, wir brauchen intelligente Menschen; wir brauchen Forschung. All das tun wir. 

Ich nenne die Hightech Agenda. Wir investieren sehr viel Geld in Wissenschaft und 

Forschung. Darum beneiden uns andere.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

– Ja, das ist wirklich so. Wir brauchen Inspiration, wir brauchen aber auch Transpirati-

on. Wir müssen uns anstrengen. Es wird so sein, dass man auch einmal schwitzen 

muss. Jedenfalls sagen mir meine Eltern: Inspiration und Transpiration im letzten Jahr-

hundert haben sich gelohnt; wir haben euch nämlich einen Staat, ein Land übergeben, 

das das Deutschland, das das Bayern ist, wie wir es kennen. Deswegen bitte ich bei 

aller Beschwer, bei aller Sorge angesichts der Tatsache, dass keiner weiß, was in den 

Jahren 2022 und fortfolgende passieren wird, dennoch, sich doch auch wieder einmal 

darüber zu freuen, in welchem Land wir alle miteinander leben dürfen. Wir sollten 

diese Freude auch anderen gegenüber zum Ausdruck bringen und erklären, was alles 

wir tun können, was andere längst nicht mehr tun können.Wir sind ein wunderbares 

Land, und wer das negiert, ist geradezu eskapistisch veranlagt, meine Damen und 

Herren. Es ist doch ein Witz, so zu tun, als ginge bei uns morgen die Welt unter. Das 

Gegenteil ist doch der Fall.
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Dieser Haushalt hilft den Menschen im Land. Bayern wird vor, in und nach der Krise 

ein wunderbares Land sein, und wir tun alles Menschenmögliche. Darauf kommt es 

an, das Menschenmögliche muss getan werden. In diesem Haushalt ist das Men-

schenmögliche, was im Moment getan werden kann, abgebildet. Wenn ich sage, das 

Menschenmögliche wird getan, dann gibt es doch noch eine ganz wichtige Bitte, 

meine sehr geehrten Damen und Herren, die da lautet: Gott mit dir, du Land der Bay-

ern! Auch auf ihn wird es ankommen.

Danke, alles Gute, und ich bitte um die Zustimmung zu diesem so wunderbar gelunge-

nen Haushalt.

(Lebhafter Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Finanzminister, es liegt eine Meldung zu einer Zwi-

schenbemerkung vor, vom Kollegen Mang.

Ferdinand Mang (AfD): Sehr geehrter Herr Staatsminister, Sie haben jetzt dreimal un-

sere Kritik wegen der Überschreitung der Schuldenbremse gehört. Insbesondere 

möchte ich noch einmal auf das Corona-Investitionsprogramm eingehen, und zwar 

enthält das eben das Klimaschutzprogramm. Auch der ORH hat noch vorgestern in 

seiner Stellungnahme gerügt, dass hier die gesetzliche Grundlage der Begründung 

nicht reicht.

Ich möchte noch mal die Erläuterung zu diesem Gesetz vorlesen:

Im Rahmen des Corona-Investitionsprogramms sollen Schwerpunkte in den Be-

reichen [...] sowie im Klimaschutz gesetzt werden. Besonders zielgerichtet sollen 

hierfür Maßnahmen in erneuerbare Energien, natürliche CO2-Speicher [...]

usw. usf.

Jetzt frage ich Sie: Was haben denn bitte natürliche CO2-Speicher zur Überwindung 

der Notlage beizutragen? Das würde ich bitte gerne hören.
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Der letzte Satz der Begründung:

Insgesamt umfasst dieses Investitions- und Stabilisierungsprogramm, das auch 

gezielte Impulse für zentrale Zukunftsthemen wie den Klimaschutz enthält, ein 

Gesamtvolumen von rund 1,5 Mrd.€.

Also da frage ich mich auch, inwieweit gezielte Impulse für zentrale Zukunftsthemen –

(Unruhe)

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege!

Ferdinand Mang (AfD): – hier die Überwindung der Notlage – –

(Anhaltende Unruhe)

Das müssen Sie sich anhören, da nützt Ihr Geschrei nichts!

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege, die Zeit ist um!

Ferdinand Mang (AfD): Also, Herr Staatsminister, ich bitte um Antwort.

(Zurufe)

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Finanzminister, bitte schön.

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen und Heimat): Ich lasse mich gerne auffor-

dern. – Herr Mang, ich akzeptiere den ORH sehr. Der ORH ist eine wichtige staatliche 

Institution. Wir nehmen Hinweise vom ORH immer ernst. Die Begründung zu dem Ge-

setz liegt vor. Ich wüsste jetzt nicht, was da nicht zusammenpassen würde.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Präsidentin Ilse Aigner: Danke schön. Es liegen keine Meldungen zu weiteren Zwi-

schenbemerkungen und Redebeiträgen mehr vor. Deshalb ist die Aussprache ge-
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schlossen, und wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die Tagesordnungspunkte 

wieder getrennt.

Ich lasse zunächst über das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2022 abstimmen. Der 

Abstimmung zugrunde liegen der Gesetzentwurf auf der Drucksache 18/19170, der in-

terfraktionelle Änderungsantrag von Abgeordneten der CSU-Fraktion und der Fraktion 

FREIE WÄHLER auf der Drucksache 18/21916, der Änderungsantrag der AfD-Frak-

tion auf der Drucksache 18/21509 und die Beschlussempfehlung mit Bericht des fe-

derführenden Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf der Drucksa-

che 18/22095.

Vorweg ist über den vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-

gen zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungsantrag der AfD-Fraktion auf der 

Drucksache 18/21509 abzustimmen.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag zustimmen will, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das ist das 

restliche Haus, also die anderen Fraktionen. Sind irgendwo Fraktionslose? – Das sehe 

ich nicht. Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Nun lasse ich über den Gesetzentwurf auf der Drucksache 18/19170 abstimmen. Der 

federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen empfiehlt den Gesetz-

entwurf zur Annahme mit der Maßgabe, dass verschiedene Änderungen durchgeführt 

werden. Der endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und 

Integration empfiehlt ebenfalls Zustimmung zum Gesetzentwurf mit den vorgeschlage-

nen Änderungen. Darüber hinaus schlägt er die Vornahme weiterer Änderungen vor. 

Im Einzelnen verweise ich auf die Beschlussempfehlung auf der Drucksa-

che 18/22095.

Wer dem Gesetzentwurf mit diesen Änderungen zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen! – Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER, CSU 
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und FDP. Gegenstimmen! – Das ist die AfD. Enthaltungen? – Keine. Fraktionslose 

sind keine da. Damit ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Per Aufstehen. – Das haben wir 

doch schon gemacht? – Egal. Das Gesetz ist so angenommen. Es hat den Titel: "Ge-

setz zur Änderung des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes und der Bayerischen 

Durchführungsverordnung Finanzausgleichsgesetz (Finanzausgleichsänderungsge-

setz 2022)".

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben beschlossenen Fassung hat der 

Änderungsantrag von Abgeordneten der CSU-Fraktion und der Fraktion FREIE WÄH-

LER auf der Drucksache 18/21916 seine Erledigung gefunden. Das Hohe Haus nimmt 

davon Kenntnis. Oder wehrt sich jemand dagegen? – Nein.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 13. Der Abstimmung zugrunde lie-

gen der Entwurf des Haushaltsplanes 2022, Einzelplan 13, die Änderungsanträge auf 

den Drucksachen 18/21399 mit 18/21406, 18/21411 mit 18/21424, 18/21449 mit 

18/21458, 18/21483 mit 18/21490, die Beschlussempfehlung mit Bericht des federfüh-

renden Haushaltsausschusses auf der Drucksache 18/21906 und der zum Plenum 

eingereichte Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-

che 18/21913.

Wir kommen zunächst zur namentlichen Abstimmung über den zum Plenum einge-

reichten Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und über den Än-

derungsantrag der SPD-Fraktion. Ich bitte, schon mal die Abstimmungsgeräte bereit-

zuhalten.

Zuerst stimmen wir ab über den Antrag der GRÜNEN auf der Drucksache 18/21913, 

"Geflüchtete in Bayern menschenwürdig aufnehmen und bei der Integration unterstüt-

zen".
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Wir beginnen mit der Abstimmung. Die Zeit beträgt wie immer drei Minuten bei der 

ersten Abstimmung. Bitte schön.

(Namentliche Abstimmung von 16:08 bis 16:11 Uhr)

So, jetzt hat sich mein kleiner Holperer geklärt. Ich hatte etwas überblättert. Wir müs-

sen tatsächlich noch die Schlussabstimmung zum FAG durch Aufstehen machen, 

damit da keine Verwirrung entsteht.

Wer dem Gesetzentwurf, den ich vorhin nur mit Handzeichen habe abstimmen lassen, 

zustimmen will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Jetzt machen wir dasselbe 

noch mal. – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER, CSU und FDP. 

Danke schön. Gegenstimmen! – AfD. Enthaltungen? – Keine. Fraktionslose sind nicht 

da. Aber jetzt ist das Gesetz endgültig angenommen.

Die drei Minuten laufen noch. –Gibt es Kolleginnen und Kollegen, die noch nicht abge-

stimmt haben? Letzte Chance! – Damit ist die namentliche Abstimmung geschlossen.

Ich gehe schon zur nächsten namentlichen Abstimmung über. Diese geht über den 

Änderungsantrag von Abgeordneten der SPD-Fraktion betreffend "Bildungsgerechtig-

keit von Anfang an – Kita-Ausbau U6 voranbringen" auf der Drucksache 18/21416. 

Der Änderungsantrag wird vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur 

Ablehnung empfohlen. Auch darüber stimmen wir namentlich ab. Die Abstimmung be-

ginnt jetzt. Zwei Minuten! Bitte schön.

(Zuruf)

– Hat man es nicht gehört? Das ist die nächste namentliche Abstimmung, diesmal 

über den Antrag der SPD-Fraktion auf der Drucksache 18/21416.

(Namentliche Abstimmung von 16:11 bis 16:13 Uhr)

Wir können die Zeit nutzen und die zwei Minuten überbrücken. Ich gebe das Ergebnis 

der ersten namentlichen Abstimmung bekannt: Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/
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DIE GRÜNEN betreffend "Geflüchtete in Bayern menschenwürdig aufnehmen und bei 

der Integration unterstützen" auf der Drucksache 18/21913. Mit Ja haben 34 Abgeord-

nete gestimmt. Mit Nein haben 62 Abgeordnete gestimmt. Stimmenthaltungen: null. 

Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt. –

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Die Zeit läuft. Gibt es jemanden, der noch nicht abgestimmt hat? – Ich sehe nieman-

den. Dann fahre ich, bis das Ergebnis kommt, fort mit den Änderungsanträgen, über 

die wir in einfacher Form abstimmen können.

Zunächst stimmen wir über den Änderungsantrag der AfD-Fraktion betreffend "Zu-

schuss zur Förderung eines Dual-Fluid-Reaktors" auf der Drucksache 18/21484 ab. 

Dieser Änderungsantrag wird vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur 

Ablehnung empfohlen.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag der AfD-Fraktion zustim-

men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstim-

men! – Das ist das restliche Haus. Stimmenthaltungen? – Keine. Fraktionslose Abge-

ordnete sind nicht da. Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt.

Als Nächstes kommen wir zur Abstimmung über den Änderungsantrag der AfD-Frak-

tion betreffend "Streichung des ‚Corona-Investitionsprogramms‘" auf der Drucksa-

che 18/21487. Auch dieser ist vom federführenden Ausschuss zur Ablehnung empfoh-

len worden.

Wer entgegen dem Ausschussvotum diesem Änderungsantrag zustimmen will, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Wiederum 

das restliche Haus. Stimmenthaltungen? – Keine. Fraktionslose: keine anwesend. 

Damit ist auch dieser Änderungsantrag abgelehnt.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über den Änderungsantrag der AfD-Fraktion betref-

fend "Globale Minderausgabe zur Minderung des Kreditbedarfs des Sonderfonds Co-
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ronapandemie" auf der Drucksache 18/21490. Auch dieser wird vom federführenden 

Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlen.

Wer entgegen dem Ausschussvotum zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Wiederum das gesamte restliche 

Haus. Stimmenthaltungen? – Keine. Fraktionslose Abgeordnete: auch keine. Damit ist 

auch dieser Änderungsantrag abgelehnt.

Schließlich lasse ich abstimmen über den Änderungsantrag der FDP-Fraktion betref-

fend "Entgelte für Personal zur Unterstützung der Schulen bei der Erteilung von Prä-

senz- und Distanzunterricht, Beschäftigte im Rahmen der Unterstützungskonzepte zur 

Bewältigung pandemiebedingter Lernrückstände sowie Personal für den Verwaltungs-

vollzug" auf der Drucksache 18/21403. – Muss es immer so lang sein?

(Heiterkeit)

– Entschuldigung! – Der federführende Ausschuss empfiehlt die Ablehnung.

Wer dem Antrag entgegen dem Ausschussvotum zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das sind die FDP-Fraktion, die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und die SPD-Fraktion. Gegenstimmen! – CSU, FREIE WÄHLER und AfD. Stimment-

haltungen? – Keine. Fraktionslose Abgeordnete: nicht da. Damit ist dieser Antrag ab-

gelehnt.

Haben wir schon das Ergebnis? – Jetzt gibt es das Ergebnis der zweiten namentlichen 

Abstimmung. Das ist der SPD-Antrag auf der Drucksache 18/21416. Mit Ja haben 

33 Abgeordnete gestimmt. Mit Nein haben 61 Abgeordnete gestimmt. Stimmenthal-

tungen: null. Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Einzelplan 13 selbst. Der Einzelplan 13 

wird vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen mit den in 
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der Beschlussempfehlung mit Bericht auf der Drucksache 18/21906 aufgeführten Än-

derungen zur Annahme empfohlen.

Wer dem Einzelplan 13 mit den vom federführenden Ausschuss vorgeschlagenen Än-

derungen seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich jetzt vom Platz zu erheben. 

– Das sind die CSU und die FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen! – Das sind BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN, die SPD, die AfD und die FDP. Stimmenthaltungen? – Ich sehe 

keine. Fraktionslose Abgeordnete sind nicht da. Damit ist der Einzelplan 13 mit den 

vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen Änderungen 

angenommen.

Die vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschla-

genen Änderungsanträge, über die nicht gesondert abgestimmt wurde, gelten gemäß 

§ 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung als erledigt. Eine Liste dieser Änderungsanträ-

ge kann über Plenum Online eingesehen werden.

(Siehe Anlage 6)

Außerdem schlägt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 

in seiner Beschlussempfehlung noch verschiedene Ermächtigungen des Staatsminis-

teriums der Finanzen und für Heimat vor. Im Einzelnen verweise ich wiederum auf die 

Drucksache 18/21906.

Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind CSU, BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄHLER, SPD und FDP. Gegenstimmen! – AfD. 

Stimmenthaltungen? – Keine. Fraktionslose Abgeordnete sind nicht anwesend. Damit 

ist so beschlossen.

Die Beratung des Einzelplans 13 ist damit abgeschlossen.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den Entwurf des Haushaltsgeset-

zes 2022. Der Abstimmung zugrunde liegen der Gesetzentwurf der Staatsregierung 

auf der Drucksache 18/19171, der Änderungsantrag der CSU-Fraktion und der Frak-
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tion der FREIEN WÄHLER auf der Drucksache 18/21571, die Änderungsanträge von 

Abgeordneten der CSU-Fraktion und der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf den 

Drucksachen 18/21915 und 18/22050, die Änderungsanträge der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 18/21219 mit 18/21224, die Änderungsan-

träge der AfD-Fraktion auf den Drucksachen 18/21503 und 18/21504, die Änderungs-

anträge von Abgeordneten der SPD-Fraktion auf den Drucksachen 18/21233 mit 

18/21235 sowie die Beschlussempfehlung mit Bericht des federführenden Ausschus-

ses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf der Drucksache 18/22096 und der zum 

Plenum eingereichte interfraktionelle Änderungsantrag von Abgeordneten der CSU-

Fraktion und der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf der Drucksache 18/22225.

Vorweg ist über den zum Plenum eingereichten interfraktionellen Änderungsantrag 

von Abgeordneten der CSU-Fraktion und der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf der 

Drucksache 18/22225 in einfacher Form abzustimmen.

Wer diesem Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 

sind CSU, FREIE WÄHLER, SPD und FDP. Gegenstimmen! – Das ist die – – Jetzt dif-

ferent?

(Zuruf von der AfD)

– Ist es "Gegenstimme"?

(Zuruf von der AfD)

– Oder ist es "Enthaltung"?

Ich frage jetzt nach den Enthaltungen. – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und – –Ich bin 

jetzt nicht ganz sicher, wie die AfD-Fraktion abgestimmt hat. Enthaltung?

(Zuruf: Ja!)

– Enthaltung. Gut. – Der Änderungsantrag ist damit – – Wir können es auch noch än-

dern.
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(Zurufe)

– Dafür! Also, die AfD stimmt auch dafür – für das Protokoll. Der Änderungsantrag ist 

damit angenommen. Man muss das nur richtig festhalten.

Nun kommen wir zur Abstimmung über den Änderungsantrag der AfD-Fraktion auf 

Drucksache 18/21504, über den einzeln und in einfacher Form abzustimmen ist. Der 

Änderungsantrag wird vom federführenden Ausschuss zur Ablehnung empfohlen.

Wer entgegen dem Ausschussvotum zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das sind alle weiteren Fraktionen. 

Enthaltungen? – Liegen nicht vor. Fraktionslose sind nicht anwesend. Der Änderungs-

antrag ist abgelehnt.

Jetzt ist noch über alle weiteren zum Entwurf des Haushaltsgesetzes 2022 eingereich-

ten Änderungsanträge, die in den Ausschüssen zur Ablehnung empfohlen wurden, ab-

zustimmen. Konkret sind dies die Änderungsanträge auf den Drucksachen 18/21219 

mit 18/21224, 18/21233 mit 18/21235 und 18/21503. Die Fraktionen sind übereinge-

kommen, dass dies im Rahmen einer Gesamtabstimmung unter Zugrundelegung des 

jeweiligen Votums des federführenden Ausschusses geschehen soll. Ich lasse daher 

so abstimmen.

Wer hinsichtlich der genannten Änderungsanträge mit der Übernahme des Votums 

seiner Fraktion im jeweils federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-

fragen einverstanden ist und so stimmen will, denn bitte ich um das Handzeichen. – 

Das ist das gesamte Haus. Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Keine. Frakti-

onslose sind nicht anwesend. Damit übernimmt der Landtag diese Voten. Die Ände-

rungsanträge sind abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Gesetzentwurf auf Drucksache 18/19171. 

Hierzu empfiehlt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Zustimmung mit der Maßgabe verschiedener Änderungen. Der endberatende Aus-

Protokollauszug
112. Plenum, 07.04.2022 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 91



schuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat dem Gesetzent-

wurf mit diesen Änderungen ebenfalls zugestimmt. Darüber hinaus schlägt er die Vor-

nahme weiterer Änderungen vor. Ich verweise insoweit auf die Drucksache 18/22096. 

Ergänzend wird vorgeschlagen, in der Anlage 2 vor der Überschrift die Angabe "(zu 

Art. 11)" durch die Angabe "(zu Art. 12)" zu ersetzen.

Wer dem Gesetzentwurf mit all diesen Änderungen zustimmen will, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Das sind die FREIEN WÄHLER und die CSU. Gegenstimmen! – 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FDP und AfD. Enthaltungen? – Keine. Fraktionslo-

se sind nicht anwesend. Damit ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, kommen wir jetzt gemäß § 56 der 

Geschäftsordnung zur Schlussabstimmung. Ich schlage vor, sie in einfacher Form 

durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf mit diesen Änderungen zustimmen will, den bitte ich, sich 

vom Platz zu erheben. – Das sind die FREIEN WÄHLER und die CSU. Gegenstim-

men! – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, AfD und FDP. Enthaltungen? – Liegen nicht 

vor. Fraktionslose sind nicht anwesend. Das Gesetz ist somit angenommen. Es hat 

den Titel: "Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern 

für das Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022)".

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben beschlossenen Fassung haben 

die Änderungsanträge auf den Drucksachen 18/21571, 18/21915, 18/22050 und 

18/22225 ihre Erledigung gefunden. Das Hohe Haus nimmt davon Kenntnis.

Die Haushaltsberatungen sind damit abgeschlossen.

Ich wünsche allen eine schöne und gesegnete Osterzeit. Ich möchte mich ganz herz-

lich bei allen bedanken, die die Haushaltsberatungen mitgestaltet haben, ganz beson-

ders bei den Abgeordneten, die dazu beigetragen haben, aber natürlich auch dem 

Ausschussdienst, den Offizianten, den Stenografen, dem gesamten Landtagsamt und 
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allen Helfern, die im Hintergrund gewirkt haben, damit wir diese Haushaltsberatungen 

durchführen konnten. Vielen herzlichen Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Wie gesagt: ein gesegnetes Osterfest! Nach Ostern sehen wir uns ohne die Scheiben 

dann wieder direkt in die Augen. Alles Gute!

(Schluss: 16:24 Uhr)
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